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10-Punkte-Papier zum Projektbericht 

 

1. Danksagung:  Am 01.04.2014 hat mir die von meinem Amtsvorgänger eingesetzte 

Projektgruppe ihren Bericht "Unterbringung von Asylbewerbern in nordrhein-westfälischen 

Aufnahmeeinrichtungen" übergeben.  Ich danke der Projektgruppe, aber auch den im 

Fachgespräch im Mai 2013 Beteiligten, für die engagierte und instruktive Arbeit. 

 

2. Der Projektbericht erhebt nicht den Anspruch, abschließende Antworten zu geben; er liefert 

kein Konzept im Sinne einer Blaupause für die zukünftige Flüchtlingsaufnahme und -

unterbringung in NRW. 

 

Er ist aber jedenfalls eine fundierte Diskussionsgrundlage für die zukünftige Unterbringung 

von Asylbewerbern in NRW. 

 

3. Die Projektgruppe hat unabhängig gearbeitet; die Einschätzungen und Empfehlungen 

spiegeln nicht in allen Aspekten die Position des MIK wieder. Deshalb versuche ich im 

Folgenden eine erste politische Einordnung und Bewertung - quick and dirty zu den drei 

zentralen Fragen Bedarf, Struktur und Trägerschaft der Unterbringungseinrichtungen. 

 

4. Bedarf: Zu Recht stellt der Bericht fest, "… dass es im Bereich der Flüchtlingsaufnahme so 

gut wie keine Planungssicherheit gibt …" (S. 9). Das zeigt die Vergangenheit.  

Die Zugangszahlen bei den Erstanträgen haben sich wie folgt (jeweils bezogen auf das 

Vorjahr) entwickelt: 2008 + 6 %, 2009 + 23 %, 2010 + 50 %, 2011 +4 % (!), 2012 + 42 %, 

2013 + 58 %.  

Das BAMF musste seine Zugangsprognose korrigieren und von August auf Oktober 2012 

sogar verdoppeln.  

 

Im Jahr 2011 wurde die Kapazität gegenüber 2010 um 68 % erhöht (durch Wiedereröffnung 

der EAE Bielefeld und Ausschöpfung von Reserven in den ZUEn). Von 2010 bis 2012 betrug 

die Erhöhung der Kapazitäten bereits 84 %.  

 

Dennoch konnte die krisenhafte Entwicklung der Unterbringungssituation im Herbst 2012 nicht 

verhindert werden. 

 



  Ministerium für Inneres und Kommunales 
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5. Trotz dieser Erfahrung kann ich heute nicht ausschließen, dass im Herbst 2014 (oder Herbst

2015) erneut ein dramatischer Engpass entsteht. Zwar sind heute von 3675 Plätzen "nur" 2464

belegt - doch das ist eine trügerische Ruhe angesichts der Prognosen des BAMF.

Dabei möchte ich die Bedarfsberechnungen und Kapazitätsziele nicht dogmatisch betrachten; 

Grundsatzdiskussionen zu erforderlichen Kapazitätsreserven, Relation EAE zu ZUE, 

Belegungsdauern und Notfallplänen führen aktuell nicht weiter. 

Eins ist sicher: Im Herbst 2014 werden mindestens - je nach Verweildauer - zwischen 4500 

und 5200 Unterbringungsplätze benötigt - bei derzeit gesicherten rd. 3200 und geplanten 

weiteren 1500 Plätzen. 

Langfristiges  Ziel muss es daher sein, die Inanspruchnahme von kostenintensiven 

Notunterkünften, die meist nicht die Unterbringungsqualität der Regeleinrichtungen erreichen 

und zudem nicht optimal in die Ablauforganisation des bestehenden Aufnahmesystems 

eingebunden sind, obsolet zu machen. Wie wir alle wissen, ist die Gewinnung neuer Standorte 

ein langwieriger Prozess.  Deshalb werden wir  kurz- und mittelfristig auf die 

Inanspruchnahme von Notunterkünften nicht verzichten können,  ggf. auch längerfristig als 

Puffer bei Bedarfsspitzen. 

6. Deshalb erscheint es dringlich, die bestehenden Einrichtungen zu ertüchtigen, das status quo-

System insgesamt zu optimieren, dabei im Projektbericht genannte Verfahrensoptimierungen

umzusetzen.

7. In gleicher Weise beantwortet sich m.E. die Strukturfrage des Aufnahmesystems. Den

Vorschlag der Projektgruppe "…, in Zukunft die Aufgabe der Erstaufnahme und der zentralen

Unterbringung in Aufnahmeeinrichtungen "neuen Typs" zusammenzufassen, die über eine

Mindestgröße von 500 Plätzen verfügen" (und ergänzt werden durch Errichtung einer

Außenstelle des BAMF) mache ich mir ausdrücklich zu eigen.

Ich würde mir sehr wünschen, dass es gelänge, in konstruktiver Zusammenarbeit mit 

Standortkommunen (auch im  Rheinland) und Flüchtlings- wie Wohlfahrtsorganisationen 

sowie dem BAMF zwei bis drei solcher Einrichtungen neuen Typs kurzfristig als Piloten mit 

hohen Unterbringungsstandards, gleichsam als Leuchttürme einer modernen Flüchtlingspolitik 

in NRW zu etablieren.  

8. Angesichts der zu erwartenden Unterbringungsnöte können diese Aufnahmeeinrichtungen 

"neuen Typs" nur eine Ergänzung des bestehenden Systems sein.



 (Bernhard Nebe) 
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 Der Staatssekretär 

Keine Dogmatik in der Systemfrage kann auch bedeuten, dass weitere (kleinere) 

Einrichtungen wie bisher als EAE (in kommunaler Trägerschaft) oder ZUE (in staatlicher 

Trägerschaft) geschaffen werden. 

9. Mit dieser inkrementalen Vorgehensweise beantwortet sich mithin die Frage der Trägerschaft

von selbst: Eine Zweigleisigkeit von kommunaler und staatlicher Trägerschaft erscheint mir

auch in Zukunft vorteilhaft. Denn es gilt, gemeinsam Verantwortung zu übernehmen - Stadt,

Land und BAMF.

10. „Angesichts der Krisenherde in der Welt steigt die Zahl der  Menschen, die bei uns Schutz 

suchen, weiter an. Dabei verlässt niemand leichtfertig seine Heimat. Viele Menschen, die bei 

uns um Asyl nachsuchen, sind froh, ihr Leben gerettet zu haben. Sie alle haben das Recht auf 

menschenwürdige Unterbringung und auf ein faires Asylverfahren." (S. 8  Projektbericht)
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Zusammenfassung 

Dieser Bericht untersucht die Organisation der Flüchtlingsaufnahme in den Aufnahmeeinrichtungen 

des Landes Nordrhein-Westfalen. Er beschreibt die Verteilung und Aufnahme von Flüchtlingen und 

benennt die für dieses Verfahren geltenden rechtlichen Grundlagen (C. und D.). Er benennt unter E. 

einzelne Handlungsfelder und schlägt Lösungen für Bereiche vor, die die Projektgruppe rückbli-

ckend als Problem identifiziert hat. Der Bericht geht unter F. auf die Frage ein, welche Indikatoren 

für die künftige Auslastung von Aufnahmeeinrichtungen - abgesehen von den Prognosen des 

BAMF - zu Verfügung stehen und beschäftigt sich abschließend mit qualitativen Anforderungen an 

Aufnahmeeinrichtungen des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Die Aufnahme von Flüchtlingen ist ein arbeitsteiliger Prozess. Gegenstand des Berichts ist daher 

unter E. IX. unter anderem die Zusammenarbeit mit den an dieser Aufgabe beteiligten Behörden, 

insbesondere mit dem BAMF. Für die Qualität der Flüchtlingsaufnahme ist es von entscheidender 

Bedeutung, dass das BAMF Asylverfahren zügig bearbeitet. Das betrifft vor allem die Anlage von 

Akten sowie die Anhörung der Asylbewerber. 

Die Projektgruppe hofft, dass sie durch ihre Arbeit zu einer Reform der Flüchtlingsaufnahme beitra-

gen kann. Dabei geht es nicht nur um die quantitative und qualitative Verbesserung der Aufnahme-

einrichtungen und die Anpassung des Stellenplans der zuständigen Stellen an die seit Jahren 

wachsenden Anforderungen.  

Ziel muss es in erster Linie sein,  

• die Zusammenarbeit und den Informationsfluss zwischen den an der Flüchtlingsaufnahme 

beteiligten Stellen in Bund und Land zu verbessern und 

• die Entscheidungsträger in der Landesverwaltung in die Lage zu versetzen, auf allmähliche 

Veränderungen der maßgeblichen Indikatoren rechtzeitig zu reagieren. 

Dazu möchte dieser Bericht einen Beitrag leisten, der die Entwicklung der Flüchtlingsaufnahme bis 

Juli 2013 berücksichtigt. 

1
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Lösungsvorschläge 

Die Projektgruppe schlägt vor: 

1. Die Zahl der Unterbringungsplätze in Nordrhein-Westfalen soll den Regelbetrieb1 der Aufnahmeein-

richtungen gewährleisten und zugleich sicherstellen, dass diese rechtzeitig und flexibel auf sich ab-

zeichnende Entwicklungen reagieren können. Zu diesem Zweck soll die Zahl der Unterbringungsplätze 

von derzeit 2.475 auf 7.250 Plätze erhöht werden, davon kurzfristig 1.200 Plätze für die Erstaufnahme 

von Flüchtlingen.2 

2. Darüber hinaus sollen die Aufnahmeeinrichtungen Vorsorge treffen, um besondere Belastungsspitzen, 

Notfälle, Epidemien und vergleichbare unvorhersehbare Ereignisse berücksichtigen zu können. Den 

besonderen Anforderungen an die Bedürfnisse von Angehörigen bestimmter Herkunftsländer und Eth-

nien ist bei der Bemessung der Kapazitäten Rechnung zu tragen.3  

3. Zusätzliche Aufnahmeeinrichtungen sollen mindestens 500 Unterbringungsplätze aufweisen, um damit 

die gesetzlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer Außenstelle des BAMF "bei jeder Aufnah-

meeinrichtung" gemäß § 5 Abs. 3 AsylVfG (Aufnahmeeinrichtung) zu erfüllen.4  

4. Die in § 5 Abs. 2 Nummern 1 und 2  der Verordnung über Zuständigkeiten im Ausländerwesen (Zu-

stAVO)5 vorgesehene Trennung von „Einrichtungen zur vorläufigen Unterbringung von Asylbewerbe-

rinnen und Asylbewerbern" - EAE - (Nr. 1) und „Zentralen Unterbringungseinrichtungen" - ZUE - 

(Nr. 2) soll entfallen. In weiteren Aufnahmeeinrichtungen des Landes sollen beide Aufgaben zukünftig 

zusammengefasst werden.6 Diese weiteren Aufnahmeeinrichtungen sollen in staatlicher Trägerschaft 

betrieben werden.7 

5. Die zurzeit den Zentralen Ausländerbehörden (ZAB) nach §§ 5, 6, 10, 13 Abs. 2 und 14 ZustAVO über-

tragenen Aufgaben der  Erstaufnahme sollen von den in Lösungsvorschlag 4 Satz 2 genannten weite-

ren Aufnahmeeinrichtungen mit Hilfe des dort eingesetzten Personals wahrgenommen werden.8 

                                                      

 

 

1 D. II., S. 19 und Anlage 5, S. 58 
2 E. I., S. 24 f. 
3 E. I., S. 24 f. 
4 E. I., S. 26 f. 
5 Anlage 9, S. 81 f. 
6 E. I., S. 27  
7 E. II., S. 28 f.  
8 E. II., S. 28 f. 
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6. Zur Verfahrensbeschleunigung soll jede Aufnahmeeinrichtung  über ein Röntgengerät verfügen.9 

7. Das MIK soll unter Berücksichtigung der bundesweit mit vergleichbaren Projekten gesammelten Er-

fahrungen prüfen, ob die Planung, die Herstellung, die Finanzierung und die Erhaltung von Aufnah-

meeinrichtungen generell oder im Einzelfall privatisiert werden kann. Diese Prüfung soll sich auch 

darauf beziehen, ob sich der Betrieb vorhandener Einrichtung stärker als bisher privatisieren lässt. Im 

Fall der Übertragung dieser Aufgaben sollen die hoheitlichen Aufgaben der Aufnahmeeinrichtungen 

bei der öffentlichen Hand verbleiben (formelle Privatisierung). Gegenstand der Prüfung sollen ledig-

lich Aufgaben des operativen Bereichs sein, die ggf. privatwirtschaftlich effizienter und wirtschaftli-

cher organisiert werden können. 10 

8. Das MIK und die Bezirksregierungen sollen die Bereitschaft der Gemeinden, zusätzlichen Aufnahme-

einrichtungen auf ihrem Gebiet zuzustimmen (Akzeptanz), wecken und erhalten. Zu diesem Zweck sol-

len 

• sie proaktiv durch Presse- und Öffentlichkeitsarbeit das Verständnis der von (zusätzlichen) Auf-

nahmeeinrichtungen betroffenen Bürgerinnen und Bürger erhöhen; es soll unter anderem ver-

mittelt werden, dass die Aufnahme von Flüchtlingen eine auf Dauer angelegte gesetzliche Auf-

gabe ist, der sich kein Bundesland entziehen kann, 

• die für die Errichtung zusätzlicher Aufnahmeeinrichtungen zuständigen Stellen die Bereitschaft 

der Religionsgemeinschaften, der Politik, der Wohlfahrtsverbände und anderer Organisationen 

aufgreifen und nutzen, in der Planungsphase als Multiplikatoren zu dienen und für das Vorha-

ben zu werben,  

• zusätzliche Anreize für die Kommunen geschaffen werden. Hierzu zählt insbesondere die gesetz-

liche Möglichkeit, die Zahl der Unterbringungsplätze auf die von der Gemeinde aufzunehmen-

den Flüchtlinge anzurechnen. Darüber hinaus soll geprüft werden, ob das Gemeindefinanzie-

rungsgesetz mit dem Ziel geändert werden kann, die Zahl der Unterbringungsplätze im kommu-

nalen Finanzausgleich zu berücksichtigen.11  

 

Das MIK sollte prüfen, ob Aufnahmeeinrichtungen als Modellprojekt mit Hilfe des  

Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) der EU gefördert werden können. 

9. Die personelle Ausstattung der mit der Verteilung, Aufnahme und Versorgung von Flüchtlingen be-

fassten Organisationseinheiten soll an den seit dem Jahr 2008 beobachteten Anstieg der Zahl der 

Asylbewerber wie folgt angepasst werden.  

 

                                                      

 

 

9 E. III., S. 32 f. 
10 E. IV., S. 33 f. 
11 E. V., S. 35 f. 
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• Der Personalbedarf auf allen mit dieser Aufgabe befassten Verwaltungsebenen soll durch eine 

Stellenbemessung oder durch ein anderes geeignetes analytisches Verfahren ermittelt werden, 

das die reale Entwicklung der Flüchtlingsaufnahme berücksichtigt. Die Personalausstattung 

muss die saisonalen Schwankungen bei den Zugangszahlen ebenso berücksichtigen wie unvor-

hergesehene Personalausfälle (kurz und langfristige Erkrankungen), die Inanspruchnahme von 

gesetzlich zustehendem Urlaub, die Beachtung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften, die sich 

aus unterschiedlichen Arbeitszeitmodellen ergebenden Einschränkungen für einen flexiblen Ein-

satz der behördlich Beschäftigten und durch divergierende Arbeitszeitmodelle bei Teilzeitbe-

schäftigen bedingten Ausfallzeiten. 

• Die Aufnahmeeinrichtungen sollen über eine personelle Ausstattung verfügen, die die angemes-

sene Erfüllung der erforderlichen Aufgaben unabhängig davon gewährleistet, ob die Einrich-

tung vom Land oder von einer Kommune getragen wird.  

• Der aktuelle Personalbedarf der Aufnahmeeinrichtungen ist fortlaufend im Rahmen des Quali-

tätsmanagements der Bezirksregierungen zu überwachen. 

• Dem auf diesem Wege nachgewiesenen Personalbedarf soll entsprochen werden. 

• Die Aufnahmeeinrichtungen  sollen über einen ausreichenden Stamm an qualifizierten Mitarbei-

tern verfügen. 

• Darüber hinaus sollen sie finanziell in die Lage versetzt werden, auf saisonal bedingte und nicht 

vorhersehbare Schwankungen der Zugangszahlen durch die befristete Einstellung zeitlich flexi-

bel einsetzbarer Arbeitskräfte zeitnah reagieren zu können. Dabei ist ein angemessener zeitli-

cher Vorlauf zur Einarbeitung der flexiblen Arbeitskräfte zu berücksichtigen. Die hierdurch be-

dingten Kosten sollen in dem nachgewiesenen Umfang erstattet werden.12 

10. Die bei dem Betrieb einer EAE anfallenden Kosten sind in vollem Umfang aus dem Landeshaushalt zu 

decken, unabhängig davon, wer Träger der jeweiligen Einrichtung ist13.  

11. Für Notfälle und vergleichbare unvorhersehbare Ereignisse soll das MIK ein mit den zuständigen 

Behörden abgestimmtes Konzept (Notfallplan) entwickeln, das in das allgemeine Krisenmanagement 

des Landes eingebunden ist und im Bedarfsfall eine vorgeplante Unterstützung der Aufnahmeeinrich-

tungen zeitnah sicherstellt. Für Epidemien wie z. B. Windpocken, Masern und Tuberkulose soll dieses 

Konzept mit dem Gesundheitsministerium abgestimmt werden. Das Konzept soll deutlich machen, wel-

                                                      

 

 

12 E. VI., S. 37 f. 
13 E. VII., S. 40 f. 

4



5 

 

che staatliche oder kommunale Stelle im Krisenfall verantwortlich ist und welche Stellen an Entschei-

dungen zu beteiligen sind.14 

12. Die Zusammenfassung von EAE und ZUE soll es ermöglichen, die für die Aufnahme und Unterbrin-

gung erforderlichen Arbeitsschritte bei den Behörden auf Bundes- und Landesebene im Interesse der 

Asylbewerber in räumlicher sowie zeitlicher Nähe durchzuführen.15 

13. Die Zusammenarbeit zwischen den an der Flüchtlingsaufnahme beteiligten Behörden auf Bundes- und 

Landesebene soll mit dem Ziel verbessert werden, das Verfahren der zuständigen Stellen zu beschleu-

nigen: 

• Das MIK soll dem BAMF regelmäßig in der Landesverwaltung (Justiz, Kommunen) existieren-

de Dolmetscherlisten übermitteln. 

• Die an der Flüchtlingsaufnahme beteiligten Stellen sollen sich regelmäßig und bei Bedarf zeit-

nah austauschen. 

• Zur Verbesserung der IT-gestützten Kommunikation sollte auf Initiative des MIK gemeinsam 

mit dem Bund ein integriertes System entwickelt werden. 16 

14. Zur kurzfristigen Optimierung des bestehenden Zuweisungsverfahrens in der Bezirksregierung Arns-

berg sollen folgende Vorschläge geprüft werden: 

• Vereinfachung der Übermittlung von Bescheiden im Original und in Kopie an die verschiede-

nen beteiligten Stellen unter Berücksichtigung der Anforderungen, die an die Qualität von Ver-

waltungsakten (Zuweisungsbescheid) zu stellen sind, insbesondere, soweit ohne großen Auf-

wand möglich, Umstellung von papierener auf elektronische Übermittlung (als PDF-Dokument 

oder als E-Mail-Text), 

• Schaffung einer breiteren Personalbasis durch eine frühzeitige Einweisung und flexible Bereit-

stellung von Reservekräften, 

• Dokumentation der Prozesse, um insbesondere den in diesem Bereich vorübergehend zusätzlich 

eingesetzten Beschäftigten die Übernahme der Aufgaben zu erleichtern, und 

• arbeitsteilige Bearbeitung im Fall von Belastungsspitzen (Buchung auf einem Arbeitsplatz, Vor- 

und Nacharbeiten auf  anderen Arbeitsplätzen).17 

                                                      

 

 

14 E. VIII., S. 41 f. 
15 E. I., S. 27 
16 E. IX., S. 42 f. 
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15. Mittel- bis langfristig sollen folgende Verbesserungen im Bereich der IT-Unterstützung angestrebt 

werden: 

• Das bestehende Asylprogramm soll durch eine Software ersetzt werden, die den aktuellen An-

forderungen an Technik, Funktionalität und Bedienbarkeit möglichst weitgehend gerechtet 

wird.  

• Erste Priorität solle ein gemeinsam mit dem Bund zu entwickelndes integriertes, webbasiertes 

System haben, das von allen am Verfahren beteiligten Stellen auf Bundes- und Landesebene ge-

nutzt werden kann, um Synergieeffekte zu erzielen und Doppelarbeit zu vermeiden. 

• Für die Übermittlung von Daten an das BAMF soll die Möglichkeit einer Erweiterung des 

Standards XAusländer um ein entsprechendes Modul geprüft werden. 

• Sollte eine gemeinsame Nutzung zusammen mit dem Bund nicht möglich bzw. gewollt sein, wäre 

zur besseren Unterstützung der elektronischen Kommunikation und der aktuellen Arbeitspro-

zesse zumindest eine einheitliche, vorzugsweise auf Web-Technik  basierende integrierte Soft-

ware auf Landesebene anzustreben, die allen beteiligten Stellen über das DOI-Netz zugänglich 

gemacht werden könnte.  

• Der Beschaffung einer bestehenden Software ist dabei der Vorzug vor einer kompletten Neu-

entwicklung zu geben. Eine Neuprogrammierung sollte in Anbetracht des zu erwartenden hohen 

Aufwands und der erfahrungsgemäß sehr langen Projektdauer nur als letztes Mittel in Frage 

kommen.18 

16. Die Unterbringung von Asylbewerbern und die Ausstattung der Aufnahmeeinrichtungen müssen hu-

manitären Anforderungen entsprechen. Entsprechende Mindeststandards werden vom Land vorgege-

ben und regelmäßig evaluiert. Dazu zählen: 

• Gemeinschaftsräume (Küchen, Speiseräume, Wasch- und Trockenräume) 

• Sanitärräume einschl. abschließbarer Toiletten 

• Räume für Kinderbetreuung und Freizeitaktivitäten (z.B. Spiel- oder Sportstätten) 

• separate Räume für schutzbedürftige Personengruppen (u. a. Familien, allein reisende Frauen, 
Schwerbehinderte) 

• Räume für die Aufnahme von unbegleiteten Minderjährigen, bis sie vom zuständigen Jugendamt 
in Obhut genommen werden können 

                                                                                                                                                                  

 

 

17 E. X., S. 44 f. 
18 E. X., S. 44 f. 

6



7 

 

• Räumlichkeiten, die sich als Krankenstation sowie zur Isolation infizierter Personengruppen 
eignen 

• Räumlichkeiten für die Flüchtlingsberatung und behördliche Rückkehrberatung.  

Die fachliche und soziale Qualifizierung des Betreuungspersonals muss gewährleistet sein. 

17. Aufnahmeeinrichtungen müssen mit öffentlichen Nahverkehrsmitteln zu erreichen sein. 

18. Diese Standards sind vom zuständigen Träger insbesondere durch Auflagen im Rahmen der Vergabe 

und entsprechende vertragliche Regelungen, die der Zustimmung der zuständigen Bezirksregierung 

bedürfen, sicherzustellen.19 

 

Der Projektgruppe ist sich bewusst, dass diese Vorschläge nicht zeitgleich umgesetzt werden kön-

nen. Sie regt daher an, kurzfristig die in den Nummern 1 bis 6, 8, 9, 13 (ausgenommen Spiegel-

strich 3), 14 und 16 bis 18 vorgeschlagenen Maßnahmen in Angriff zu nehmen. 

                                                      

 

 

19 G., S. 50 f.  
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A. Einführung und Ausgangslage 

Die Ursachen dafür, dass Menschen nach Nordrhein-Westfalen flüchten, sind vielfältig, doch ist 

ihnen allen gemeinsam, dass sie auf eine Verbesserung der Lebenssituation abzielen (z.B. Armut, 

Bildung, Lebensstandard, politische Unruhen, Schutz vor Verfolgung und Ausgrenzung).20 Eine 

klare Unterscheidung zwischen Flüchtlingen (Flucht vor Verfolgung und Gewalt) und „Wirtschafts-

flüchtlingen“ (Suche nach besseren Lebensbedingungen, Flucht aufgrund von Existenzgefährdung) 

stellt sich oftmals als schwierig dar und führt zunächst im Zweifel zur Beantragung des Asylrechtes.  

Angesichts der Krisenherde in der Welt steigt die Zahl der Menschen, die bei uns Schutz suchen, 

weiter an. Dabei verlässt niemand leichtfertig seine Heimat. Viele Menschen, die bei uns um Asyl 

nachsuchen, sind froh, ihr Leben gerettet zu haben. Sie alle haben das Recht auf menschenwürdi-

ge Unterbringung und auf ein faires Asylverfahren. 

Die Flüchtlingsaufnahme in Nordrhein-Westfalen befindet sich spätestens seit dem Jahr 2012 in 

erheblichen Schwierigkeiten, die bis zum heutigen Tag andauern. Zwar konnten im Jahr 2013 zu-

sätzliche Unterbringungsmöglichkeiten geschaffen werden. Der starke Anstieg der Zahl der Asyl-

bewerber in diesem Jahr lässt jedoch befürchten, dass spätestens im Herbst dieses Jahres erneut 

Notunterkünfte bereitgestellt werden müssen, die die regulären Einrichtungen ergänzen.  

Wie konnte das geschehen? Hier lohnt ein Blick auf die Rahmenbedingungen der Flüchtlingsauf-

nahme in den dazu bestimmten Einrichtungen des Landes. Dies sind unter anderem: 

• Die Zahl und die Dauer der Fluchtursachen und die Anziehungskraft des Zielstaates Bun-

desrepublik Deutschland 

• Die Prognosen des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 

• Die Zahl und die Herkunft der aufzunehmenden Flüchtlinge 

• Die Rechte und Bedürfnisse dieser Personen 

• Die Zahl, die Qualität und die Motivation der in der Landesverwaltung und beim BAMF ein-

gesetzten Mitarbeiter 

• Die Zusammenarbeit der zuständigen Behörden mit dem BAMF 

• Die Kapazität und die Auslastung der vorhandenen Aufnahmeeinrichtungen 

                                                      

 

 

20 In der Migrationssoziologie werden die am Herkunftsort des Migranten für die Wanderung 
maßgeblichen Faktoren als "Push-Faktoren" bezeichnet. Der Begriff der "Pull- Faktoren" fasst die 
Faktoren des Zielorts zusammen, die für die Immigration ursächlich sind. Vgl. Otter, in: 
Schomaker/Knorr/Müller, Migration und Integration als wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Ordnungsprobleme, Stuttgart 2012, S. 76 f. m.w.N. 
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• Die Qualität und die Schnelligkeit der Information der mit der Flüchtlingsaufnahme  betrau-

ten Stellen 

• Der zeitliche Abstand zwischen der Entscheidung des MIK, diese Kapazität zu erweitern, 

und ihrer Umsetzung 

• Die kommunalpolitischen Rahmenbedingungen der Flüchtlingsaufnahme und ihre Akzep-

tanz in der Bevölkerung 

• Das Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. 

 

Dieser kursorische Überblick verdeutlicht, dass es im Bereich der Flüchtlingsaufnahme so gut wie 

keine Planungssicherheit gibt, weil die Landesverwaltung nur einen Teil der hier aufgeführten Rah-

menbedingungen beeinflussen kann: 

• Die Zugangszahlen sind weder steuer- noch vorhersehbar. 

• Die - langfristigen - Prognosen des BAMF sind nicht verlässlich, wie das BAMF selbst auf 

Anfrage bestätigt. 

• Die Zusammenarbeit mit dem BAMF wird unter anderem beeinflusst durch die personelle 

Ausstattung, die organisatorischen Schwerpunkte und den Arbeitsrhythmus dieser Behör-

de. 

• Die Vorgaben des Landeshaushalts gelten auch für den Bereich der Flüchtlingsaufnahme. 

• Die Interessen der Kommunalpolitik decken sich nur teilweise mit denen des Landes.  

 

Diesen Rahmenbedingungen stehen Faktoren gegenüber, die von der Landesverwaltung gesteuert 

werden können: 

• die Kapazität der Aufnahmeeinrichtungen 

• die personelle Ausstattung der zuständigen Behörden  

• die Akzeptanz der Aufnahmeeinrichtungen des Landes. 

 

Die personelle Ausstattung der zuständigen Behörden hat mit dem seit dem Jahr 2008 festzustel-

lenden Anstieg der Zahl der Asylbewerber nicht Schritt gehalten. Dies gilt für alle Ebenen des drei-

stufigen Behördenaufbaus des Landes Nordrhein-Westfalen, die diese Aufgabe wahrnehmen. Bis-

lang ist es nur teilweise gelungen, die Akzeptanz der Aufnahmeeinrichtungen des Landes in den 

Kommunen zu erhöhen. Das gilt vor allem für die Gemeinden, die als Standort für zusätzliche Ein-

richtungen vorgesehen sind. 

Nach 44 Abs. 1 AsylVfG sind die Länder verpflichtet, für die Unterbringung Asylbegehrender die 

dazu erforderlichen Aufnahmeeinrichtungen zu schaffen und zu unterhalten sowie entsprechend 

ihrer Aufnahmequote die im Hinblick auf den monatlichen Zugang Asylbegehrender in den Aufnah-

meeinrichtungen notwendige Zahl von Unterbringungsplätzen bereitzustellen. Asylbewerber sind 

gemäß § 47 Abs. 1 AsylVfG verpflichtet, bis zu sechs Wochen, längstens jedoch bis zu drei Mona-

ten, in der für ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 

Zur Aufnahme dieser Menschen unterhält das Land Nordrhein-Westfalen zwei Einrichtungen zur 

Erstaufnahme - EAE - bei den Zentralen Ausländerbehörden - ZAB - in Bielefeld und Dortmund und 
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zwei zentrale Unterbringungseinrichtungen - ZUE - in Hemer und Schöppingen. Diese Einrichtun-

gen verfügen über insgesamt rund 1.600 Plätze.  

Von den ZUE aus werden die Asylbewerber in der Regel innerhalb von vier bis sechs Wochen in 

nordrhein-westfälische Kommunen verteilt, teilweise auch an andere Bundesländer weitergeleitet. 

Die Bezirksregierung Arnsberg hat die Aufgabe, die Belegung der Aufnahmeeinrichtungen landes-

weit zu organisieren21.  

Während die Zahl der Asylantragsteller in den Jahren 1995 bis 2007 ständig zurückging, ist sie seit 

dem Jahr 2008 bundesweit wieder kontinuierlich gestiegen. Obwohl die zunehmende Auslastung 

der nordrhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen unter anderem durch monatliche Berichte der 

Bezirksregierung Arnsberg belegt wurde, hat das MIK auf Berichte der Bezirksregierung Arnsberg 

und der Behördenleiter lange Zeit nicht oder verspätet reagiert. Gerade die langsame und Schwan-

kungen unterworfene Entwicklung der Flüchtlingszahlen hat es möglicherweise erschwert, Engpäs-

se frühzeitig zu erkennen und aus den dem MIK vorliegenden Informationen die richtigen Schlüsse 

zu ziehen. In diesem Fall wären die Ursachen für die aktuellen Probleme der Flüchtlingsaufnahme 

in den vergleichsweise ruhigen Zeiten „vor dem Sturm" gesetzt worden. 

Bereits im Herbst 2010 war die Zahl der Asylbewerber zeitweise doppelt so hoch wie in den Ver-

gleichsmonaten des Vorjahres22. Auf diesen Anstieg hatte das Land Nordrhein-Westfalen im Febru-

ar 2011 mit der Wiedereröffnung einer zweiten EAE in Bielefeld reagiert, die zuvor wegen rückläufi-

ger Zahlen geschlossen worden war23. Außerdem wurden durch Ausschöpfung der  Not-Reserve 

von 400 Plätzen die Kapazitäten in den beiden ZUE auf insgesamt 1.000 Plätze erweitert. Im Jahre 

2012 wurde die Bezirksregierung Arnsberg mit der Suche nach einer geeigneten Liegenschaft be-

auftragt, die als dritte ZUE für die Unterbringung von 500 Personen geeignet sein sollte. 

I. Entwicklung im Jahr 2012 

Bei den EAE in Bielefeld und Dortmund waren in den vergangenen Jahren regelmäßig saisonale 

Schwankungen der Zugangszahlen zu verzeichnen. Im Jahr 2012 war allerdings kein Rückgang der 

Zugangszahlen feststellbar. Vielmehr blieben die Antragszahlen in der ersten Jahreshälfte auf ei-

nem gleich hohen Niveau, ehe sie in der zweiten Jahreshälfte bis auf etwa die dreifache Menge pro 

Monat anstiegen. 

                                                      

 

 

21 D. II 2., S. 21 f. 
22 Anlage 2, S. 53 f. 
23 In den Neunzigerjahren des letzten Jahrhunderts standen dem Land Nordrhein-Westfalen 19 
Aufnahmeeinrichtungen zur Verfügung, die aufgrund der rückläufigen Entwicklung der Zugänge 
nach und nach aufgegeben wurden. 
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Erschwert wurde die Situation dadurch, dass die Ladungsfristen des BAMF zur Anhörung im Asyl-

verfahren zeitweise bis zu sieben Wochen betrugen. Zeitweise mussten Asylbewerber bereits vor 

der Anhörung durch das BAMF auf die Gemeinden verteilt werden. Nicht nur in Nordrhein-

Westfalen stellten diese langen Fristen die zuständigen Stellen vor erhebliche Herausforderungen. 

Bereits seit Juni 2012 führte der sprunghafte Anstieg der Zugangszahlen zu erheblichen personel-

len und organisatorischen Schwierigkeiten in den Aufnahmeeinrichtungen des Landes. Ab Juli 2012 

waren Steigerungsraten zwischen 49,8 %  und 47,1 % gegenüber dem Vorjahr festzustellen. Die 

Voraussetzungen eines geregelten Asylverfahrens waren über Monate hinweg nicht gegeben. Die-

se Einschränkung gilt auch für die Flüchtlingsberatung. 

Das Land NRW hat im Jahr 2012 über die eigentliche Aufnahmequote hinaus Flüchtlinge unterge-

bracht.24 Zeitweise mussten bis zu 4.400 Personen monatlich in den EAE Bielefeld und Dortmund 

untergebracht werden. Die vergleichsweise hohe Zahl erklärt sich daraus, dass auch die nach dem 

Königsteiner Schlüssel auf andere Länder zu verteilenden Menschen zunächst in Nordrhein-

Westfalen registriert, ärztlich untersucht und zumindest vorübergehend untergebracht und versorgt 

werden müssen. Dies galt auch für Asylfolgeantragsteller, die sich in den Aufnahmeeinrichtungen 

melden und unmittelbar an die Ausländerbehörde ihres letzten Wohnortes verwiesen werden.  

Im September  musste die EAE Dortmund eine Ausweichunterkunft beschaffen und Flüchtlinge 

zeitweilig in Hotels unterbringen. Die ZUE in Hemer und Schöppingen hatten Schwierigkeiten damit, 

die bei ihnen untergebrachten Personen so schnell auf die Kommunen weiter zu verteilen, wie dies 

zur Entlastung der EAE erforderlich gewesen wäre. 

Nachdem beiden EAE aufgrund von Windpocken vorübergehend die Aufnahme von Asylbewerbern 

untersagt wurde, wurden Notunterkünfte beschafft, die in der gebotenen Eile nur durch Amtshilfe 

anderer Behörden und die Unterstützung verschiedener Hilfsorganisationen eingerichtet und betrie-

ben werden konnten. So richtete z. B. das THW in kürzester Zeit Notunterkünfte in THW-eigenen 

Gebäuden in mehreren Gemeinden ein. Das DRK übernahm kurzfristig die Betreuung der ehemali-

gen Landesstelle für Aussiedler, Zuwanderer und ausländische Flüchtlinge in Unna-Massen. 

Die Städte Köln und Essen stellten provisorische Ausweichunterkünfte in Sporthallen  zur Verfü-

gung. In der Stadt Neuss konnten in einem ehemaligen Krankenhaus 150 Unterbringungsplätze 

befristet als Aufnahmeeinrichtung des Landes genutzt werden. Auch die Bezirksregierung Arnsberg 

traf personelle Maßnahmen, um eine zügige Bearbeitung zu gewährleisten. Diese umfassten neben 

der Heranziehung von Personal aus anderen Bereichen auch die Anordnung von Wochenendarbeit 

und von Urlaubssperren. 

                                                      

 

 

24 E. I., S. 24 
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Das MIK forderte im Herbst 2012 die Kommunen auf, alle kurz- und mittelfristig zur Verfügung ste-

hende Liegenschaften zu benennen, die als Aufnahmeeinrichtung des Landes genutzt werden 

konnten. Diese Aufforderung wurde im Juli 2013 wiederholt. Darüber hinaus wurde geprüft, ob ge-

eignete Gebäude im Besitz des Bundes oder des Landes Nordrhein-Westfalen zur Verfügung stan-

den.  

Die Suche nach Standorten für zusätzliche Aufnahmeeinrichtungen gestaltete sich schwierig. Es 

stellte sich heraus, dass der größte Teil der dem Land benannten Liegenschaften nicht die Anforde-

rungen an eine menschenwürdige Unterbringung von Flüchtlingen erfüllte. 

Der Bauzustand vieler Immobilien, die auf ihre Eignung als Aufnahmeeinrichtung geprüft wurden 

(und werden) erwies sich als ungenügend. Dies gilt auch für ehemalige Kasernengebäude, die nach 

der Aufgabe ihrer Nutzung nicht selten dem Verfall überlassen wurden. Nicht selten scheitert die 

Nutzung als Aufnahmeeinrichtung auch an der  örtlichen Lage und der unzureichenden Verkehrs-

anbindung (ÖPNV). 

Das Vorhaben, zusätzliche Aufnahmeeinrichtungen zu schaffen, stieß außerdem auf Vorbehalte 

potenzieller Standortgemeinden. In einem Fall erwies es sich als notwendig, die Interessen des 

Landes Nordrhein-Westfalen gerichtlich durchzusetzen, nachdem es nicht zu einer gütlichen Eini-

gung kam25.  

II. Entwicklung im Jahr 2013 

Die Projektgruppe geht davon aus, dass die im Jahr 2012 festgestellte Steigerung der Zahl der 

Asylbewerber sich im Jahr 2013 auf erhöhtem Niveau wiederholen wird. Bereits im ersten Halbjahr 

des Jahres 2013 haben bundesweit 43.016 Erstantragsteller beim Bundesamt um Asyl nachge-

sucht. Im Vergleichszeitraum des Jahres 2012 waren es 23.066 Erstantragsteller. Dies ist eine 

Steigerung von ca. 20.000 Anträgen und entspricht einem Anstieg von ca. 86 %. 

Das BAMF ging in seiner Prognose vom 9. Juli 2013 davon aus, dass in den nächsten Monaten mit 

einem weiteren Anstieg zu rechnen ist. Es prognostizierte für die zweite Jahreshälfte des Jahres 

2013 monatliche Zugänge in der Größenordnung von jeweils 8.000 bis 10.000 Personen. Ange-

sichts der aktuellen Entwicklungen erscheint für das Jahr 2013 eine Gesamtzahl von 100.000 "Er-

stantragstellern" nicht mehr ausgeschlossen.26 

Anhaltspunkte, die einen nachhaltigen Rückgang der Zugangszahlen erwarten lassen könnten, sind 

derzeit nicht ersichtlich. Die Möglichkeit der visumfreien Einreise in den Schengen-Raum geht nicht 

                                                      

 

 

25 Der Ausgang dieses Verfahrens bleibt abzuwarten. 
26 E. II., S. 24 
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nur bei Serbien und Mazedonien, sondern inzwischen auch  bei den  Herkunftsländern Bosnien und 

Herzegowina  mit steigenden Asylbewerberzahlen einher.  

Neben den anhaltenden Fluchtbewegungen aus den bekannten Krisenregionen ist ein Sinken der 

Armutsmigration nicht zu erwarten. So hat die EU-Kommission in ihrem aktuellen Vorschlag vom 

24.10.2012 für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zum Europäischen 

Hilfsfonds für die am stärksten von Armut betroffenen Personen dargelegt, dass die Zahl der rd. 40 

Millionen Menschen, die in Europa unter gravierender materieller Armut leben, allein zwischen 2009 

und 2010 um 342.000 gestiegen ist, schätzungsweise 4,1 Millionen Menschen in Europa obdachlos 

sind und in der Union 25,4 Millionen Kinder armutsgefährdet und von sozialer Ausgrenzung bedroht 

sind.  

Die hohen Zugangszahlen der Asylerst- und Folgeanträge im Herbst 2012 und die im Jahr 2013 

bislang zu verzeichnenden Entwicklung verdeutlichen, dass die Aufnahme und Unterbringung für 

das Land eine Daueraufgabe ist. Aufgrund der bisherigen Entwicklung der Asylbewerberzahlen und 

der BAMF-Prognosen sind in Ermangelung ausreichender räumlicher Kapazitäten in den bisherigen 

Einrichtungen dringend weitere Aufnahmeeinrichtungen des Landes erforderlich27.  

                                                      

 

 

27 E. I., S. 25 f. 
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B. Die Arbeit der Projektgruppe 

Das MIK hat im Februar 2013 das Projekt "Unterbringung von Asylbewerbern in Aufnahmeeinrich-

tungen des Landes Nordrhein-Westfalen" eingerichtet. 

I. Auftrag der Projektgruppe 

Der Auftrag und das Ziel des Projektes war es, 

1. das aktuelle Verfahren zur Unterbringung von Asylbewerbern  zu analysieren und zu be-

werten, 

2. Anforderungen an weitere Aufnahmeeinrichtungen zu definieren und 

3. ein Konzept für die dauerhafte Unterbringung von Asylbewerbern zu entwickeln, das es er-

laubt, rechtzeitig und flexibel auf sich abzeichnende Entwicklungen zu reagieren. 

II. Arbeitsweise und methodisches Vorgehen 

Die Arbeitsweise der Projektgruppe und das Vorgehen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Geschäftsordnung 

Die Mitglieder der Projektgruppe28 haben sich darauf verständigt, sich untereinander und mit exter-

nen Experten im Rahmen der Projektarbeit intensiv auszutauschen. Die Projektgruppe hat es sich 

zur Aufgabe gemacht, ein Konzept zur dauerhaften Sicherstellung der Unterbringung von Asylbe-

werbern in Nordrhein-Westfalen zu erarbeiten und Handlungsvorschläge zur künftigen Organisation 

zu unterbreiten. In einem ergebnisoffenen Prozess ohne Vorgaben sollten mögliche Mindermeinun-

gen innerhalb der Gruppe berücksichtigt und im Bericht dokumentiert werden. Die Zusammenarbeit 

der Mitglieder im Rahmen von Brainstorming und anderen Wegen des offenen Meinungs- und Er-

fahrungsaustausches haben die Arbeit der Projektgruppe geprägt. 

Damit der schnelle Informationsaustausch gewährleistet ist, hat sich die Projektgruppe dafür ent-

schieden, einen gemeinsamen Arbeitsbereich im Internet zu nutzen. Dadurch war jedem Mitglied 

der Projektgruppe ein standortunabhängiger Zugriff auf die Arbeitsdokumente in der jeweils aktuel-

len Version möglich. 

                                                      

 

 

28 Anlage 1, S. 52 
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2. Zeitliche Vorgaben 

Die Mitglieder der Projektgruppe haben sich angesichts der weiterhin steigenden Flüchtlingszahlen 

zunächst einen zeitlichen Rahmen von ca. drei Monaten gesetzt. Aufgrund der umfangreichen Ana-

lyse und Bewertung ist dieser Rahmen überschritten worden. 

Die Projektgruppe hat sich zu insgesamt sieben Sitzungen zusammengefunden. Diese fanden statt 

am 15.02.2013, 08.03.2013, 22.03.2013, 15.04.2013, 03.06.2013, 17./18.06.2013 und 11.07.2013. 

Während der gesamten Dauer des Projekts standen die Mitglieder darüber hinaus in einem guten 

telefonischen und elektronischen Kontakt.  

3. Befragung und Anhörung externer Experten 

Im Projektverlauf wurden Gäste zu den Sitzungen eingeladen, deren Erfahrungen und Fachwissen 

in das Projektergebnis einflossen. 

Am 08.03.13 fand ein Austausch mit Vertretern des BAMF statt. Alle Außenstellen des BAMF in 

NRW waren vertreten. Es wurde untersucht, welche Möglichkeiten sich bieten, um die Zusammen-

arbeit mit dem BAMF zu optimieren und welche Synergieeffekte (Software, Datenaustausch, Be-

schleunigung des Verfahrens) genutzt werden können. Die Entwicklung und Prognosemöglichkei-

ten der Flüchtlingszahlen wurden ebenfalls analysiert. 

Die Projektgruppe war im Rahmen ihrer Arbeit auch daran interessiert, wie andere Bundesländer 

die Flüchtlingsaufnahme- und Unterbringung organisieren. Dazu wurde mit anderen - mit NRW 

vergleichbaren Bundesländern - Kontakt aufgenommen. Darüber hinaus war es der Projektgruppe 

wichtig, den Eindruck eines sozialen Dienstleisters zu erfahren, der  über länderübergreifende Er-

fahrungen und Kenntnis über die unterschiedlichen Aufnahmesysteme verfügt. Am 22.03.2013 

konnten der Geschäftsführer und ein Mitarbeiter der European Homecare GmbH, die u. a. die EAE 

Dortmund betreut, ihre Erfahrungen mit der Aufnahme von Flüchtlingen in anderen Bundesländern 

und in Österreich vermitteln. Der Leiter der EAE Bielefeld berichtete am 15.04.13 aus der Praxis 

dieser Einrichtung, unter anderem über die Auswirkungen der dort installierten Röntgenanlage auf 

die Dauer der Erstaufnahme. Die Projektgruppe hat sich darüber hinaus mit dem "Eckpunktepapier 

mit Positionen zur Erstaufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen und zur Durchführung der 

Asylverfahren"29 befasst, das der Fachausschuss Flüchtlinge im Arbeitsausschuss Migration der 

Freien Wohlfahrtspflege NRW dem MIK übermittelt hatte. 

                                                      

 

 

29 Anlage 6, S. 59 f. 
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4. Fachgespräch 

Am 07.05.2013 konnten im Rahmen eines Fachgesprächs weitere Erkenntnisse gewonnen werden. 

An dem Fachgespräch nahmen auf Einladung der Projektgruppe Experten und Interessenvertreter 

der kommunalen Spitzenverbände, der Betreuungs- und Hilfsorganisationen, der Flüchtlingsver-

bände, der Flüchtlingsberatung und der Politik teil.  

Im Rahmen des Fachgesprächs wurden drei Workshops mit unterschiedlichen Themen angeboten: 

• Workshop 1: Welche qualitativen Anforderungen sind an die Unterbringung zu stellen? 

• Workshop II: Ist die Trennung von EAE und ZUE noch zeitgemäß? 

• Workshop III: Wie sollte sich das Land nach den Erfahrungen in 2012 für die Zukunft auf-

stellen? 

Innerhalb der Workshops ging es inhaltlich neben dem jeweiligen Hauptthema auch um den Aspekt 

der Akzeptanz vorhandener und zusätzlicher Aufnahmeeinrichtungen. Es wurde bewusst auf eine 

separate Behandlung dieses Aspekts in einem zu diesem Thema eingerichteten Workshop verzich-

tet, da Schnittmengen zu allen o. g. Themen der Workshops bestanden.  

Die Workshops wurden von Mitgliedern der Projektgruppe geleitet. Die Teilnehmer teilten sich in 

drei Gruppen auf. Jede der Gruppe besuchte alle drei Workshops. Die jeweiligen Gruppen hielten 

ihre Ergebnisse auf Flipcharts fest. Die Vorstellung der Ergebnisse der Workshops erfolgte durch 

die jeweiligen Gruppen anhand von Flipcharts.30 Dadurch war es der Projektgruppe möglich, die 

visualisierten Ergebnisse im Detail erläutert zu bekommen und so auch durch gezieltes Nachfragen 

wichtige Erkenntnisse zu gewinnen.  

Im Rahmen einer Abschlussdiskussion konnte die Projektgruppe über die im Anschluss an das 

Fachgespräch erfolgenden Arbeitsschritte berichten. Die Teilnehmer zeigten großes Interesse da-

ran, dass ihnen der Projektbericht zugänglich gemacht wird. 

 

                                                      

 

 

30 Anlage 7, S. 62 f. 
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C. Gesetzliche Vorgaben 

Das Land Nordrhein-Westfalen regelt die landesinterne Verteilung ausländischer Flüchtlinge in dem 

des Gesetz über die Zuweisung und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmege-

setz - FlüAG).31 Daneben sind weitere bundes- und landesrechtliche Vorgaben zu beachten:32 

Der Gesetzgeber hat das Asylrecht für politisch Verfolgte als Grundrecht in Art. 16 a Abs. 1 Grund-

gesetz (GG) aufgenommen und in den Absätzen zwei bis fünf näher ausgestaltet.33 Die Unterbrin-

gung und Verteilung von Asylbegehrenden ist in den §§ 44 bis 54 AsylVfG geregelt.34 Auch das 

Aufenthaltsgesetz ist zu beachten.35Die Verordnung über Zuständigkeiten im Ausländerwesen (Zu-

stAVO NRW) regelt, welche Stellen innerhalb des Landes für die Durchführung des Asylverfah-

rensgesetzes und des Aufenthaltsgesetzes zuständig sind.36  

Außerdem sind weitere rechtliche Vorgaben zu beachten, wie z.B. die Einhaltung der Infektionshy-

giene nach § 36 Infektionsschutzgesetz (IfSG).37 Dazu gehören auch Röntgenuntersuchungen zur 

Abklärung einer ansteckungsfähigen Lungentuberkulose (§ 36 Abs. 4 IfSG).  

                                                      

 

 

31 Anlage 9,  S. 79 f. 
32 Anlage 9,  S. 75 f. 
33 Anlage 9,  S. 75 
34 Anlage 9,  S. 76 f. 
35 Anlage 9,  S. 78 f. 
36 Anlage 9,  S. 81 f. 
37 Anlage 9,  S. 80 f. 
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D. Verteilung und Aufnahme von Flüchtlingen 

(Verfahrensbeschreibung) 

In Nordrhein-Westfalen wird die dem Land nach § 44 AsylVfG zugewiesene Aufgabe "Unterbrin-

gung Asylbegehrender und Schaffung der dazu erforderlichen Aufnahmeeinrichtungen" derzeit wie 

folgt umgesetzt:  

I. Verteilung auf die Länder 

Die Länder sind verpflichtet, die für die Unterbringung Asylbegehrender erforderlichen Aufnahme-

einrichtungen zu schaffen und zu unterhalten sowie entsprechend ihrer Aufnahmequote die im Hin-

blick auf den monatlichen Zugang Asylbegehrender in den Aufnahmeeinrichtungen notwendige 
Zahl von Unterbringungsplätzen bereitzustellen (§ 44 Abs. 1 Asylverfahrensgesetz - AsylVfG -). Die 

Aufnahmequote richtet sich nach dem sog. Königsteiner Schlüssel. Hiernach hat Nordrhein-

Westfalen derzeit rund 21,2 % der bundesweiten Asylerstantragsteller aufzunehmen.  

Ausländer, die einen Asylantrag stellen möchten, werden in einem ersten Schritt an die nächstgele-

gene Aufnahmeeinrichtung des Bundeslandes verwiesen, in dem sie sich gerade aufhalten. Sie 

melden sich dort als asylsuchend. Über das vom BAMF betriebene EDV-System "EASY" (Erstver-

teilung von Asylsuchenden) erfolgt die weitere Verteilung innerhalb des Bundesgebietes. Die Fest-

legung der zuständigen Aufnahmeeinrichtung hängt dabei unter anderem vom Herkunftsland des 

jeweiligen Asylsuchenden ab. Nicht jede der bundesweit verteilten Außenstellen des BAMF bear-

beitet die Anträge von Asylbewerbern jedes Herkunftslandes. 

Ergibt sich nach der Abfrage beim EASY-System die Zuständigkeit einer anderen Einrichtung als 

der, in der sich der jeweilige Asylsuchende gerade aufhält, so muss sich der Betroffene unverzüg-

lich zu der ihm zugeteilten Einrichtung begeben. Die für diesen Standort zuständige Außenstelle 

des Bundesamtes nimmt seinen Asylantrag entgegen. 

II. Aufnahme und Verteilung innerhalb Nordrhein-Westfalens 

In Nordrhein-Westfalen regelt die Verordnung über Zuständigkeiten im Ausländerwesen (ZustAVO), 

welche Stellen für die Umsetzung von § 44 AsylVfG zuständig sind38. 

                                                      

 

 

38 Vgl. § 5 ZustAVO, Anlage 9, S. 81 f. 
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1. Aufnahme  

In Nordrhein-Westfalen existieren in Bielefeld und Dortmund zwei Einrichtungen für die Erstauf-

nahme von Asylbewerbern  (EAE). Beide Einrichtungen werden auf der Grundlage von § 5 Abs. 2 

Nr. 1 ZustAVO in kommunaler Trägerschaft als Teil der Zentralen Ausländerbehörden Bielefeld und 

Dortmund betrieben. In die EAE werden alle Personen verwiesen, die in NRW erstmalig einen 

Asylantrag stellen möchten bzw. aus anderen Bundesländern per EASY-Buchung nach NRW ver-

teilt werden (Erstantragsteller). Gemäß § 10 Abs. 1 ZustAVO sind die EAE zudem für die Unterbrin-

gung von unerlaubt eingereisten Ausländerinnen und Ausländern gemäß § 15 a Abs. 1 Satz 5 Auf-

enthG zuständig.  

In den EAE werden die Asylsuchenden registriert, nach dem Infektionsschutzgesetz auf TBC rönt-

genologisch untersucht und anschließend der BAMF-Außenstelle vorgestellt. Die Identität der Per-

sonen wird u. a. durch die Abnahme von Fingerabdrücken festgestellt39. Außerdem wird geprüft, ob 

ein Folgeantrag im Sinne von § 71 AsylVfG vorliegt. Das BAMF nimmt den Asylantrag auf und stellt 

eine auf die Dauer des Asylverfahrens befristete Aufenthaltsgestattung aus40. Später erfolgt die 

formelle Anhörung im Asylverfahren durch das BAMF. 

Im Einzelnen umfasst der Regelbetrieb in den EAE und beim BAMF folgende Arbeitsschritte:  

EAE: 

• Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern (§ 44 ff AsylVfG) und illegal Eingereisten 
(§ 15a AufenthG i.V.m. § 10 ZustAVO),  

• Registrierung und Identifizierung von Asylbewerbern (Erfassung von Personendaten),  

• Identifizierung von Folgeantragstellern und Organisation der Folgeantragstellung beim 
BAMF sowie des Transfers in die zuständige Kommune (bei Fällen in Zuständigkeit des 
Landes NRW) oder in das zuständige Bundesland, 

• Ausstellung einer Bescheinigung über die Meldung als Asylbewerber (BÜMA),  

• Zahlung von Taschengeldern (§ 3 AsylbLG), 

• Veranlassung der Röntgenuntersuchung (Infektionsschutzgesetz), 

• Transfer zum Bundesamt zur Aktenanlage und zur erkennungsdienstlichen Behandlung, 

                                                      

 

 

39 § 16 Abs. 1 und 2 AsylVfG 
40 § 55 Abs. 1 AsylVfG 
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• Identifizierung von Minderjährigen41 und Personen mit besonderen Bedürfnissen im Sinne 
der „Richtlinie über Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitglied-
staaten“42 und entsprechende Maßnahmenplanung,  

• Ggf. Organisation der Abreise in andere Länder (EASY-Verteilung), 

• Transfer zum Bundesamt zur Anhörung, 

• Verwahrung und Weitergabe von Unterlagen (§ 21 Abs. 2 AsylVfG), 

• im Einzelfall auch die Erteilung von Auflagen u. a. zur räumlichen Beschränkung des Auf-
enthalts (§§ 56, 59 AsylVfG), 

• Transfer in die ZUE. 

BAMF: 

• Datenerhebung (§ 7 AsylVfG),  

• Aktenanlage, 

• erkennungsdienstliche Maßnahmen (§ 16 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 S. 2 AsylVfG), 

• Anhörung, 

• Entscheidung. 

 

Anzumerken ist, dass die beim BAMF anfallenden Tätigkeiten teilweise parallel zu denen der EAE 

durchgeführt werden. Wegen der zeitlichen Reihenfolge wird auf die anliegende Grafik verwiesen43.    

Asylbewerber, die in NRW bleiben, werden nach 4 bis 14 Tagen Aufenthalt in einer EAE in einer 

der beiden ZUE untergebracht. Die Dauer des Aufenthalts hängt unter anderem davon ab, ob die 

EAE über ein Röntgengerät verfügt44.  

                                                      

 

 

41 Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, die in einer EAE vorstellig werden, werden sobald wie 
möglich gem. § 42 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII von dem zuständigen Jugendamt in Obhut genommen und 
ggf. einem Clearingverfahren zugeführt bzw. in einem Clearinghaus untergebracht. 
42 Richtlinie 2013/33/EU vom 26.06.2013 zur Neufassung der Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 
27.01.2003 
43 Anlage 5, S. 58 
44 E. III, S. 32 f. 
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Sobald das BAMF entscheidet, dass ein Asylverfahren durchgeführt wird, spätestens aber nach 

Ablauf von drei Monaten (§ 47 Abs. 1 AsylVfG), werden die Flüchtlinge von einzelnen Kommunen 

aufgenommen, wo sie den Ausgang des Verfahrens abwarten.  

Die Bezirksregierung Arnsberg ist zuständig für die Unterbringung von Asylbewerbern in den ZUE 

des Landes gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 5 Abs. 2 Nr. 2 ZustAVO.45  Die ZUE sollen gewähr-

leisten, dass asylbegehrende Ausländer ihrer Verpflichtung gemäß § 47 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG 

nachkommen, bis zu sechs Wochen, längstens jedoch bis zu drei Monaten in der für ihre Aufnahme 

zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. Ist das BAMF nicht oder nicht kurzfristig in der Lage, 

über den Asylantrag zu entscheiden, ist der Ausländer unter den in § 50 Abs. 1 AsylVfG genannten 

Voraussetzungen aus der Aufnahmeeinrichtung zu entlassen und innerhalb des Landes zu vertei-

len. 

2. Verteilung 

Die Bezirksregierung Arnsberg ist gemäß § 15 Satz 1 ZustAVO zuständig für die landesinterne 

Verteilung und Zuweisung von Asylbewerbern nach § 50 AsylVfG. Die Zuweisung an die Kommu-

nen in NRW erfolgt gemäß den Regelungen des FlüAG durch die Bezirksregierung Arnsberg nach 

einem ähnlichen Aufnahmeschlüssel wie im EASY-Verteilungsverfahren46. 

Die Zuständigkeit der Bezirksregierung Arnsberg für die länderübergreifende Verteilung gemäß § 

51 AsylVfG folgt aus § 17 Abs. 3 Nr. 3 ZustAVO. Personen, die aufgrund der durch den Königstei-

ner Schlüssel festgelegten Aufnahmequote ihr Verfahren in anderen Bundesländern durchzuführen 

haben, werden direkt aus der EAE heraus weitergeleitet. Dies gilt auch für in den EAE ankommen-

de Asylfolgeantragsteller, die unmittelbar an die Kommune ihres letzten Wohnortes in NRW oder in 

anderen Bundesländern verwiesen werden. 

Die Bezirksregierung Arnsberg ist nach § 11 ZustAVO auch zuständig für die länderübergreifende 

und landesinterne Verteilung unerlaubt eingereister Ausländer nach § 15a AufenthG. 

 

III. Flüchtlingsaufnahme und -verteilung in anderen Bundesländern 

Für die Arbeit der Projektgruppe waren unter anderem die Regelungen der Flüchtlingsaufnahme 

und -verteilung in anderen großen Flächenländern von Interesse. Die nachfolgende Darstellung 

                                                      

 

 

45 Anlage 4, S. 57; Anlage 9, S. 84  
46 § 1 Abs. 1 Satz 2 FlüAG, Anlage 9, S. 79 
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beschränkt sich auf die Regelungen der Unterbringung in den Bundesländern Bayern, Baden-

Württemberg und Niedersachsen. 

Bayern 

In Bayern wird der Aufenthalt der Flüchtlinge im Aufnahmegesetz und in der Asyldurchführungsver-

ordnung geregelt.47 In den ersten 30 Tagen erfolgt die Unterbringung der Asylbewerber in den bei-

den Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes mit insgesamt 2.000 Plätzen. Im Anschluss daran 

werden sie auf die sieben bayerischen Regierungsbezirke verteilt. Die Aufnahmestellen der Regie-

rungsbezirke verteilen die zugewiesenen Personen auf insgesamt 14 Gemeinschaftsunterkünfte mit 

einer Kapazität von 10.902 Plätzen. Weitere abgelehnte oder im Verfahren befindliche Asylbewer-

ber wohnen in selbst angemieteten oder von den Kreisverwaltungsbehörden zur Verfügung gestell-

ten Wohnungen. 

Baden-Württemberg 

In Baden-Württemberg erfolgt die vorläufige Unterbringung der nach dem Flüchtlingsaufnahmege-

setz48 aufzunehmenden Personen grundsätzlich in Gemeinschaftsunterkünften mit insgesamt 

14.080 Plätzen. Diese werden von den unteren Aufnahmebehörden  bei den Stadt- und Landkrei-

sen eigenverantwortlich errichtet, verwaltet und betrieben. Die Stadt- und Landkreise stellen das 

Personal. In besonders begründeten persönlichen Härtefällen ist mit Zustimmung der höheren Auf-

nahmebehörde (Regierungspräsidium) eine Unterbringung außerhalb einer Gemeinschaftsunter-

kunft zulässig. Im Anschluss an die vorläufige Unterbringung werden die Asylbewerber von den 

Regierungspräsidien den unteren Aufnahmebehörden zugeteilt. Soweit kreisangehörige Gemein-

den Personen übernehmen, obliegt den Landkreisen weiterhin die soziale Beratung und Betreuung. 

Niedersachsen 

Nach dem Niedersächsischen Aufnahmegesetz49 nehmen die Landkreise und kreisfreien Städte die 

Aufgabe der Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes und damit auch die Unterbringung 

ausländischer Flüchtlinge im übertragenen Wirkungskreis wahr. Das Land Niedersachsen unterhält 

selbst die Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB NI) mit Hauptsitz in Braunschweig und 

                                                      

 

 

47 Gesetz über die Aufnahme und Unterbringung der Leistungsberechtigten nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (Aufnahmegesetz - AufnG) vom 24. Mai 2002 (GVBl 2002, S. 192; 
Verordnung zur Durchführung des Asylverfahrensgesetzes, des Asylbewerberleistungsgesetzes 
und des Aufnahmegesetzes (Asyldurchführungsverordnung - DVAsyl) vom 4. Juni 2002 (GVBl 
2002, S. 218) 
48 Gesetz des Landes Baden-Württemberg über die Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen 
vom 11. März 2004; GBl. 2004, 99 
49 Gesetz zur Aufnahme von ausländischen Flüchtlingen und zur Durchführung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes (Aufnahmegesetz - AufnG -) vom 11. März 2004 (Nds.GVBl. 
Nr.8/2004 S.100), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.03.2012 (Nds.GVBl. Nr.4/2012 S.31) 
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mehreren Standorten mit einer Gesamtkapazität von 1.700 Plätzen. Die Einrichtung wird multifunk-

tional als Aufnahmeeinrichtung, Gemeinschaftsunterkunft und Ausreiseeinrichtung im Sinne des 

Asylverfahrensgesetzes genutzt. In den landeseigenen Einrichtungen werden die Bewohnerinnen 

und Bewohner sozial betreut, über ihre voraussichtlichen Perspektiven im Rahmen des Asylverfah-

rens beraten und über Möglichkeiten der Förderung der freiwilligen Rückkehr informiert. Die Einrich-

tung unterstützt außerdem die Kommunen bei der Identitätsklärung. Die in der LAB NI angesiedelte 

zentrale Ausländerbehörde leistet den Kommunen darüber hinaus Amtshilfe in den Bereichen Pas-

sersatzpapierbeschaffung, Botschaftsvorführungen, Abschiebemaßnahmen, Unterstützungen von 

freiwilligen Ausreisen. 
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E. Handlungsfelder 

Die Projektgruppe hat verschiedene Handlungsfelder identifiziert, die dazu beigetragen haben, in 

der zweiten Hälfte des Jahres 2012 den Regelbetrieb50 in der EAE und die Unterbringung in den 

ZUE zu erschweren. Diese Handlungsfelder werden im Folgenden analysiert und bewertet. Die 

jeweiligen Lösungsvorschläge zeigen den kurz- und mittelfristigen Handlungsbedarf auf. 

I. Kapazitätsbedarf 

Im Juli 2013 standen dem Land Nordrhein-Westfalen in den regulären EAE und ZUE in Dortmund, 

Bielefeld, Hemer und Schöppingen 1.600 Plätze zur Aufnahme von Asylbewerbern zur Verfügung. 

Hinzu kamen Kapazitäten in Düsseldorf (Flughafen) sowie zeitlich befristete Aufnahmeeinrichtun-

gen in Neuss und Nieheim mit insgesamt 375 Plätzen sowie Notunterkünfte in Unna-Massen mit 

400 und Schöppingen mit 100 Plätzen. Damit belief sich die Kapazität auf insgesamt 2.475 Plätze. 

Bis Juli 2013 haben die EAE Bielefeld und Dortmund bereits über 20.000 Asylbewerber aufgenom-

men51. Allein im Juli sprachen nahezu 3.200 Personen in der EAE Dortmund vor 

Im ersten Halbjahr des Jahres 2013 haben bundesweit bereits 43.016 Erstantragsteller beim BAMF 

um Asyl nachgesucht. Damit wurde die Zahl der Erstanträge, die das BAMF in den Jahren 2010 

(41.332) und 2011 (45.741) verzeichnete, bereits in diesem Zeitraum nahezu erreicht. Im Ver-

gleichszeitraum des Jahres 2012 waren es 23.066 Erstantragsteller. Dies bedeutet eine Steigerung 

um ca. 86 % im Vergleich zum Vorjahr.  

In seiner Prognose vom 9. Juli 2013 ging das BAMF davon aus, dass in den nächsten Monaten mit 

einem weiteren Anstieg der Flüchtlingszahlen zu rechnen ist. Dies entspricht den Erfahrungen der 

vergangenen Jahre, wonach 60 % der Asylbewerber auf die Monate August bis Dezember entfal-

len. Das BAMF prognostizierte für diesen Zeitraum bundesweit monatliche Zugänge in der Größen-

ordnung von jeweils 8.000 bis 10.000 Personen. Angesichts der aktuellen Entwicklungen erscheint 

für das Jahr 2013 eine Gesamtzahl von 100.000 „Erstantragstellern“52 in der Bundesrepublik 

Deutschland nicht ausgeschlossen.53 

                                                      

 

 

50 D. II. 1., S. 19 
51 In dieser Zahl enthalten sind Asylbewerber, die in andere Länder weiter zu verteilen waren. Die 
tatsächliche Belastung der Erstaufnahmeeinrichtungen war demnach  höher als es die Statistik des 
BAMF vermuten lässt. 
52 Den Erstaufnahmeeinrichtungen Bielefeld und Dortmund im Juli 2013 vorliegende Daten ließen 
den Schluss zu, dass mit deutlich höheren Zugangszahlen zu rechnen war. 
53 D. II. 1., S. 19 
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Daher sind in Ermangelung ausreichender räumlicher Kapazitäten in den bisherigen Einrichtungen 

dringend weitere Kapazitäten zur Unterbringung von Asylbewerbern erforderlich. Dies belegt die 

folgende Bedarfsberechnung: 

Im Jahr 2012 lag die Zahl der von Januar bis Juni gestellten Asylerstanträge in NRW bei insgesamt 

5.550. In 2013 liegt die Zahl der von Januar bis Juni gestellten Asylerstanträge in NRW bei 

insgesamt 9.502. Das entspricht einer Steigerung von ca. 71%. 

Nimmt man an, dass  die Zahl der Zugänge in der 2. Jahreshälfte ebenso wie im Jahr 2012 steigt, 

in dem die Zugangszahlen im Oktober um 118% höher als im Juni lagen, sind im Oktober 2013 

3.718 Asylbewerber aufzunehmen. 

Asylantragsteller sind nach § 47 Abs. 1 AsylVfG verpflichtet, bis zu sechs Wochen, längstens je-

doch bis zu drei Monaten, in der für ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 

Legt man - orientiert am unteren Wert von sechs Wochen - eine durchschnittliche Verweildauer von 

1,5 Monaten zugrunde, ergibt sich daraus ein rechnerischer Bedarf von 5.577 Unterbringungsplät-

zen (3.718 Personen x 1,5 Monate = 5.577  Unterbringungsplätze). 

Der tatsächliche Bedarf liegt allerdings höher. Angehörige bestimmter ethnischer sowie religiöser 

Gruppen können erfahrungsgemäß nicht gemeinsam auf engem Raum untergebracht werden. Fa-

milien sollen gemeinsam, allein reisende Frauen getrennt untergebracht werden. Zu sichern sind 

auch die  Bedürfnisse von besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen wie Minderjährigen, unbeglei-

teten Minderjährigen, Behinderten, älteren Menschen, Schwangeren, Alleinerziehenden mit minder-

jährigen Kindern und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychi-

scher, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben54. Für Quarantäneanordnungen der Ge-

sundheitsämter (Windpocken) müssen geeignete isolierte Gebäude geschaffen oder freigezogen 

werden können. 

Im Einzelfall kann es geboten sein, aus humanitären Gründen z. b. bei kranken oder traumatisierten 

Personen eine längere Verweildauer vorzusehen. Bei der Bemessung der Kapazitäten sind außer-

dem im Wochenverlauf schwankende Zugangszahlen zu berücksichtigen, die sich insbesondere an 

Wochenenden und Feiertagen erhöhen können. 

Um diesen Besonderheiten Rechnung zu tragen, bedarf es einer zusätzlichen Reserve von 30 %, 

das sind ca. 1.670 Plätze. Damit besteht im Oktober 2013 ein voraussichtlicher Bedarf von rund 

7.250 Plätzen. Unter Berücksichtigung der eingangs bezifferten Kapazität von 2.475 Plätzen fehlen 

damit in diesem Monat rund 4.775 Plätze zur Aufnahme von Asylbewerbern.  

                                                      

 

 

54 Vgl. Art. 21 der Richtlinie 2013/33/EU des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von Mindest-
normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen , die innerhalb von 
zwei Jahren nach Inkrafttreten in nationales deutsches Recht zu überführen ist. 
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Allein im Bereich der Erstaufnahmeeinrichtungen besteht im Oktober ein Bedarf an 1.200 Plätzen, 

um den  Regelbetrieb zu gewährleisten. Die Verteilungsquote aufgrund des Königsteiner Schlüssels 

kann nicht als Bemessungsgrundlage für die notwendigen Kapazitäten einer Aufnahmeeinrichtung 

herangezogen werden, weil die tatsächlichen Zugangszahlen wesentlich höher sind. Dazu zählen 

Folgeantragsteller; Personen, die nach Vorsprache untertauchen; Fälle im Sinne des § 15a Auf-

enthG, Flüchtlinge, die in andere Bundesländer verteilt werden usw. Auch diese Personen halten 

sich  durchschnittlich vier Tage in einer EAE auf.  

Aufgrund der im Jahr 2012 gesammelten Erfahrungen ist eine solche Reserve auch deshalb gebo-

ten, weil die erneute Inanspruchnahme von Hilfsorganisationen künftig kaum zu begründen sein 

wird. Das Argument, der Andrang sei nicht vorhersehbar gewesen, kann nicht erneut geltend ge-

macht werden. Auch unter Kostengesichtspunkten ist das Vorhalten ausreichender Reserveplätze 

dringend notwendig, um die mit zusätzlichen Notunterkünften verbundenen Kosten zu vermeiden. 

Die im Jahr 2012 gesammelten Erfahrungen haben gezeigt, dass der Zwang, kurzfristig zusätzliche 

Kapazitäten zu schaffen, die Verhandlungsposition des Landes beim Abschluss von Mietverträgen 

schwächt. 

Die hohen Zugangszahlen der Asylerst- und Folgeanträge im Herbst 2012 und die im Jahr 2013 

bislang zu verzeichnenden Entwicklung verdeutlichen, dass die Aufnahme und Unterbringung von 

Asylbewerbern für das Land eine Aufgabe ist, für die dauerhaft Kapazitäten geschaffen werden 

müssen.  

Der Kapazitätsbedarf kann nicht allein durch den Ausbau der vorhandenen Aufnahmeeinrichtungen 

(EAE und ZUE) gedeckt werden. Hier sind räumliche und bauliche Grenzen gesetzt. Daher bedarf 

es dringend zusätzlicher Aufnahmeeinrichtungen. Die Suche zusätzlicher Standorte für Aufnahme-

einrichtungen zur Schaffung neuer Kapazitäten stößt jedoch auf Probleme des Immobilienmarktes. 

Eine Vielzahl der recherchierten oder gemeldeten leerstehenden Immobilien wird den quantitativen 

und qualitativen Anforderungen an die Unterbringung von Flüchtlingen nicht gerecht: 

In nur wenigen der dem MIK benannten Immobilien können mehr als 300 Asylsuchende dauerhaft 

untergebracht werden. Das BAMF wird regelmäßig nicht bereit sein, am Standort einer Aufnahme-

einrichtung mit weniger als 500 Unterbringungsplätzen eine weitere Außenstelle zu errichten55. Das 

nicht zuletzt im Interesse der Asylbewerber liegende Ziel, die Wege zum BAMF zu verkürzen und 

so weit wie möglich auf Transfers mit Bussen zu verzichten, ist daher in solchen Einrichtungen nicht 

zu erreichen.  

                                                      

 

 

55 Gemäß § 5 Abs. 3 Asylverfahrensgesetz soll der Leiter des Bundesamtes bei jeder Zentralen 
Aufnahmeeinrichtung für Asylbewerber (Aufnahmeeinrichtung) mit mindestens 500 
Unterbringungsplätzen eine Außenstelle einrichten. 
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Die Projektgruppe schlägt deshalb vor, in Zukunft die Aufgabe der Erstaufnahme und der zentralen 

Unterbringung in Aufnahmeeinrichtungen "neuen Typs" zusammenzufassen, die über eine Min-

destgröße von 500 Plätzen verfügen. Diese Zusammenfassung dient dem Ziel, die für das Asylver-

fahren erforderlichen Arbeitsschritte in räumicher Nähe durchzuführen und überflüssige Transporte 

zu vermeiden. Die gegenwärtige Trennung von Erstaufnahmeeinrichtungen und zentralen Unter-

bringungseinrichtungen führt zu Schnittstellen und Zuständigkeitsverschiebungen, die sich durch 

den gesamten Verlauf des Asylverfahrens ziehen und dieses erschweren oder verlangsamen kön-

nen. Die Unterbringung unterschiedlicher ethnischer Gruppen auf engem Raum kann zu Konflikten 

führen. Größere Einrichtungen erleichtern eine Separierung der Ethnien. Kleine Einrichtungen 

rechnen sich zudem wegen des Betreuungs- und Verwaltungsaufwands weniger als eine Einrich-

tung mit einer Kapazität von 500 Asylsuchenden und mehr. 

Ein Teil der Projektgruppe gibt allerdings zu bedenken, dass die Unterbringung in mehreren kleinen 

Einheiten (unter 500 Plätze) Vorteile biete und bisher trotz diverser Schnittstellen im Regelbetrieb 

praktikabel gewesen sei. Die Möglichkeit, Flüchtlinge auf diese Einrichtungen zu verteilen, ermögli-

che es u. a., beim Auftreten von Infektionskrankheiten die Schließung größerer Einrichtungen zu 

vermeiden. Diesem Einwand kann allerdings dadurch begegnet werden, dass Aufnahmeeinrichtun-

gen "neuen Typs" über bauliche Möglichkeiten verfügen, (möglicherweise) infizierte Flüchtlinge 

vorübergehend getrennt unterzubringen. 

 

Lösungsvorschlag: 

1.  Die Zahl der Unterbringungsplätze in Nordrhein-Westfalen soll den Regelbetrieb56 der Auf-

nahmeeinrichtungen gewährleisten und zugleich sicherstellen, dass diese rechtzeitig und flexi-

bel auf sich abzeichnende Entwicklungen reagieren können. Zu diesem Zweck soll die Zahl der 

Unterbringungsplätze von derzeit 2.475 auf 7.250 Plätze erhöht werden, davon kurzfristig 

1.200 Plätze für die Erstaufnahme von Flüchtlingen. 

2. Darüber hinaus sollen die Aufnahmeeinrichtungen Vorsorge treffen, um besondere Belastungs-

spitzen, Notfälle, Epidemien und vergleichbare unvorhersehbare Ereignisse berücksichtigen zu 

können. Den besonderen Anforderungen an die Bedürfnisse von Angehörigen bestimmter Her-

kunftsländer und Ethnien ist bei der Bemessung der Kapazitäten Rechnung zu tragen. 

3. Zusätzliche Aufnahmeeinrichtungen sollen mindestens 500 Unterbringungsplätze aufweisen, um 

damit die gesetzlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer Außenstelle des BAMF "bei 

jeder Aufnahmeeinrichtung" gemäß § 5 Abs. 3 AsylVfG (Aufnahmeeinrichtung) zu erfüllen. 

                                                      

 

 

56 D. II. 1., S. 19 und Anlage 5, S. 58 
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12.  Die Zusammenfassung von EAE und ZUE soll es ermöglichen, die für die Aufnahme und Unter-

bringung erforderlichen Arbeitsschritte bei den Behörden auf Bundes- und Landesebene im In-

teresse der Asylbewerber in räumlicher sowie zeitlicher Nähe durchzuführen. 

II. Trägerschaft 

 

Einrichtungen zur Unterbringung von Asylbewerbern sind in Nordrhein-Westfalen gemäß § 5 Abs. 2 

ZustAVO57 

"1. die bei den Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld und Dortmund betriebenen 

kommunalen Einrichtungen zur vorläufigen Unterbringung von Asylbewerberinnen und Asyl-

bewerbern,  

2. die in Trägerschaft des Landes stehenden Zentralen Unterbringungseinrichtungen." 

EAE und ZUE haben somit unterschiedliche Träger. Während die Erstaufnahme und die damit ver-

bundene vorübergehende Unterbringung den in der ZustAVO genannten Kommunen obliegt, ist die 

Bezirksregierung Arnsberg gemäß § 17 Abs. 2 ZustAVO zuständig für die Unterbringung von Asyl-

bewerbern in den ZUE. 

Wird, wie unter E.1 mehrheitlich vorgeschlagen, die Trennung zwischen Erstaufnahme und zentra-

ler Unterbringung aufgehoben, stellt sich die Frage, welche Ebene als Träger der Einrichtungen 

„neuen Typs“ gewählt werden soll. In Betracht kommen eine kommunale (1) oder eine staatliche (2)  

Trägerschaft. 

 

Bewertung: 

1. Kommunale Trägerschaft 

Die Verknüpfung von Erstaufnahme und ZAB in Nordrhein-Westfalen ist ein bundesweit einzigarti-

ges Modell, das sich im Prinzip - jedenfalls in Zeiten rückläufiger Zuwanderung - bewährt hat. Vor-

läufer der ZAB waren die Ende der achtziger Jahre des letzten Jahrhunderts eingerichteten Zentra-

len Anlaufstellen - ZASt - für Asylbewerber. Diesen Stellen war jeweils eine Außenstelle des Bun-

desamts für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, des heutigen BAMF zugeordnet. Entfällt 

diese historisch gewachsene Verknüpfung, steht die Erfüllung dieser Aufgabe durch kommunale 

Träger auf dem Prüfstand.  

                                                      

 

 

57 Anlage 9, S. 81 f. 
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Dafür, die den zusätzlichen Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 AsylVfG übertragenen Aufgaben 

nach dem Vorbild von § 5 ZustAVO den ZAB Bielefeld oder Dortmund zuzuweisen, spricht die in 

diesen Behörden seit vielen Jahren erworbene  Kompetenz im Bereich der Erstaufnahme. Der mit 

einem Wechsel der Trägerschaft verbundene Kompetenzverlust  wäre allerdings nur 

vorübergehender Natur, bis das neue Personal eingearbeitet ist. Dies gilt auch für die Erfasssung 

der Personendaten. 

Zwar sollen Asylbewerber bereits im Rahmen der Erstaufnahme nach ihrer Herkunft befragt 

werden, um ihre Identität zu klären. Dies könnte es nahelegen, für diese Aufgabe auf die Erfahrung 

der Mitarbeiter der ZAB zurück zu greifen. Dagegen spricht allerdings, dass der Schwerpunkt der 

Aufgaben der ZAB, wie sich aus § 3 ZustAVO ergibt, in der Rückführung ausreisepflichtiger Aus-

länderinnen und Ausländer liegt. Zur Erfasssung der Personendaten ist das im Bereich der 

Rückführung erworbene Fachwissen nicht erforderlich, Synergieeffekte drängen sich jedenfalls 

nicht auf. 

Etwas anderes könnte für die Fälle gelten, in denen die Rückführung eines Asylbewerbers bereits in 

der Zeit seines Aufenthalts in der Aufnahmeeinrichtung eingeleitet oder durchgeführt werden soll. 

Wäre die Einrichtung einer ZAB zugeordnet und wäre der Ausländer der ZAB aufgrund ihrer durch 

die ZustAVO vorgegebenen Doppelfunktion bereits bekannt, könnte dies das Verfahren verkürzen. 

Dieser denkbare Zeitverlust ist jedoch nicht so gravierend, dass an der in § 5 ZustAVO getroffenen 

Regelung auch für künftige Aufnahmeeinrichtungen festgehalten werden müsste. Für die 

Unterstützung oder Durchführung der Rückführung macht es im Ergebnis keinen Unterschied, ob 

sich der Ausländer in einer staatlichen Aufnahmeeinrichtung oder in einer kommunalen bzw. 

privaten Unterkunft aufhält. Grundsätzlich wäre es den Mitarbeitern einer ZAB auch möglich, 

Befragungen zur Identität und Herkunft von Asylbewerbern, soweit sie der Rückführung dienen, in 

Aufnahmeeinrichtungen durchzuführen, die nicht einer ZAB zugeordnet sind. 

Bliebe es bei der kommunalen Trägerschaft der zusätzlichen Aufnahmeeinrichtungen des Landes, 

hätten beide ZAB zwar, wie schon in der Vergangenheit, die Möglichkeit, in Zeiten erhöhten Ar-

beitsanfalls auf das gesamte dort eingesetzte Personal zuzugreifen und dieses als "stille Reserve" 

zu nutzen. Dies spricht auf den ersten Blick dafür, an der kommunalen Trägerschaft festzuhalten. 

Dagegen lässt sich einwenden, dass nach der in § 5 ZustAVO getroffenen Regelung zurzeit allein 

die ZAB Bielefeld und Dortmund für die Erstaufnahme von Asylbewerbern zuständig sind. Unter-

stellt, der Anstieg der Zahl der Asylbewerber erforderte zusätzliche Aufnahmeeinrichtungen, käme 

eine Aufgabenwahrnehmung durch diese beiden Behörden schon aufgrund der räumlichen Entfer-

nung zu den auf das gesamte Land verteilten zusätzlichen Aufnahmeeinrichtungen nicht in Be-

tracht, es sei denn - so die Auffassung der EAE Dortmund - die zu diesem Zweck erforderliche um-

fangreiche zusätzliche personelle organisatorische Unterstützung könnte einem Dritten, z. B. einem 

privaten Betreiber oder einer Bezirksregierung, übertragen werden. 

Wenn man an der in § 5 ZustAVO vorgesehenen Verknüpfung von Aufnahmeeinrichtung und ZAB 

auch in Zukunft festhalten wollte, wäre es zwar theoretisch denkbar, am Sitz zusätzlicher Aufnah-

meeinrichtungen jeweils eine weitere ZAB einzurichten. Dagegen spricht allerdings, dass es für die 

Wahrnehmung der von den ZAB Bielefeld, Dortmund und Köln landesweit wahrgenommenen Auf-

gaben im Bereich der Rückführung, der "Kernkompetenz" dieser Behörden, keiner zusätzlichen 

ZAB bedarf. 
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Um die Betreuung einer zusätzlichen Einrichtung im Rheinland zu gewährleisten, wäre es denkbar, 

§ 5 ZustAVO zu ergänzen und der ZAB Köln ebenfalls die Aufgabe der Erstaufnahme zu übertra-

gen. Dies entspräche der aktuellen Rechtslage in Bielefeld und Dortmund58. Zwar war die ZAB Köln 

im Jahr 2012 vorübergehend bereit, die Erstaufnahme in einer Aufnahmeeinrichtung in Neuss zu 

organisieren59. Unter Bezug auf die im Rahmen dieser Unterstützung gesammelten Erfahrungen 

hat die in der Projektgruppe vertretene ZAB Köln vorgeschlagen, die Betreuung zusätzlicher Auf-

nahmeeinrichtungen (im Rheinland) der Ausländerbehörde zu übertragen, in deren Zuständigkeits-

bereich sich die Einrichtung befindet, um den Transfer mit Bussen zu vermeiden. Nach Auffassung 

der ZAB Dortmund hingegen sind die Zentralen Ausländerbehörden durchaus in der Lage, den 

Regelbetrieb60 auch über größere Entfernungen hinweg an dem Ort zu organisieren, an dem sich 

die Aufnahmeeinrichtung befindet. Folgt man dieser Auffassung - in diesem Punkt gibt es keinen 

einheitlichen Standpunkt der Projektgruppe - bedürfte die damit verbundene Aufteilung von Verwal-

tung und Unterbringung einer Änderung der ZustAVO, weil räumlich entfernte Aufnahmeeinrichtun-

gen in diesem Fall nicht „bei“ den ZAB betrieben würden.6162  

2. Staatliche Trägerschaft 

Gemäß § 18 Abs. 1 ZustAVO werden die notwendigen Kosten für den Betrieb der Zentralen Aus-

länderbehörden derzeit aus dem Landeshaushalt erstattet. Der Ansatz bei Kapitel 03 030, Titel 633 

10 bildet die Obergrenze. Die Begrenzung dieses Titels, aus dem auch die Kosten der "kommuna-

len Einrichtungen zur vorläufigen Unterbringung von Asylbewerbern und Asylbewerberinnen" (§ 5 

Abs. 2 Nr. 1 ZustAVO) bestritten werden, hat die ZAB Bielefeld und Dortmund im Jahr 2012 dazu 

veranlasst, zusätzlich Personal der ZAB einzusetzen, das in dem Bereich der Rückführung einge-

setzt war, um  zeitnah auf die Entwicklung der Zahl der Flüchtlinge zu reagieren. Dieses in der sei-

nerzeitigen Notsituation praktizierte Verfahren erscheint als Dauerlösung ungeeignet, da die sonsti-

gen Aufgaben einer ZAB in einer solchen Phase zurückgestellt werden müssen. Mit der Übernahme 

der Erstaufnahme in staatliche Trägerschaft entfiele das Erstattungsverfahren, die Kosten wären 

unmittelbar aus dem Landeshaushalt zu finanzieren. 

                                                      

 

 

58 Den ZAB Bielefeld und Dortmund sind zugeordnet „die bei den Zentralen Ausländerbehörden der 
Städte Bielefeld und Dortmund betriebenen kommunalen Einrichtungen zur vorläufigen 
Unterbringung von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern“, vgl. § 5 Abs. 1 und 2  i.V.m. § 17 Abs. 
2 ZustAVO, E. II. 1, S. 19 und Anlage 9, S. 81 
59 Die Stadt Köln hat für diese „Amtshilfe“ kein Personal der ZAB eingesetzt. 
60 D. II. 1., S. 19 
61 Vgl. Fn. 59 
62 In dieser Verordnung wäre auch zu regeln, ob eine Aufgabenzuweisung über die Grenzen eines 
Regierungsbezirks hinweg möglich sein soll, was für die künftige Aufnahmeeinrichtung in Mön-
chengladbach erwogen wird. 
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Eine staatliche Trägerschaft könnte die Gründung und den Betrieb einer Aufnahmeeinrichtung in 

den Fällen erleichtern, in denen die Standortgemeinde bereits in der Planungsphase Vorbehalte 

äußert. Denn das Land ist in einem solchen Fall nicht darauf angewiesen, dass die Gemeinde sich 

bereit erklärt, die den Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 AsylVfG übertragenen Aufgaben mit eige-

nem Personal zu übernehmen. Die Personal- und Organisationshoheit läge ausschließlich beim 

Land. Das in § 18 Abs. 2 ZustAVO vorgegebene Qualitätsmanagement der ZAB würde durch eine 

Prüfung im Rahmen der Fachaufsicht ersetzt. 

Im Übrigen wird der digitale Datenaustausch zwischen den kommunalen EAE und den 

landeseigenen ZUE sowie zwischen den EAE und der Bezirksregierung Arnsberg zurzeit durch 

fehlende gemeinsame Schnittstellen erschwert63. Diese Nachteile würden  vermieden, wenn die 

Bezirksregierung Arnsberg mit Aufnahmeeinrichtungen in staatlicher Trägerschaft elektronisch 

kommunizieren würde. 

 

Ergebnis 

Im Ergebnis sprechen die besseren Gründe dafür, zusätzliche reguläre Aufnahmeeinrichtungen in 

staatlicher Trägerschaft zu errichten und zu betreiben. Es bietet sich an, in diesem Fall die Aufgabe 

der Erstaufnahme der Bezirksregierung zu übertragen, in deren Zuständigkeitsbereich sich die Ein-

richtung befindet. Dies setzt selbstverständlich das für die Aufgabenerledigung notwendige Perso-

nal  voraus. Gegebenenfalls ist eine Außenstelle der zuständigen Bezirksregierung in der Einrich-

tung zu errichten. Die Zuständigkeit der Bezirksregierung Arnsberg für die landesinterne und län-

derübergreifende Verteilung der Asylbewerber bliebe unberührt. 

Zugleich stellt sich die Frage nach den Auswirkungen auf die vorhandenen EAE und ZUE: 

1. EAE 

Solange der landesweite Unterbringungsbedarf nicht durch Aufnahmeeinrichtungen "neuen Typs" 

gedeckt werden kann, sollte an der in § 5 ZustAVO für Bielefeld und Dortmund getroffenen Rege-

lung festgehalten werden. Damit käme es zwar zu unterschiedlichen Regelungen zur Trägerschaft 

innerhalb der ZustAVO. Auch lassen es die örtlichen Gegebenheiten in den EAE Bielefeld und 

Dortmund - zurzeit - nicht zu, dort Aufnahmeeinrichtungen mit einer Mindestkapazität von 500 Be-

wohnern zu betreiben. Für eine Übergangszeit spricht allerdings nichts dagegen, die Aufnahmeein-

richtung weiter zu betreiben und die endgültige Klärung der Trägerschaft einstweilen zurückzustel-

len. 

                                                      

 

 

63 E. X., S. 44 f. 
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2. ZUE 

Da sich die ZUE bereits in staatlicher Trägerschaft befinden, sollten diese Einrichtungen die bislang 

den Erstaufnahmeeinrichtungen übertragenen Aufgaben wahrnehmen, falls sie die insbesondere 

unter E. I. des Projektberichts64 formulierten Anforderungen erfüllen. 

 

 

Lösungsvorschlag: 

4. Die in § 5 Abs. 2 Nummern 1 und 2  der Verordnung über Zuständigkeiten im Ausländerwesen 

(ZustAVO)65 vorgesehene Trennung von " Einrichtungen zur vorläufigen Unterbringung von 

Asylbewerberinnen und Asylbewerbern" - EAE - (Nr. 1) und "Zentralen Unterbringungseinrich-

tungen" - ZUE - (Nr. 2) soll entfallen. In weiteren Aufnahmeeinrichtungen des Landes sollen 

beide Aufgaben zukünftig zusammengefasst werden. Diese weiteren Aufnahmeeinrichtungen sol-

len in staatlicher Trägerschaft betrieben werden. 

5.  Die zurzeit den Zentralen Ausländerbehörden (ZAB) nach §§ 5, 6, 10, 13 Abs. 2 und 14 Zu-

stAVO übertragenen Aufgaben der  Erstaufnahme sollen von den in Nummer 1 Satz 2 genann-

ten weiteren Aufnahmeeinrichtungen mit Hilfe des dort eingesetzten Personals wahrgenommen 

werden. 

 

III. Vorgaben des Infektionsschutzgesetzes (Röntgen) 

Das Infektionsschutzgesetz sieht gem. § 36 Abs. 4 die Einhaltung der Infektionshygiene vor.66 Des-

halb haben Personen, die in eine Gemeinschaftsunterkunft für Flüchtlinge und Asylbewerber aufge-

nommen werden sollen, vor oder unverzüglich nach ihrer Aufnahme ein ärztliches Zeugnis darüber 

vorzulegen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer ansteckungsfähigen Lun-

gentuberkulose vorhanden sind. Die Diagnose ist dabei insbesondere auf eine im Geltungsbereich 

des Infektionsschutzgesetzes erstellte Röntgenaufnahme der Lunge zu stützen. Bei Schwangeren 

ist von einer Röntgenaufnahme abzusehen; stattdessen ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, dass 

nach sonstigen Befunden eine ansteckungsfähige Lungentuberkulose nicht zu befürchten ist.  

                                                      

 

 

64 S. 26 f. 
65 Anlage 9, S. 81 ff. 
66 Anlage 9, S. 80 f. 
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Seit dem sprunghaften Anstieg der Zugangszahlen im Sommer des Jahres 2012 können die vorge-

sehenen Untersuchungskapazitäten den tatsächlichen Bedarf nicht mehr adäquat decken. Untersu-

chungen in radiologischen Praxen und Kliniken vor Ort sowie bei städtischen Gesundheitsämtern 

sind dauerhaft nicht möglich. Die dort bestehenden personellen und technischen Kapazitäten sowie 

die Arbeitsabläufe sind auf eine im Regelbetrieb zu untersuchende Patientenzahl ausgelegt. Größe-

re Gruppen zu röntgender Flüchtlinge übersteigen die dort bestehenden Kapazitäten. 

Um das Aufnahmeverfahren in der EAE Bielefeld zu beschleunigen und den Personaleinsatz effizi-

enter zu gestalten, wurde ein Röntgengerät angeschafft und ein Vertrag mit einer Röntgenpraxis 

geschlossen, welche die tägliche Bedienung des Röntgengerätes sicherstellt. Der Einsatz des Ende 

2012 in Betrieb genommenen Geräts hat das Registrierungsverfahrens um einen Bearbeitungstag 

verkürzt. Darüber hinaus kann sichergestellt werden, dass auch Personen, die an andere Erstauf-

nahmeeinrichtungen weitergeleitet werden, vorher geröntgt werden, um den Verdacht auf TBC aus-

zuschließen.  

 

Lösungsvorschlag: 

 

6.  Zur Verfahrensbeschleunigung soll jede Aufnahmeeinrichtung über ein Röntgengerät verfügen. 

 

IV. Möglichkeiten und Grenzen der Privatisierung 

Soweit in den nordrhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen Tätigkeiten im Rahmen der Erstauf-

nahme durch private Unternehmen erbracht werden, sind diese bislang auf die reine Versorgung 

und Unterbringung der Asylsuchenden sowie auf Teile des Gebäudemanagements beschränkt. Die 

Planung, die Errichtung und der Betrieb der vorhandenen Aufnahmeeinrichtungen im Übrigen lie-

gen in staatlicher (bzw. kommunaler) Hand. Das Risiko für die Durchsetzung zusätzlicher Standor-

te, ausreichender Kapazitäten, des Leerstandes und der Verwertung nach Abschluss der Nutzung 

trifft damit ausschließlich das Land. 

Eine weitergehende Privatisierung könnte Möglichkeiten eröffnen 

a. die Aufnahme von Asylbewerbern zu beschleunigen, 

b. Arbeitnehmer verstärkt befristet und/oder außerhalb der regelmäßigen Dienstzeiten des öf-
fentlichen Dienstes einzusetzen und 
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c. die mit der Planung, der Errichtung und dem Betrieb von Aufnahmeeinrichtungen verbun-
denen Risiken zumindest teilweise auf einen privaten Unternehmer zu übertragen. 

Die Projektgruppe ist zu dem Ergebnis gekommen, dass der größte Teil der zur Aufnahme von 

Asylbewerbern in den EAE erbrachten Tätigkeiten hoheitlicher Natur ist67. Dies gilt grundsätzlich für 

alle im Regelbetrieb68 wahrgenommenen Aufgaben wie z. B. die Registrierung und die erkennungs-

dienstliche Behandlung. Einzelne Aufgaben wie z. b. die Eingabe der erfassten Personendaten in 

elektronische Medien, die Röntgenuntersuchung und der Transfer zum BAMF können auch von 

Privaten erbracht werden.  

Unabhängig von der rechtlichen Würdigung dieser Einzelmaßnahmen stellt sich die Frage, ob und 

ggf. in welchem Umfang die Planung, die Errichtung und der Betrieb einer (zusätzlichen) Aufnah-

meeinrichtung privatisiert werden kann. Die Untersuchung der Projektgruppe hat gezeigt, dass für 

die Aufnahme von Asylbewerbern eine Planungssicherheit so gut wie nicht besteht, da es an zuver-

lässigen  Prognosen fehlt. Andererseits setzt der Erwerb oder die Miete zusätzlicher Einrichtungen 

die Zustimmung des Finanzministers voraus. 

Die Privatisierung könnte ein Weg sein, unter anderem das mit jeder zusätzlichen Einrichtung ver-

bundene Risiko, dass diese in Zeiten rückläufiger Flüchtlingszahlen ganz oder teilweise leer stehen, 

angemessen zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer zu verteilen. In Betracht kommt u. a. eine 

öffentlich-private Partnerschaft (ÖPP). Im Rahmen dieser Form der Aufgabenübertragung verblei-

ben die hoheitlichen Aufgaben bei der öffentlichen Hand. Der Private übernimmt lediglich Aufgaben 

des operativen Bereichs, also Aufgaben, die ggf. privatwirtschaftlich effizienter und wirtschaftlicher 

organisiert werden können. 

Bislang ist, was Aufnahmeeinrichtungen für Flüchtlinge anbelangt, bundesweit kein Beispiel für eine 

Beauftragung innerhalb des ÖPP bekannt. Es gibt jedoch ÖPP-Projekte für "Spezialimmobilien" 

(Krankenhäuser und Justizvollzugsanstalten), die ggf. für Aufnahmeeinrichtungen nutzbar gemacht 

werden können.  

Was den Betrieb, also das Hausmanagement von Aufnahmeeinrichtungen anbelangt, sprechen die 

dort mit dem Einsatz privater Unternehmen bislang gesammelten Erfahrungen dafür, dass diese 

Aufgabe durch Private effizienter und wirtschaftlicher organisiert werden kann. Soweit der Betrieb 

von Aufnahmeeinrichtungen noch nicht privatisiert ist, wird daher empfohlen, zu prüfen, ob eine 

weitergehende Privatisierung möglich ist. 

                                                      

 

 

67 Wegen der rechtlichen Bewertung im Einzelnen siehe Anlage 8, S. 71 
68 D. II. 1., S. 19 
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Nach Auffassung der Projektgruppe sollte das MIK darüber hinaus prüfen, ob die Planung, Herstel-

lung, Finanzierung, Betrieb und Erhaltung von Aufnahmeeinrichtungen generell oder im Einzelfall 

formell privatisiert werden kann. Die Projektgruppe regt daher an, nach Abstimmung mit dem Fi-

nanzministerium ein geeignetes Beratungsunternehmen mit der Prüfung zu beauftragen. 

Lösungsvorschlag: 

7.  Das MIK soll unter Berücksichtigung der bundesweit mit vergleichbaren Projekten gesammel-

ten Erfahrungen prüfen, ob die Planung, die Herstellung, die Finanzierung und die Erhaltung 

von Aufnahmeeinrichtungen generell oder im Einzelfall privatisiert werden kann. Diese Prü-

fung soll sich auch darauf beziehen, ob sich der Betrieb vorhandener Einrichtung stärker als 

bisher privatisieren lässt. Im Fall der Übertragung dieser Aufgaben sollen die hoheitlichen 

Aufgaben der Aufnahmeeinrichtungen bei der öffentlichen Hand verbleiben (formelle Privati-

sierung). Gegenstand der Prüfung sollen lediglich Aufgaben des operativen Bereichs sein, die 

ggf. privatwirtschaftlich effizienter und wirtschaftlicher organisiert werden können. 

 

V. Akzeptanz und Anreize  

Der Betrieb vorhandener und die Errichtung zusätzlicher Aufnahmeeinrichtungen stoßen nicht sel-

ten auf erhebliche Vorbehalte der durch die Einrichtung betroffenen Bevölkerung. Nicht wenige 

Bürgerinnen und Bürger stehen der Aufnahme von Flüchtlingen in ihrer Gemeinde ängstlich oder 

reserviert gegenüber.  

Die Errichtung einer Aufnahmeeinrichtung ist schon aus baurechtlichen Gründen gegen den Willen 

einer Kommune nicht möglich. Versagt eine Kommune ihr Einvernehmen zur baulichen Nutzung 

einer Anlage, so bietet § 80 Abs. 2 BauO zwar die Möglichkeit, das fehlende Einvernehmen durch 

die Zustimmung der oberen Baubehörde zu ersetzen. Ziel muss es jedoch sein, einen Rechtstreit 

zu vermeiden und die betreffende Gemeinde von der Notwendigkeit zu überzeugen, einer Aufnah-

meeinrichtung auf ihrem Gebiet zuzustimmen. 

Es hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass die Kommunen wichtige Meinungsbildner für die 

Öffentlichkeit sind. Es fehlen aus kommunaler Sicht jedoch Anreize, welche die Errichtung einer 

Aufnahmeeinrichtung erleichtern und so auch mittelbar zur Steigerung der öffentlichen Akzeptanz 

führen. Die Schaffung von Arbeitsplätzen in einer Aufnahmeeinrichtung und die mit dem Betrieb 

einer Einrichtung einhergehenden positive Wirkungen für die örtliche Wirtschaft (Handwerker, Si-

cherheitsunternehmen, Einzelhandel, Versorgungsunternehmen, etc.) bieten für sich genommen 

vielen Kommunen - erfahrungsgemäß - noch keinen ausreichenden Anreiz. 

Die Projektgruppe regt daher an, verstärkt für die Notwendigkeit zusätzlicher Einrichtungen zu wer-

ben, um zu vermitteln: Flüchtlingsunterbringung ist eine auf Dauer angelegte gesetzliche Aufgabe, 

der sich kein Bundesland entziehen kann. 

In der Planungsphase sind die Religionsgemeinschaften, die Politik, die Wohlfahrtsverbände und 

anderer Organisationen als Meinungsbildner und als Multiplikatoren frühestmöglich einzubeziehen, 

um gemeinsam in der Öffentlichkeit für das Vorhaben werben zu können. Dazu bieten sich u. a. 

folgende Maßnahmen an: 
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• proaktive Presse und Öffentlichkeitsarbeit, 

• Einrichtung eines runden Tisches, 

• Einbindung eines Anwohnerbeirates. 

Es sollten zudem Anreize für die Kommunen geschaffen werden, die der Errichtung einer Aufnah-

meeinrichtung innerhalb ihres Gemeindegebietes zustimmen. Im Flüchtlingsaufnahmegesetz soll z. 

B. die gesetzliche Möglichkeit geschaffen werden, die Zahl der Unterbringungsplätze auf die nach 

diesem Gesetz von der Gemeinde aufzunehmenden Flüchtlinge anzurechnen. Zu prüfen wäre 

auch, ob es möglich ist, zusätzliche Anreize im Gemeindefinanzierungsgesetz zu schaffen. Wird 

das Vorhaben als Projekt69durch den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) der EU geför-

dert, könnte dies dazu führen, dass sich die Einwohner der Gemeinde damit identifizieren, wenn 

diese Tatsache frühzeitig kommuniziert wird. 

 

Lösungsvorschlag: 

8.  Das MIK und die Bezirksregierungen sollen die Bereitschaft der Gemeinden, zusätzlichen Auf-

nahmeeinrichtungen auf ihrem Gebiet zuzustimmen (Akzeptanz), wecken und erhalten. Zu die-

sem Zweck sollen 

• sie proaktiv durch Presse- und Öffentlichkeitsarbeit das Verständnis der von (zusätzlichen) 

Aufnahmeeinrichtungen betroffenen Bürgerinnen und Bürger erhöhen; es soll unter ande-

rem vermittelt werden, dass die Aufnahme von Flüchtlingen eine auf Dauer angelegte ge-

setzliche Aufgabe ist, der sich kein Bundesland entziehen kann, 

• die für die Errichtung zusätzlicher Aufnahmeeinrichtungen zuständigen Stellen die Bereit-

schaft der Religionsgemeinschaften, der Politik, der Wohlfahrtsverbände und anderer Or-

ganisationen aufgreifen und nutzen, in der Planungsphase als Multiplikatoren zu dienen und 

für das Vorhaben zu werben,  

• zusätzliche Anreize für die Kommunen geschaffen werden. Hierzu zählt insbesondere die ge-

setzliche Möglichkeit, die Zahl der Unterbringungsplätze auf die von der Gemeinde aufzu-

nehmenden Flüchtlinge anzurechnen. Darüber hinaus soll geprüft werden, ob das Gemein-

                                                      

 

 

69 http://www.60-jahre-bamf.de/B60/DE/Wandel/UeberUns/AufgabenThemen/EUFonds/eufonds-
node.html 
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definanzierungsgesetz mit dem Ziel geändert werden kann, die Zahl der Unterbringungs-

plätze im kommunalen Finanzausgleich zu berücksichtigen.70  

Das MIK sollte prüfen, ob Aufnahmeeinrichtungen als Modellprojekt mit Hilfe des Asyl-, Migra-

tions- und Integrationsfonds (AMIF) der EU gefördert werden können. 

VI. Personalkapazitäten 

Die personelle Ausstattung in dem Bereich der Verteilung, Aufnahme und Versorgung von Flücht-

lingen hat mit dem seit dem Jahr 2008 beobachteten Anstieg der Zahl der Asylbewerber nicht 

Schritt gehalten. Das gilt sowohl für das in den EAE und ZUE als auch für das in den Bezirksregie-

rungen Arnsberg und beim MIK eingesetzte Personal. 

1. EAE 

Die Personalkapazitäten der Aufnahmeeinrichtungen orientieren sich an der Bearbeitung der Fall-

zahlen unter den Bedingungen des Regelbetriebs71 bei gleichmäßiger Auslastung.  

 

Die EAE haben den Arbeitsablauf innerhalb des Regelbetriebs bereits in den letzten Jahren opti-

miert. Eine stetig fortschreitende Aufgabenverdichtung, unvorhergesehene Personalausfälle (kurz 

und langfristige Erkrankungen), die Inanspruchnahme von gesetzlich zustehendem Urlaub, die Be-

achtung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften, die sich aus unterschiedlichen Arbeitszeitmodellen 

ergebenden Einschränkungen für einen flexiblen Einsatz der behördlich Beschäftigten und divergie-

rende Arbeitszeitmodelle bei Teilzeitbeschäftigen stellen die Aufnahmeeinrichtungen vor erhebliche 

personelle Herausforderungen. Aus diesem Grund  können erhöhte Zugangszahlen  und Störungen 

im Regelbetrieb (z. B. durch Windpocken bedingte Quarantäne) nicht ohne weiteres kompensiert  

werden. 

 

Die Gewährleistung des Regelbetriebs erlaubt es nicht, einzelne Arbeitsschritte entfallen zu lassen 

oder zeitlich zu verlagern. Zu Arbeitsschritten innerhalb des Regelbetriebs zählt z. B. die  Registrie-

rung der Flüchtlinge zu Beginn der Erstaufnahme. Störungen und Verzögerungen an dieser Stelle 

wirken sich unmittelbar auf die Belegung einer EAE aus. Eine Verstärkung durch fachfremdes Per-

sonal ist nur bedingt geeignet, personelle Engpässe zu beseitigen, weil die notwendigen Fach-

kenntnisse zunächst erlernt werden müssen und nur zeitversetzt angewendet werden können. In 

der Vergangenheit konnten Belastungsspitzen deshalb nur durch Mehrarbeit des Stammpersonals 

aufgefangen werden.  

 

                                                      

 

 

70 E. V., S. 36 
71 D. II. 1., S. 19 
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Die begrenzten Personalkapazitäten der EAE stellen diese Aufnahmeeinrichtungen jährlich wieder-

kehrend vor personelle Herausforderungen. Dabei ist die Grenze der Belastbarkeit und des Zumut-

baren spätestens im Jahr 2012 überschritten worden. Beide Erstaufnahmeeinrichtungen sind seit 

dem Frühjahr dieses Jahres nicht mehr in der Lage, den Regelbetrieb zu gewährleisten. 

 

Die EAE Dortmund - die einzige EAE des Landes Nordrhein-Westfalen zu diesem Zeitpunkt - ver-

fügte im Jahr 2008 über 6,5 Stellen (50 % Gruppenleitung, 5 Vollzeit-, 2 Teilzeitbeschäftigte), die 

mit der Erstaufnahme von Asylbewerbern befasst waren. Die Zahl der monatlichen Erstanträge in 

NRW belief sich zu diesem Zeitpunkt im Durchschnitt auf ca. 420 Personen72. Ende Juni 2013 setz-

te die EAE Bielefeld acht Vollzeitbeschäftigte ein, davon einen überplanmäßig, sowie drei Teilzeit-

kräfte. Die EAE Dortmund verfügte zu diesem Zeitpunkt über eine halbe Stelle g. D. (50% Gruppen-

leitung), zwei Stellen g. D. und 6,5 Stellen m. D. (vier Vollzeit-, drei Teilzeitbeschäftigte). 

 

Lässt man die Differenzierung in Laufbahngruppen außer Acht und stellt allein auf die Zahl der Voll- 

und Teilzeitbeschäftigten im Bereich der Erstaufnahme ab, dann hat sich die Zahl der Vollzeitbe-

schäftigten damit in der Zeit von 2008 bis 2013 trotz steigender Flüchtlingszahlen73 zwar in etwa 

verdoppelt, während die Zahl der Teilzeitbeschäftigten von zwei auf sieben gestiegen ist.  

 

2. Bezirksregierung Arnsberg 

Das Dezernat 21 der Bezirksregierung Arnsberg verfügte zum Jahreswechsel 2008/2009 über rund 

21 Stellen (19 Vollzeit-, 4 Teilzeitbeschäftigte), die mit der Verteilung und Unterbringung von Asyl-

bewerbern befasst waren. Aktuell sind dem Dezernat  für diese Aufgabe 18 Stellen (16 Vollzeit-, 4 

Teilzeitbeschäftigte) zugewiesen. Das bedeutet eine Verringerung um drei Stellen. 

3. MIK 

Das MIK verfügte bis zum 1. 4. 2008 im Aufgabenbereich "Verteilung u. Versorgung von Flüchtlin-

gen, Rückkehrförderung, Statistik" über zwei Stellen h. D. (Referatsleiter und Referent), drei Stellen 

g. D. und eine Mitarbeiterin des mittleren Dienstes. Mit der Eingliederung des Aufgabenbereichs in 

das Referat 15 entfiel je eine Stelle h. D. und g. D. Die Stelle des mittleren Dienstes wurde später 

abgezogen. Das bedeutet ebenfalls eine Verringerung um drei Stellen. 

                                                      

 

 

72 Anlage 2, Abbildung 1, S. 53 
73 Im ersten Halbjahr 2013 belief sich die Zahl der monatlichen Erstanträge im Durchschnitt auf ca. 

1.500 Personen, das ist mehr als das dreifache der im Jahr 2008 registrierten Zahl. 
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Im Referat 15 (Ausländerwesen) des MIK wurde im Oktober 2012 eine der Abteilungsleitung unmit-

telbar unterstellte Projektgruppe ins Leben gerufen, die bis auf weiteres die im Aufgabengebiet 

"Verteilung u. Versorgung von Flüchtlingen" eingesetzten Kollegen fortlaufend unterstützt. 74  

Auf allen drei Verwaltungsebenen wurde das oben beschriebene Stammpersonal im Herbst des 

Jahres 2012 durch Krisenstäbe verstärkt. Die ZAB Köln übernahm zeitweise Aufgaben der ZAB 

Dortmund, um die Erstaufnahme der in der Notunterkunft in Neuss untergebrachten Asylbewerber 

zu gewährleisten. 

 

 

Lösungsvorschlag: 

9.  Die personelle Ausstattung der mit der Verteilung, Aufnahme und Versorgung von Flüchtlingen 

befassten Organisationseinheiten soll an den seit dem Jahr 2008 beobachteten Anstieg der Zahl 

der Asylbewerber wie folgt angepasst werden.  

• Der Personalbedarf auf allen mit dieser Aufgabe befassten Verwaltungsebenen soll durch 

eine Stellenbemessung oder durch ein anderes geeignetes analytisches Verfahren ermittelt 

werden, das die reale Entwicklung der Flüchtlingsaufnahme berücksichtigt. Die Personal-

ausstattung muss die saisonalen Schwankungen bei den Zugangszahlen ebenso berücksich-

tigen wie unvorhergesehene Personalausfälle (kurz und langfristige Erkrankungen), die In-

anspruchnahme von gesetzlich zustehendem Urlaub, die Beachtung arbeitsschutzrechtlicher 

Vorschriften, die sich aus unterschiedlichen Arbeitszeitmodellen ergebenden Einschränkun-

gen für einen flexiblen Einsatz der behördlich Beschäftigten und durch divergierende Ar-

beitszeitmodelle bei Teilzeitbeschäftigen bedingten Ausfallzeiten. 

• Die Aufnahmeeinrichtungen sollen über eine personelle Ausstattung verfügen, die die ange-

messene Erfüllung der erforderlichen Aufgaben unabhängig davon gewährleistet, ob die 

Einrichtung vom Land oder von einer Kommune getragen wird.  

• Der aktuelle Personalbedarf der Aufnahmeeinrichtungen ist fortlaufend im Rahmen des 

Qualitätsmanagements der Bezirksregierungen zu überwachen. 

• Dem auf diesem Wege nachgewiesenen Personalbedarf soll entsprochen werden. 

                                                      

 

 

74 Nachzutragen ist, dass das Aufgabengebiet "Verteilung u. Versorgung von Flüchtlingen, 
Rückkehrförderung, Statistik" seit dem 1. September 2013 dem neu geschaffenen Referat 16 über-
tragen ist. Der Personalbestand in diesem Aufgabengebiet ist unverändert. Der Referatsleitung 
obliegt zusätzlich der Aufgabenbereich "Allgemeines Ausländerrecht und ausländische Passange-
legenheiten", der bis zu diesem Zeitpunkt zu den Aufgaben des Referats 15 gehörte. 
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• Die Aufnahmeeinrichtungen  sollen über einen ausreichenden Stamm an qualifizierten Mit-

arbeitern verfügen. 

• Darüber hinaus sollen sie finanziell in die Lage versetzt werden, auf saisonal bedingte und 

nicht vorhersehbare Schwankungen der Zugangszahlen durch die befristete Einstellung zeit-

lich flexibel einsetzbarer Arbeitskräfte zeitnah reagieren zu können. Dabei ist ein angemes-

sener zeitlicher Vorlauf zur Einarbeitung der flexiblen Arbeitskräfte zu berücksichtigen. Die 

hierdurch bedingten Kosten sollen in dem nachgewiesenen Umfang erstattet werden. 

 

VII. Finanzierung  

Gem. § 1 ZustAVO75 wurde den Kommunen Bielefeld, Dortmund und Köln der Betrieb von ZAB 

(Rückführungsmanagement) übertragen. Ebenso wurde den Kommunen Dortmund und Bielefeld 

gem. § 5 ZustAVO der Betrieb von Erstaufnahmeeinrichtungen übertragen, die den ZAB angeglie-

dert sind. Die in den Erstaufnahmeeinrichtungen anfallenden Aufgaben76 werden somit von Mitar-

beitern der ZAB erledigt. 

 

Die Kosten für den Betrieb der ZAB und der EAE werden den Kommunen gem. § 18 Abs. 1 Zu-

stAVO vom Land erstattet. Der für die Erstattung der Kosten der ZAB eingerichtete Haushaltstitel 

633 10 bildet die Obergrenze, bis zu deren Höhe die nachzuweisenden Ausgaben erstattet werden. 

Der Umfang der für die Erstaufnahme zur Verfügung stehenden Personalkosten ist somit begrenzt 

durch die in diesem Titel zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Das Risiko der Unterdeckung 

tragen die Städte Bielefeld und Dortmund.  

 

Im Herbst 2012 wurde auf Grund des starken Anstiegs der Zahl der Asylbewerber eine Verstärkung 

des im Bereich der Erstaufnahme eingesetzten Personals erforderlich. Aus diesem Grund setzten 

beide Erstaufnahmeeinrichtungen Teile des in den ZAB Bielefeld und Dortmund für den Bereich des 

Rückführungsmanagements bestimmten Personals ein. Infolgedessen konnten die ZAB ihre Aufga-

ben in diesem Bereich nur eingeschränkt wahrnehmen. Die Aufgabe „Identitätsklärung Ungeklärte“ 

konnte in der ZAB Bielefeld mehrere Monat lang nicht erfüllt werden. Passersatzpapieranträge für 

Personen, die sich seit längerer Zeit im Bundesgebiet befanden und die nicht in Haft waren, konn-

ten erst mit rund einem Monat Verzögerung ausgestellt werden, Vorführungen mussten verschoben 

werden. Amtshilfeersuchen von örtlichen Ausländerbehörden zur Unterstützung bei der Durchfüh-

rung von Abschiebungen konnte teilweise nicht entsprochen werden.  

 

                                                      

 

 

75 Anlage 9, S. 81 
76 D. II.1., S. 19 
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In der EAE Dortmund war die Lage ähnlich: Abschiebungen mussten zurückgestellt und Amtshil-

feersuchen anderer Behörden abgelehnt werden. Im Bereich der Passersatzpapierbeschaffung kam 

es zu Ausfällen, weil Beschäftigte des gehobenen Dienstes in die EAE abgeordnet wurden. 

 

Die Projektgruppe schlägt daher vor, die in § 18 Abs. 1 Satz 2 ZustAVO vorgesehene Kostenbe-

grenzung zu streichen, um die Aufnahmeeinrichtungen in die Lage zu versetzen, ihren Personalbe-

stand an die Zahl der (prognostizierten) Asylbewerber anzupassen.  

 

 

Lösungsvorschlag: 

10.  Die bei dem Betrieb einer EAE anfallenden Kosten sind in vollem Umfang aus dem Landes-

haushalt zu decken, unabhängig davon, wer Träger der jeweiligen Einrichtung ist77.  

 

VIII. Vorsorge und Krisenmanagement (Notfallplan)  

Die Steigerung der Zugangszahlen, insbesondere deren Schwankungen, und der Ausbruch von 

Windpockeninfektionen in Unterbringungseinrichtungen stellen die Verantwortlichen regelmäßig vor 

die Herausforderung, kurzfristig Unterbringungskapazitäten zu organisieren. Windpockeninfizierte 

sind gesondert unterzubringen. Während der Quarantänezeit sind jegliche von der Einrichtung aus-

gehenden Transporte einzustellen. Auch ist eine Neuaufnahme grundsätzlich nicht möglich. Des 

Weiteren sind die als notwendig erachteten Maßnahmen mit dem örtlich zuständigen Gesundheits-

amt abzustimmen. Die zeitweilige Schließung ganzer Einrichtungen führte im Jahr 2012 dazu, dass 

das Transport- und Unterbringungssystem der Bezirksregierung innerhalb weniger Stunden neu 

organisiert werden musste. 

Die Projektgruppe hat festgestellt, dass es kein behördenübergreifendes Konzept für ein Krisenma-

nagement gibt, mit dessen Hilfe die Unterstützung durch Dritte kurzfristig organisiert werden könnte. 

Ziel eines solchen Krisenmanagements wäre  die Koordinierung der Stellen, die für eine (kurzfristi-

ge) Unterstützung der EAE in Betracht kommen. Bislang fehlt es an einem Notfallplan, der den an 

dem Krisenmanagement beteiligten - haupt- und ehrenamtlichen - Stellen vermittelt, wie auf be-

stimmte unvorhergesehene Ereignisse zu reagieren ist, die sich z. B. aus Epidemien, dem unvor-

hersehbaren Aufnahmestopp anderer Bundesländer78 oder aus einem übermäßigen Anstieg der 

Zahl der Asylbewerber ergeben können. 

 

Lösungsvorschlag: 

                                                      

 

 

77 E. II., S. 28 
78 In diesem Fall erhöht sich kurzfristig die Aufnahmequote des Landes Nordrhein-Westfalen. 
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11.  Für Notfälle und vergleichbare unvorhersehbare Ereignisse soll das MIK ein mit den zuständi-

gen Behörden abgestimmtes Konzept (Notfallplan) entwickeln, das in das allgemeine Krisen-

management des Landes eingebunden ist und im Bedarfsfall eine vorgeplante Unterstützung der 

Aufnahmeeinrichtungen zeitnah sicherstellt. Für Epidemien wie z. B. Windpocken, Masern und 

Tuberkulose soll dieses Konzept mit dem Gesundheitsministerium abgestimmt werden. Das 

Konzept soll deutlich machen, welche staatliche oder kommunale Stelle im Krisenfall verant-

wortlich ist und welche Stellen an Entscheidungen zu beteiligen sind. 

IX. Zusammenarbeit mit den beteiligten Behörden  

Bei der Erstaufnahme von Asylbewerbern spielt die Qualität der Zusammenarbeit aller beteiligten 

Behörden - insbesondere das Zusammenspiel zwischen Landesebene und BAMF - eine große 

Rolle.79 Die in der zweiten Hälfte des Jahres 2012 gesammelten Erfahrungen haben gezeigt, dass 

es auf allen Seiten Potenzial gibt, die Qualität dieser Zusammenarbeit zu verbessern. 

 

Zusammenarbeit mit dem BAMF 

Der Anstieg der Zugangszahlen veranlasste die Bezirksregierung Arnsberg zeitweise, Asylbegeh-

rende aus den Erstaufnahmeeinrichtungen so schnell wie möglich zu verteilen. Folge war, dass der 

beim BAMF zu registrierende und anzuhörende Personenkreis entweder aus den zentralen Unter-

bringungseinrichtungen des Landes zugeführt oder aus den Zuweisungsgemeinden vorgeladen 

werden musste. Die Zahl der in den Außenstellen des BAMF in Bielefeld, Dortmund und Düsseldorf 

eingesetzten Einzelentscheider konnte diese Steigerung nicht durch Mehrarbeit auffangen. Daher 

haben sich bis heute bestehende Rückstände bei den Anhörungen gebildet. 

Die vorzeitige Zuleitung der Flüchtlinge in die Kommunen bereitet nicht nur den Kommunen, son-

dern auch dem BAMF Schwierigkeiten. Die Vorladung aus den Zuweisungsgemeinden, die Bestel-

lung von Dolmetschern, die Organisation der Zuführung zur Anhörung durch dass BAMF bereiten 

zusätzliche Probleme und erschweren einem zügigen Abbau der Rückstände. 

Das BAMF kann Anhörungen nur dann zeitgerecht und ordnungsgemäß durchführen, wenn eine 

ausreichende Anzahl geeigneter Dolmetscher zur Verfügung steht. Der Vorlauf, den die BAMF-

Außenstellen benötigen, um Dolmetscher zur Verfügung zu stellen, ist in Bielefeld und Dortmund 

unterschiedlich lang. Bei den Standardsprachen verfügt das BAMF nach eigenen Angaben über 

eine ausreichende Zahl an Dolmetscher. Es kommt jedoch bei selteneren Sprachen zu Engpässe 

bei den Dolmetschern. In Spitzenzeiten stehen keine ausreichenden Kapazitäten zur Verfügung. 

Das BAMF stellt außerdem hohe Anforderungen an Dolmetscher die nicht von jedem Sprachkundi-

                                                      

 

 

79 D. II. 1., S. 18 f. 
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gen kurzfristig erfüllt werden können. Grundlage für den Dolmetschereinsatz ist stets einen Vertrag, 

verbunden mit entsprechenden Sicherheitsüberprüfungen. 

Das BAMF hat seit dem Herbst letzten Jahres personelle Maßnahmen ergriffen und Personal aus 

anderen Bundesbehörden herangezogen, Neueinstellungen vorgenommen und intern Personal aus 

anderen Abteilungen der Asylbereiche umgesetzt. Weitere personelle Mittel stehen dem BAMF 

kurzfristig nicht zur Verfügung. Aufgrund der weiterhin steigenden Zugangszahlen steht das BAMF 

trotz aller personellen und organisatorischen Bemühungen vor „kaum noch zu bewältigenden per-

sonellen Problemen“. Dies hat der Bundesminister des Innern den Vorsitzenden der Ständigen 

Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder am 04.07.2013 mitgeteilt und darum gebe-

ten, dem BAMF zusätzliches Personal zur Verfügung zu stellen. 

Die Zusammenarbeit mit dem BAMF ist im letzten Jahr trotz der organisatorischen und personellen 

Engpässe optimiert worden. Es finden regelmäßig Telefonkonferenzen unter Beteiligung der Au-

ßenstellenleiter des BAMF in Bielefeld, Dortmund und Düsseldorf, sowie der Bezirksregierung 

Arnsberg und der Leitungen der Zentralen Ausländerbehörden in NRW statt. Hinzu kommt ein Jour-

Fixe, der mehrmals im Jahr unter zusätzlicher Beteiligung des MIK NRW und der Gruppenleitung 

des BAMF als Vorgesetzten der Leiter der Außenstelle des BAMF tagt. 

 

Reaktion des MIK auf Warnungen der nachgeordneten Behörden 

Von den Erstaufnahmeeinrichtungen Bielefeld und Dortmund erhielten das MIK NRW sowie die 

Bezirksregierung Arnsberg regelmäßig die Mitteilungen über die täglichen und monatlichen Zu-

gangszahlen, die bereits frühzeitig den Schluss zuließen, dass die Kapazität der Aufnahmeeinrich-

tungen im Jahr 2012 nicht nur kurzfristig überschritten werden könnten80. Die ZAB Bielefeld und 

Dortmund haben ebenso wie die Bezirksregierung Arnsberg mündlich und schriftlich ihrer Sorge 

Ausdruck verliehen, dass die Unterbringungskapazitäten im Fall weiter steigender Zugangszahlen 

nicht ausreichen könnten. Auf diese Berichte hat das MIK, abgesehen von der erneuten Öffnung 

der EAE in Bielefeld im Frühjahr 2011, zunächst nicht reagiert. 

Lösungsvorschlag: 

13.  Die Zusammenarbeit zwischen den an der Flüchtlingsaufnahme beteiligten Behörden auf Bun-

des- und Landesebene soll mit dem Ziel verbessert werden, das Verfahren der zuständigen Stel-

len zu beschleunigen: 

• Das MIK soll dem BAMF regelmäßig in der Landesverwaltung (Justiz, Kommunen) existie-

rende Dolmetscherlisten übermitteln. 

                                                      

 

 

80 A. I., S. 11 
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• Die an der Flüchtlingsaufnahme beteiligten Stellen sollen sich regelmäßig und bei Bedarf 

zeitnah austauschen. 

• Zur Verbesserung der IT-gestützten Kommunikation sollte auf Initiative des MIK gemeinsam 

mit dem Bund ein integriertes System entwickelt werden.  

X. IT-Unterstützung  

 

Die Aufnahme, Verteilung und Unterbringung von Asylbewerbern in Nordrhein-Westfalen wird auf 

allen Ebenen durch IT-Technik unterstützt: 

 

• Die EAE nehmen Personendaten von dort ankommenden Asylbewerbern auf und geben 

diese in die dortigen IT-Anwendungen ein. Daten zu den einzelnen Aufnahmefällen (Grup-

pengröße, Verteilung nach Geschlecht, Anzahl der Kinder, Herkunftsland, einzelne Perso-

nendaten) werden in Formulare übertragen, die per Telefax an die Bezirksregierung Arns-

berg übermittelt werden.  

 

• Für die Verteilung der Asylbewerber auf die BAMF-Außenstellen in NRW und den Ländern 

wird das vom BAMF bereitgestellte EASY-Verfahren  eingesetzt. Kriterien sind die Nationa-

lität der betreffenden Person (Spezialisierung einzelner Außenstellen) sowie die jeweils er-

reichte Quote nach dem Königsteiner Schlüssel. Die Bezirksregierung stellt die Anfragen an 

das EASY-System durch Eingabe der übermittelten Personendaten in online bereitgestellte 

Masken. Die Ergebnisse der Abfragen werden von Hand in die vorliegenden Formulare 

eingetragen und per Telefax zurück an die EAE gesendet. 

 

• Der Austausch von Daten zwischen den EAE und dem BAMF erfolgt papierbasiert. 

 

• Beim BAMF selbst wird das Asylverfahren über das bereits seit langer Zeit im Einsatz be-

findliche System MARIS  abgewickelt. Es existiert keine Schnittstelle, über die die in den 

Ländern erfassten Daten elektronisch übernommen werden könnten. Eine nachträgliche 

Einrichtung einer solchen Schnittstelle ist für die aktuell beim BAMF eingesetzte Software 

nicht vorgesehen.  

 

• In den zentralen Unterbringungseinrichtungen kommt eine seit Beginn der 1990-er Jahre im 

Einsatz befindliche, auf Visual Basic und Microsoft Access basierende  Datenbankanwen-

dung zum Einsatz, die jeweils lokal in den Außenstellen der Bezirksregierung Arnsberg in-

stalliert ist. Die tagsüber vor Ort erfassten Daten der aufgenommenen Personen lassen 

sich bedingt durch die eingesetzte Technik erst in der jeweils folgenden Nacht mit der zent-

ralen Datenbank in Arnsberg abgleichen. Das Programm der ZUE enthält weiterhin Module 

für die Erfassung von Taschengeldzahlungen sowie für die Ausgabe von Krankenscheinen. 

 

• Für die Zuweisung der Asylbewerber an die Kommunen setzt die Bezirksregierung ein spe-

ziell für diesen Zweck entwickeltes Programm ein. Die Berechnung der Aufnahmequoten 

sowie statistische Auswertungen sind auf Excel-Tabellen ausgelagert. Bescheide werden 

gedruckt, unterzeichnet und per Telefax an die Kommunen sowie weitere Empfänger 
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übermittelt. Das Programm verfügt über zusätzliche Module für die Bereiche Umverteilung 

und Rechtsschutzverfahren. 

 

• Die mit dem Betrieb der Erstaufnahmeeinrichtungen beauftragten Unternehmen setzen ei-

gene Software zur Erfassung der in den Liegenschaften untergebrachten Personen ein.  

 

Bei dem beschriebenen Verfahren bestehen grundlegende Schwächen und Engpässe: 

 

• Das derzeitige Verfahren mit mehreren zeitlich aufeinander folgenden Aufgabenwahrneh-

mungen baut auf unterschiedlichen IT-Systemen auf, die jeweils für sich nur den eigenen 

Aufgabenbereich abdecken und dabei unterschiedliche Plattformen (lokal, webbasiert) nut-

zen. Umfassende Synergien lassen sich unter diesen Bedingungen nicht generieren.  

 

• Vielmehr erschweren Medienbrüche die Arbeit. Die Daten der asylbegehrenden Personen 

werden beispielsweise aufgrund fehlender elektronischer Schnittstellen zwischen den ver-

schiedenen beteiligten Stellen mehrfach erfasst. Der Austausch von Informationen erfolgt 

zu einem großen Teil papierbasiert bzw. per Telefax. Dies bindet wertvolle Personalres-

sourcen und führt zu vermeidbaren Verzögerungen in den Abläufen. Die Umstellung auf ei-

ne elektronische Übermittlung von Daten und Dokumenten erscheint in weiten Teilen - auch 

bereits ohne Anpassungen der eingesetzten Anwendungen - möglich. Hierzu müssten je-

doch die technische Ausstattung geändert (z. B. Einsatz von Scannern unmittelbar auf den 

Arbeitsplätzen) sowie  entsprechende Absprachen mit den Kommunikationspartnern (z. B. 

Übermittlung als PC-Fax) getroffen werden. 

 

• Die eingesetzten Programme sind hinsichtlich Technik und Architektur teilweise stark veral-

tet. Es kommen weder übergreifende Client-Server-Lösungen noch heute übliche integrier-

te Web-Anwendungen zum Einsatz. Die deutliche Überalterung der Technik hat sich bei 

dem in der Bezirksregierung eingesetzten Asylprogramm gezeigt:  Erhebliche Probleme 

sind bei der immer noch nicht zur vollen Zufriedenheit durchgeführten Portierung der An-

wendung von dem in die Jahre gekommenen Windows XP zur aktuelleren Version 

Windows 7 aufgetreten. 

 

• Die Software, mit der die Bezirksregierung die Zuweisungen der Asylbewerber auf die 

Kommunen abwickelt, weist einen Engpass auf, der sich wesentlich auf den maximal mög-

lichen Durchsatz des gesamten Verfahrens auswirkt. Wegen Zugriffsbeschränkungen bei 

der für die Quotenberechnung eingesetzten zentralen Excel-Tabelle ist die Buchung der 

einzelnen Fälle nur sequenziell möglich. Eine Beschleunigung der Zuweisung durch paral-

leles Arbeiten auf mehreren Arbeitsplätzen ist beim bestehenden System ausgeschlossen. 

Ein weiterer Nachteil des Asylprogramms:  Ein Gesamtüberblick über aktuelle Aufnahme-

zahlen und konkret untergebrachte Personen besteht aufgrund der Übermittlung der Daten 

in der Folgenacht stets erst mit Verzögerung. Die Weiterentwicklung des Asylprogramms 

kommt aus grundlegenden technischen sowie damit in Zusammenhang stehenden wirt-

schaftlichen Gründen nicht in Betracht. 
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• Eine neue Softwarelösung sollte die Arbeitsschritte im Verfahren weitgehend elektronisch 

abbilden, die parallele Arbeit mehrerer Benutzer zulassen sowie möglichst alle beteiligten 

Stellen und Ebenen einbeziehen und damit vor allem Ressourcen vergeudende Medien-

brüche vermeiden. Es sollte die Gelegenheit genutzt werden, die Möglichkeiten zur Re-

cherche und zur Übermittlung von Informationen zu den betroffenen Personen (z. B. zu-

sätzliche Angabe zu besonderen Bedürfnissen) an die aufnehmenden Kommunen auszu-

bauen. Zu prüfen wäre zudem eine Anbindung an die in der Bezirksregierung eingesetzte 

Dokumentenmanagement-Software über eine entsprechende Schnittstelle, um die derzeit 

noch bestehenden umfangreichen Papierakten deutlich zu reduzieren.  

 

Sowohl die Erstaufnahmeeinrichtungen als auch das BAMF nehmen Daten der Asylbewerber über 

entsprechende Fragenkataloge auf. Bei einer übergreifenden Neukonzeptionierung der IT-

Unterstützung sollte geprüft werden, inwieweit in diesem Punkt Redundanz bei der Bearbeitung 

vermieden werden kann. In Gesprächen zeigten sich Vertreter des BAMF mit Hinweis auf den Da-

tenschutz und die eigene fachliche Verantwortlichkeit für die Richtigkeit der Daten skeptisch. Dem 

BAMF bringe dies zudem keinen großen Vorteil, da die Erhebung der allgemeinen Personendaten 

nur einen geringen Teil der gesamten Aktenanlage ausmache. Mit Blick auf den Gesamtprozess 

und alle beteiligten Stellen besteht möglicherweise dennoch Potenzial zur Optimierung. Gegebe-

nenfalls könnten entsprechende Vorkehrungen in einem gemeinsam genutzten System den Beden-

ken Rechnung tragen. 

 

Lösungsvorschlag: 

14.  Zur kurzfristigen Optimierung des bestehenden Zuweisungsverfahrens in der Bezirksregierung 

Arnsberg sollen folgende Vorschläge geprüft werden: 

• Vereinfachung der Übermittlung von Bescheiden im Original und in Kopie an die verschie-

denen beteiligten Stellen unter Berücksichtigung der Anforderungen, die an die Qualität von 

Verwaltungsakten (Zuweisungsbescheid) zu stellen sind, insbesondere, soweit ohne großen 

Aufwand möglich, Umstellung von papierener auf elektronische Übermittlung (als PDF-

Dokument oder als E-Mail-Text), 

• Schaffung einer breiteren Personalbasis durch eine frühzeitige Einweisung und flexible Be-

reitstellung von Reservekräften, 

• Dokumentation der Prozesse, um insbesondere den in diesem Bereich vorübergehend zu-

sätzlich eingesetzten Beschäftigten die Übernahme der Aufgaben zu erleichtern, und 

• arbeitsteilige Bearbeitung im Fall von Belastungsspitzen (Buchung auf einem Arbeitsplatz, 

Vor- und Nacharbeiten auf  anderen Arbeitsplätzen). 

15.  Mittel- bis langfristig sollen folgende Verbesserungen im Bereich der IT-Unterstützung ange-

strebt werden: 

• Das bestehende Asylprogramm soll durch eine Software ersetzt werden, die den aktuellen 

Anforderungen an Technik, Funktionalität und Bedienbarkeit möglichst weitgehend gerech-

tet wird.  
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• Erste Priorität soll ein gemeinsam mit dem Bund zu entwickelndes integriertes, webbasiertes 

System haben, das von allen am Verfahren beteiligten Stellen auf Bundes- und Landesebene 

genutzt werden kann, um Synergieeffekte zu erzielen und Doppelarbeit zu vermeiden. 

• Für die Übermittlung von Daten an das BAMF soll die Möglichkeit einer Erweiterung des 

Standards XAusländer um ein entsprechendes Modul geprüft werden. 

• Sollte eine gemeinsame Nutzung zusammen mit dem Bund nicht möglich bzw. gewollt sein, 

wäre zur besseren Unterstützung der elektronischen Kommunikation und der aktuellen Ar-

beitsprozesse zumindest eine einheitliche, vorzugsweise auf Web-Technik basierende inte-

grierte Software auf Landesebene anzustreben, die allen beteiligten Stellen über das DOI-

Netz zugänglich gemacht werden könnte.  

• Der Beschaffung einer bestehenden Software ist dabei der Vorzug vor einer kompletten 

Neuentwicklung zu geben. Eine Neuprogrammierung sollte in Anbetracht des zu erwarten-

den hohen Aufwands und der erfahrungsgemäß sehr langen Projektdauer nur als letztes Mit-

tel in Frage kommen. 
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F. Indikatoren für die künftige Entwicklung der Flüchtlingszahlen 

I. Prognosen 

Gem. § 44 Absatz 2 AsylVfG81 teilt das BAMF den Ländern regelmäßig neben der Zahl der Zugän-

ge von Asylbegehrenden die voraussichtliche Entwicklung sowie den Bedarf an Unterbringungs-

plätzen mit. Aus der Erfahrung der letzten Jahre bleibt festzustellen, dass diese Prognosen nur 

Schätzungen sind, die nicht selten durch die tatsächliche Entwicklung widerlegt werden. Auch das 

BAMF wurde im Herbst 2012 von dem starken Entwicklung des Zugangs von Asylbegehrenden 

überrascht. 

 

Das BAMF hat seine noch im August 2012 bekannt gegebene Prognose von bundesweit 4.500 bis 

5.400 Erstantragstellern pro Monat im September auf 9.000 verdoppelt. Tatsächlich stellten bereits 

im Oktober 2012 9.950 Personen einen Asylerstantrag, davon 2.128 in NRW.  

 

Um die Planungssicherheit der an der Flüchtlingsaufnahme beteiligten Stellen zu verbessern, ha-

ben die Wohlfahrtsverbände vorgeschlagen, für die Organisation der Flüchtlingsaufnahme weitere 

Datenquellen wie z. B. Berichte des UNHCR oder von Nichtregierungsorganisationen zu nutzen, die 

in den Herkunftsstaaten tätig sind. Nach Auffassung der Projektgruppe sollte diesem Vorschlag 

nicht gefolgt werden. Das BAMF bezieht bereits heute entsprechende Informationen von Nicht-

Regierungsorganisationen in seine Bewertungen ein. Der Aufbau von Parallelstrukturen sollte inso-

weit vermieden werden. Außerdem ist die Flüchtlingsaufnahme auf regelmäßige Informationen an-

gewiesen, die kurzfristig fortgeschrieben werden. Diese liefert ausschließlich das BAMF. Es beste-

hen keine Anhaltspunkte dafür, dass andere Stellen besser als das BAMF in der Lage sein sollten, 

die mit Prognosen verbundenen methodischen Probleme zu lösen. Auch um widersprüchliche Da-

ten zu vermeiden, sollten auch in Zukunft die vom BAMF gelieferten Zahlen allein maßgeblich sein.  

II. Andere Indikatoren 

Die Projektgruppe ist der Frage nachgegangen, ob es möglich ist, zusätzliche Indikatoren zu be-

nennen, um die Planungssicherheit der Flüchtlingsaufnahme zu erhöhen. In Betracht kommen: 

1. Die Entwicklung der monatlichen Zugänge von Asylbewerbern 

2. Die aktuelle Auslastung der regulären Aufnahmeeinrichtungen 

 

 

                                                      

 

 

81 Anlage 9, S. 76 
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Zu 1: 

Die monatlichen Zugänge unterliegen erheblichen saisonalen Schwankungen. Die Zugänge in der 

zweiten Jahreshälfte liegen seit dem Jahr 2009 regelmäßig über denen der ersten sechs Monate. 

Das Liniendiagramm82 zeigt allerdings, dass das Ausmaß des Zuwachses von Jahr zu Jahr diffe-

riert. Zudem erscheint es methodisch bedenklich, aus in der Vergangenheit beobachteten saisonal 

bedingten Zuwächsen Schlüsse auf das künftige Verhalten von Personengruppen zu ziehen. 

Zu 2: 

Die Projektgruppe hat intensiv diskutiert, ob es möglich ist, aus der aktuellen Auslastung der regulä-

ren Aufnahmeeinrichtungen auf den Umfang der in der Zukunft benötigten Kapazität zu schließen. 

Ziel der Diskussion war es, eine "Formel" zu entwickeln, die es ermöglicht, Haushaltsmittel für den 

Erwerb oder die Miete zusätzlicher Objekte bereit zu stellen, wenn ein bestimmter Grad der Auslas-

tung erreicht ist.  

Der Vorteil dieses Ansatzes liegt auf den ersten Blick darin, dass den zuständigen Stellen der Grad 

der Auslastung bekannt ist. Die Bedeutung dieser Daten wird allerdings relativiert durch die oben 

erwähnten saisonalen Schwankungen. Während eine Auslastung von 70 % im Oktober oder No-

vember eines Jahres kein Grund zur Besorgnis ist, ist dieser Prozentsatz sechs Monate zuvor an-

gesichts der im Jahr 2012 beobachteten Steigerung ein Alarmsignal. Die Frage, welche Kapazität 

im Herbst zur Verfügung stehen muss, beantwortet dieser Ansatz allerdings nicht. Weitere Indikato-

ren, die für die Berechnung zusätzlicher Kapazitäten herangezogen werden könnten, sind nicht 

ersichtlich. 

Daher bleibt es im Ergebnis bei dem aktuellen Verfahren, für die Berechnung der benötigten Kapa-

zität sowohl die aktuelle Auslastung als auch die Prognose des BAMF heranzuziehen. 

                                                      

 

 

82 Anlage 2, Abbildung 2, S. 53 
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G. Qualitative Standards 

Die Unterbringungseinrichtungen in NRW weisen stark unterschiedliche Standards im Bereich der 

Gestaltung der Unterbringungseinrichtungen, aber auch bei sozialen Betreuungsangeboten auf. Mit 

der Neustrukturierung der Aufnahme und Unterbringung von Asylbewerbern und der damit verbun-

den Suche nach neuen Standorten wurde die Frage aufgeworfen, ob für entsprechende Einrichtun-

gen Standards präzisiert oder neu beschrieben werden sollten. 

Nach Auffassung der Projektgruppe sollen Aufnahmeeinrichtungen zumindest über folgende Aus-

stattung verfügen:  

• Gemeinschaftsräume (Küchen, Speiseräume, Wasch- und Trockenräume),  

• Sanitärräume einschl. abschließbarer Toiletten,  

• Räume für Kinderbetreuung und Freizeitaktivitäten (z.B. Spiel- oder Sportstätten)  

• separate Räume für schutzbedürftige Personengruppen (u. a. Familien, allein reisende 

Frauen, unbegleitete Minderjährige83, Schwerbehinderte),  

• separate Räume für die vorübergehende Aufnahme von unbegleiteten Minderjährigen bis 

zur Feststellung des Alters (Clearingverfahren), 

• Räumlichkeiten, die sich als Krankenstation sowie zur Isolation infizierter Personengruppen 

eignen,  

• Räumlichkeiten für die Flüchtlingsberatung,  

• Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Darüber hinaus muss die fachliche und soziale Qualifizierung des Betreuungspersonals gewährleis-

tet sein. 

Diese Standards werden bereits jetzt zum Großteil in den Einrichtungen erfüllt. In künftigen Einrich-

tungen sollen die Standards uneingeschränkt eingehalten werden können. Es stellt sich die Frage, 

ob sie durch abstrakte Regelungen (Rechtsnormen oder Erlasse, wie in einigen Bundesländern 

üblich) oder durch die Ausschreibung von Leistungen vorgegeben werden sollen.  

                                                      

 

 

83 Vgl. Fußnote 41 
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Die Projektgruppe regt an, an der bewährten Praxis festzuhalten, qualitative Standards ausschließ-

lich durch die Möglichkeiten des Vergabeverfahrens zu setzen, diese aber regelmäßig zu evaluie-

ren und an die tatsächliche Entwicklung anzupassen. Gesetzliche Vorgaben könnten sich für die 

Flüchtlinge als Nutzer der Einrichtungen als nachteilig erweisen, weil sie den Status Quo fest-

schreiben.  

Bereits in der Vergangenheit dienten Ausschreibungen gelegentlich dazu, neue Standards zu set-

zen bzw. bestehende Standards zu erweitern. Im Falle gesetzlicher Vorgaben ist zu erwarten, dass 

die Anbieter sich darauf beschränken werden, gesetzliche „Mindeststandards“ zu erfüllen. Die Wei-

terentwicklung der bestehenden Vorgaben würde dadurch zumindest verzögert.  

 

Lösungsvorschlag: 

16.  Die Unterbringung von Asylbewerbern und die Ausstattung der Aufnahmeeinrichtungen müssen 

humanitären Anforderungen entsprechen. Entsprechende Mindeststandards werden vom Land 

vorgegeben und regelmäßig evaluiert. Dazu zählen: 

• Gemeinschaftsräume (Küchen, Speiseräume, Wasch- und Trockenräume) 

• Sanitärräume einschl. abschließbarer Toiletten 

• Räume für Kinderbetreuung und Freizeitaktivitäten (z.B. Spiel- oder Sportstätten) 

• separate Räume für schutzbedürftige Personengruppen (u. a. Familien, allein reisende 
Frauen, Schwerbehinderte) 

• Räume für die Aufnahme von unbegleiteten Minderjährigen, bis sie vom zuständigen Ju-
gendamt in Obhut genommen werden können 

• Räumlichkeiten, die sich als Krankenstation sowie zur Isolation infizierter Personengruppen 

eignen 

• Räumlichkeiten für die Flüchtlingsberatung und behördliche Rückkehrberatung.  

Die fachliche und soziale Qualifizierung des Betreuungspersonals muss gewährleistet sein. 

17. Aufnahmeeinrichtungen müssen mit öffentlichen Nahverkehrsmitteln zu erreichen sein. 

18. Diese Standards sind vom zuständigen Träger insbesondere durch Auflagen im Rahmen der 

Vergabe und entsprechende vertragliche Regelungen, die der Zustimmung der zuständigen Be-

zirksregierung bedürfen, sicherzustellen. 
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Anlage 1: Mitglieder der Projektgruppe84 

Nagel, Georg, Projektleiter, Referatsleiter des Referates 15 "Supranationales und humanitäres 

Flüchtlingsrecht, Allgemeines Ausländerrecht, Ausländische Passangelegenheiten, Asyl- und 

Flüchtlingsangelegenheiten, Extremismus, Sicherheitskonferenz NRW, Rückführung, Verteilung 

und Versorgung von Flüchtlingen, Rückkehrförderung, Statistik", Ministerium für Inneres und Kom-

munales NRW 

Hinzen, Volker, Geschäftsführung, Sachbearbeiter im Referat 15, Ministerium für Inneres und 

Kommunales NRW 

Dr. Immich, Till, Geschäftsführung, abgeordnet von der Bezirksregierung Arnsberg in der Zeit 

vom 16.01.2013 bis 15.07.2013 als Referent in das Referat 15, MIK NRW 

Münzer, Reinhard, stellvertretender Referatsleiter des Referates 15, Ministerium für Inneres und 

Kommunales NRW 

Hartwig, Bernd, Sachbearbeiter im Referat 15, Ministerium für Inneres und Kommunales NRW 

Rauch, Birgit, Leiterin der Zentralen Ausländerbehörde (ZAB) der Stadt Dortmund 

Kilp, Robert, Amtsleiter, Amt für öffentliche Ordnung der Stadt Köln 

Ernst, Peter, Hauptdezernent des Dezernates 21 "Ordnungsrechtliche Angelegenheiten, Staatsho-

heitsangelegenheiten, Ausländerrecht, Stiftungsrecht, Enteignung", Bezirksregierung Arnsberg 

                                                      

 

 

84 Stand: Juli 2013 
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Anlage 2: Statistiken 

 

Abbildung 1: Monatlicher Asylbewerberzugang in NRW (Balkendiagramm) 

 

Abbildung 2: Monatlicher Asylbewerberzugang in NRW (Liniendiagramm) 
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Abbildung 3: Monatlicher Asylbewerberzugang in NRW seit 2007 
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Abbildung 4: Zugänge im Zeitreihenvergleich am Beispiel der EAE Dortmund85 

 
 

                                                      

 

 

85 Die Zahlen weisen nicht die Personen aus, die in Dortmund aufgenommen und betreut werden 
und unter Berücksichtigung der Aufnahmequote zeitnah in andere Bundesländer verteilt werden. 
Die tatsächliche "Auslastung" fällt deshalb um ca. 40 v.H. höher aus.  
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Anlage 3: Verteilungsquoten im Bundesgebiet im Jahr 2013 

 

Abbildung 5: Verteilungsquoten im Bundesgebiet im Jahr 201386 

                                                      

 

 

86 Quelle: http://www.bamf.de/DE/Migration/AsylFluechtlinge/Asylverfahren/Verteilung/ verteilung-
node.html, zuletzt besucht am 22.02.2013 um 12:50 Uhr. 
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Anlage 4: Übersichtskarte Aufnahme und Unterbringung in NRW 

 

Abbildung 6: Übersichtskarte Aufnahme und Unterbringung in NRW 
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Anlage 5: Flüchtlingsaufnahme in NRW (Grafik) 

 

Abbildung 7: Flüchtlingsaufnahme in NRW im Regelfall 
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Anlage 6: Eckpunktepapier des Fachausschusses Flüchtlinge im Ar-

beitsausschuss Migration der Freien Wohlfahrtspflege NRW  
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Anlage 7: Wesentliche Ergebnisse des Austauschs mit Experten 

I. Ergebnisse der Expertengespräche und schriftliche Anregungen 

Die Ergebnisse der Expertengespräche und der schriftlichen Anregungen sind zum Großteil de-

ckungsgleich mit den Ergebnissen des Fachgesprächs. Sie sind in den Projektbericht soweit wie 

möglich eingeflossen. Auf eine ausführliche Darstellung wird daher verzichtet. 

II. Ergebnisse des Fachgesprächs 

 

Wesentliches Ergebnis des Fachgesprächs am 7. Mai 2013 

Workshop 1: Welche qualitativen Anforderungen sind an die Unterbringung zu stellen? 

1. Lage 

Die Mehrzahl der Teilnehmer des Fachgesprächs plädierte dafür, Aufnahmeeinrichtungen im Inte-

resse der Flüchtlinge so weit wie möglich in oder am Rande einer größeren Stadt oder in einem 

Ballungsgebiet vorzusehen. Die örtliche Lage und/oder die Verkehrsanbindung sollte es den Be-

wohnern ermöglichen, 

• Schulen zu besuchen und vorschulische Angebote wahrzunehmen 

• medizinisch oder psychisch versorgt zu werden (soweit das in der Einrichtung nicht möglich 
ist). 

Neue Standorte sollten bevorzugt im Rheinland errichtet werden. 

2. Bauliche Voraussetzungen 

Für (künftige) Einrichtungen sollte das MIK, dem Beispiel anderer Länder folgend, verbindliche 

Standards vorgeben (und ihre Einhaltung überwachen), unabhängig davon, ob diese von staatli-

chen oder kommunalen Trägern betrieben werden. Diese Standards sollten, um die Akzeptanz in 

der Bevölkerung zu erhöhen, öffentlich kommuniziert werden. 

Die Gebäude sollen z. B. verfügen über:  

• abgeschlossene Wohneinheiten (inklusive Bad) für Familien und andere Gruppen, die für 
eine gemeinsame Unterbringung in Betracht kommen 

• baulich getrennte Bereiche, in die Frauen sich zurückziehen können 

• die Möglichkeit, konfliktträchtige Nationalitäten getrennt unterzubringen 

• die Möglichkeit, sich zurückzuziehen und zur Ruhe zu kommen 

• Aufenthalts- und Gebetsräume 

• Möglichkeiten der Kinderbetreuung 
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• Freizeit- und Sportanlagen  

• Räume für die Flüchtlingsberatung sowie geschlechtsspezifische Beratung und Betreuung. 

Es bestand Einvernehmen, dass diese Infrastruktur nicht nur eine gewisse Größe der Einrichtung, 

sondern auch einen nicht nur kurzfristigen Aufenthalt in der Einrichtung voraussetzt. Offen blieb, 

welche Kapazität diesem Ziel entspricht. Als wünschenswerte Zahl der Bewohner wurden zwischen 

50 und 1.500 Personen genannt. Eine ähnliche Schwankungsbreite bestand auch bei der Belegung 

der Zimmer (zwei bis acht Personen). Was die Verweildauer anbelangt, soll die aktuelle Trennung 

zwischen EAE und ZUE aufgegeben werden (Näheres dazu unter "Workshop II, s. u.). 

Transporte z. B. zur Wahrnehmung von Behördenterminen (BAMF) sollen so weit wie möglich ver-

mieden und so früh wie möglich angekündigt werden, damit die Flüchtlinge "zur Ruhe kommen" 

können. Wünschenswert wäre, die Registrierung durch die ZAB und die Stellung des Asylantrags 

beim BAMF in fußläufiger Entfernung zu ermöglichen. Dies setzt weitere Außenstellen des BAMF 

voraus. 

Entsprechende Vorgaben wurden für das in den Aufnahmeeinrichtungen eingesetzte Personal an-

geregt, z. B.: 

• ausreichender Personalschlüssel für Betreuung, Beratung und Dolmetscher 

• Nachweis interkultureller Kompetenz. 

Den Einrichtungen sollte ein Beschwerdemanagement aufgegeben werden, um die Kontrolle der 

Standards durch die Bewohner zu gewährleisten. Die Formulierung der Standards soll es ermögli-

chen, in Zeiten erhöhten Andrangs zeitlich befristete Ausnahmen von einzelnen Vorgaben zu ma-

chen. 

Workshop II: Ist die Trennung von EAE und ZUE noch zeitgemäß? 

Die Frage wurde einhellig verneint, weil die mit der Zusammenfassung verbundenen Vorteile aus 

Sicht der Teilnehmer überwiegen: 

• Die zurzeit nur in der ZUE vorgesehene Infrastruktur (Beratung, medizinische und psychi-

sche Betreuung) steht von Beginn der Unterbringung an zur Verfügung. 

• Transporte von der EAE zur ZUE werden vermieden. 

• Falls die Einrichtungen mehr als 500 Plätze aufweist, liegen die rechtlichen Voraussetzun-

gen für eine zusätzliche Außenstelle des BAMF vor.  

Workshop III: Wie sollte sich das Land nach den Erfahrungen in 2012 für die Zukunft aufstellen? 

Die Flüchtlingsaufnahme im Jahr 2012 führte aus Sicht der Teilnehmer u. a. zu folgenden (ungelös-

ten) Problemen: 

Die zuständigen Behörden einschließlich der Aufsichtsbehörden haben aus Sicht der meisten Teil-

nehmer jahrelang zu spät auf den Anstieg der Zahl der Flüchtlinge reagiert. Ohne Ergebnis disku-

tiert wurde die Frage, ob das BAMF (oder ggf. eine andere "nichtamtliche" Stelle), in der Lage ist, 

rechtzeitig eine Prognose zu geben, die der Verwaltung Planungssicherheit einräumt. In jedem Fall 

habe das Land es versäumt, ausreichend Reservekapazitäten zu schaffen, nachdem die Zahl der 
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Flüchtlinge im Jahr 2008 wieder anstieg. Anzustreben sei eine Reservekapazität von 50 v. H. über 

den Zahlen des Vorjahrs. Diese sei im Jahr 2012 bei weitem nicht erreicht worden. 

Mit den mangelnden baulichen Ressourcen einher ging eine personelle Unterdeckung, die u. a. auf 

zu kurzfristig abgeschlossenen Zeitverträgen beruhte. Es fehlte vor allem an qualifiziertem Perso-

nal. 

Die Unterbringung der Flüchtlinge war überschattet durch vermeidbare und vielfach überraschende 

Transfers zu externen Stellen und eine unzureichende Information über Zeitpunkt und Ziel bevor-

stehender Transporte. Die zuständigen Behörden haben ihre Möglichkeiten zu wenig genutzt, die 

teilweise negative Darstellung der Flüchtlingsaufnahme in den Medien durch gezielt Öffentlichkeits-

arbeit zu korrigieren und um Akzeptanz zusätzlicher Standorte zu werben. 

Zur Lösung dieser und anderer Schwierigkeiten schlugen die Teilnehmer u. a. vor, 

• einen "runden Tisch" mit Kirchen, Verbänden usw. einzurichten, um die Datengrundlage für 

die Prognose der Zahl der Asylbewerber zu erweitern 

• weitere Unterbringungskapazitäten und mehr qualifiziertes Personal zu schaffen 

• nach Wegen zu suchen, kurzfristig mehr Personal einstellen zu können, z. B. mit Hilfe von 

Honorarverträgen 

• vorhandene Einrichtungen auch bei rückläufigen Flüchtlingszahlen nicht vorschnell aufzu-

geben, sondern diese ggf. zeitweise anderweitig zu nutzen, bis Anhaltspunkte für eine 

Trendwende vorliegen (z.B. als Studenten-wohnheim) 

• die Möglichkeit, diese Nutzungsänderung oder eine Mischnutzung zu anderen Zwecken zu 

ermöglichen, beim Bau bzw. der Renovierung von Unterbringungseinrichtungen vorzuse-

hen 

• eine professionelle, fachlich unterstützte Öffentlichkeitsarbeit  mit dem Ziel, die Akzeptanz 

für die Aufnahme von Flüchtlingen insbesondere in potenziellen Standortgemeinden zu för-

dern. 

In allen Workshops nahm die Frage breiten Raum ein, auf welchem Wege Gemeinden bewo-

gen werden können, eine Aufnahmeeinrichtung auf ihrem Gebiet zu akzeptieren. In diesem Zu-

sammenhang wurde u. a. vorgeschlagen, 

• finanzielle und sonstige Anreize für die betroffenen Kommunen zu schaffen 

• die Auswahl des Standorts mit Hilfe von Multiplikatoren in Kirchen, Verbänden und Poli-

tik usw. zu kommunizieren 

• die Öffentlichkeit möglichst früh über die für die für die Auswahl des Standorts maßgeb-

lichen Gründe zu informieren (Transparenz) und deutlich zu machen, dass die Aufnah-

me von Flüchtlingen eine dauerhafte gesetzliche Aufgabe des Landes ist 

• der Bevölkerung durch frühzeitige Information verständliche Ängste zu nehmen. 

Die Mehrzahl der Teilnehmer vertrat die Auffassung, dass die Akzeptanz einer (zusätzlichen) Auf-

nahmeeinrichtung nicht zuletzt von ihrer Größe und Ausstattung abhängt. 
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Ergebnisprotokoll der Workshops/ Flipcharts des Fachgesprächs 

 

Workshop I: Welche qualitativen Anforderungen sind an die Unterbringung zu stellen? 

Ergebnisse Gruppe 1: 

• Standort als Qualitätsmerkmal 

• Rheinland/ Urban 

• nicht strukturschwach 

• Ausgewogenheit und Akzeptanz (Aufnahmegesellschaft/Flüchtlinge) 

• Menschenwürde (entsprechende Standards, die verbindlich sein müssen und kontrolliert 
werden müssen; gilt für EAE in kommunaler Trägerschaft wie auch für ZUE des Landes) 

• Schulpflicht (Eingangsuntersuchung, Vor-schulische Angebote) 

• ausreichend geeignete Reservekapazitäten 

• ausreichender Personalschlüssel (Betreuung und Beratung) 

• Standards der Unterbringung/ Betreuung in Verordnung "gießen", Kontrolle 

• "kurze Wege" 

• nicht zu große Einrichtungen (800er Einrichtung mit guter Ausstattung besser als viele klei-
ne mit schlechterem Standard (streitiger Punkt innerhalb der Gruppe), hierbei Unterschied 
EAE und ZUE wegen der Verweildauer 

• Neubau, der eine flexible Nutzung erlaubt (in Hochzeiten Flüchtlingsunterkunft, in den übri-
gen Zeiten andere öffentliche Nutzung) 

Ergebnisse Gruppe 2: 

• Trennung EAE/ZUE aufheben 

• Unterbringung in strukturstarken Gebieten 

• Größe nicht entscheiden, Bedingung sind wichtig, z.B. Privatsphäre 

o abgeschlossene Wohneinheiten (inklusive Bad) für Familien u.a. 

o Frauenbereiche 

o Gewährleistung der Intimsphäre (abschließbare Toiletten, Duschen, Räume) 

o Sicherheit (Zaun? (streitig)) 

o bedarfsgerechte Verfahrens- und Sozialberatung/ ausreichend SprachmittlerInnen 

o Betreuung/ Angebote (Freizeit, Kinder  

o Schulung der Mitarbeiter (interkulturelle Kompetenz) 

o Gebetsräume 
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o medizinisch ausgebildetes Fachpersonal; medizinische Versorgung inklusive 
Sprachmittlung 

o Schuleingangsuntersuchung "von Anfang an" 

o psychische Versorgung vor Ort 

o Beschwerdemanagement 

Akzeptanz: 

• vernetztes Vorgehen 

• strategisches Vorgehen, standortorientiert 

o Verwaltung/ Politik/ Polizei/ MultiplikatorenInnen/ Vereine/ "MeinungsführerInnen"/ 
Kirchen/ Träger der Flüchtlingsarbeit/ Schule/ Kindergarten/ etc.  

Ergebnisse Gruppe 3: 

Aus der Flüchtlingsperspektive:  

• möglichst an einem Ort 

o für maximal 3 Monate/ maximal 300- 500 

o zur Ruhe kommen 

o Beratung 

o Medizinische/ psychische Versorgung erreichbar 

o soziale Betreuung 

o Registrierung und Antragstellung/ Anhörung 

o medizinische Versorgung ab EAE 

o für die o.g. Unterpunkte ausreichend Personal 

• Privatsphäre 

• "Größe" relativ, Standort, Akzeptanz 

• kein Lagercharakter 

• Logistik, große EAE 

• Größe streitig (50-300-1500) 

• Vorsorge, Reserveplätze und -einrichtungen (ggf. Neubau) 

• Rheinland einbeziehen 

• soziale Struktur vor Ort nutzen um Akzeptanz zu schaffen 

• Sprachmittler, Herkunft berücksichtigen 

• zur Ruhe kommen, den Nationalitäten gerecht werden 

• Zimmerbelegung streitig (2 Bett vs. 8 Bett) 
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• Flexibilität, um auf den Einzelnen eingehen zu können 

• verbindliche Mindeststandards für EAE und ZUE (nicht zu hoch setzen wenn Ausnahme-
fall), Transparenz für Öffentlichkeit  

• Aufenthaltsräume, Kindergarten (ab EAE) 

• geschlechtsspezifische Beratung und Betreuung 

 

Akzeptanz: 

• Transparenz 

• Öffentlichkeit einbeziehen/ Werbung 

• Information 

• zivilgesellschaftliches Netzwerk einbeziehen 

• Engagement fördern 

• Ängste nehmen 

• Presse und Politik 

 

Workshop II: Ist die Trennung von EAE und ZUE noch zeitgemäß? 

Ergebnisse Gruppe 1: 

Zusammenlegung- Vorteile: 

• gute Verfahrensbetreuung möglich 

o Verweildauer 

o Finanzierung 

• "Ankommen" können der Flüchtlinge 

• Verfahrensoptimierung/ Verknüpfung mit dem BAMF (ein Standort) 

• physische/psychische/ soziale Betreuung 

Voraussetzungen: 

• bauliche Gestaltung  

• urban 

• keine großen Sammellager 
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Ergebnisse Gruppe 2: 

Keine Trennung: 

• Vorteil: 

o für Asylbewerber überschaubarer- weniger belastend 

o kostengünstiger 

o Verfahrensberatung in einer Hand 

o physische/psychische Abklärung des Gesundheitszustandes möglich vor Zuwei-
sung in die Kommune 

o ein Standort mit BAMF (schnelleres Verfahren) 

• Voraussetzungen: 

o lange Standortgarantie (Aufbau und Erhalt von Knowhow)  

o Einrichtung in Ballungsgebiet(en) 

o angemessene Struktur/ Gestaltung der Einrichtung 
 

Ergebnisse Gruppe 3: 

Zusammenlegung 

• Vorteile 

o "zur Ruhe" kommen der Flüchtlinge 

o Beratung der Flüchtlinge 

o physische/ psychische Betreuung 

Voraussetzungen 

• keine großen Sammelzentren 

• Standby- Einrichtungen 

• Flexibilität der Einrichtungen 

• Wohl des Flüchtlings im Vordergrund 

• Struktur und Aufbau der Einrichtung 

• Problem: Akzeptanz 
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Workshop III: Wie sollte sich das Land nach den Erfahrungen in 2012 für die Zukunft aufstel-

len? 

Ergebnisse Gruppe 1: 

Probleme: 

• keine verlässliche Prognose 

• mehr Unterbringungskapazitäten des Landes -> frühere Reaktion des Landes war erforder-
lich ( u.a. Reservekapazitäten) 

• personelle Ressourcen unzureichend (u.a. Zeitverträge zu kurz) 

• negative Werbung für neue Standorte (mehr Akzeptanz erzeugen, Stichwort: "Katastro-
pheneinsatz") 

• unzureichende Transparenz der Logistik (vermeidbare Transfers, unpräzise Verfahrensab-
läufe) 

• Information der Flüchtlinge unzureichend 

• Gewährung von Leistungen unzureichend bzw. verzögert (Taschengeld) 

• besondere Einzelfälle konnten nicht ausreichend berücksichtigt werden 

Lösungsansätze 

• Schaffung weiterer Unterbringungskapazitäten 

• vorhandene Kapazitäten nicht zu früh aufgeben 

• Erkenntnis: Aufgabe von Flüchtlingen ist Daueraufgabe! 

• Nutzung vorhandener und Errichtung neuer Liegenschaften zur Unterbringung von Flücht-
lingen 

• mehr qualifiziertes Personal ermöglicht mehr Transparenz/ verbesserte Betreuung 

Ergebnisse Gruppe 2: 

Probleme: 

• Überlastung der Landeseinrichtungen 

• zu kurzfristige Unterrichtung und Weiterleitung an Kommunen 

• auf vorhersehbare Entwicklung wurde zu spät reagiert  

("Plan X fehlt!) 

• zuverlässige Prognose der künftigen Flüchtlingsentwicklung nur eingeschränkt möglich 

• umfangreiche Transfers und geringe Transparenz für Flüchtlinge problematisch 

• fehlendes qualifiziertes Personal 

• negative Mediendarstellung über die Zusammenarbeit der beteiligten Behörden 
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Lösungsansätze: 

• "Runder Tisch" beteiligter Stellen mit Erfahrungsaustausch bzgl. Einschätzung künftiger 
Zugangsentwicklung 

• mehr Presse- u. Öffentlichkeitsarbeit des MIK (Verpflichtung zur Flüchtlingsaufnahme, posi-
tive Einzelfälle) 

• neue Unterbringungskapazitäten 

• Kirchen, Wohlfahrtsvereinigungen in Standortsuche einbeziehen 

• finanzielle Anreize für Standortgemeinden schaffen 

• Werbung für ein modernes Unterbringungskonzept  

 

Ergebnisse Gruppe 3: 

Probleme: 

• zu wenig Ressourcen (mind. 50 %) 

• kurze Verweildauer ZUE 

• zu späte Entwicklung auf Flüchtlingszahlentwicklung 

• mehrfache Datenerfassung 

• mehr Unterbringungskapazitäten (Rheinland) 

• neue Standorte BAMF bei Einrichtungen ab 500 Personen  

• mehrere kleinere Standorte (Verbesserung Akzeptanz) 

• Relation Einwohner/ Unterbringungsplätze 

• zu wenig Zeit für:  

o medizinische Versorgung 

o Beratung 

o Planung  Tagesabläufe 

o zu wenig Information für Flüchtlinge 

Lösungsansätze 

• Familienzusammengehörigkeit bei Zuteilung berücksichtigen 

• BAMF geht in ZUE 

• mehr Reservekapazitäten 

• mehr Möglichkeiten, Personal kurzfristig aufzustocken (u.a. Honorarverträge 
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Anlage 8: Möglichkeiten und Grenzen der Privatisierung 

Hinsichtlich der Abwicklung des Asylverfahrens ist auch eine (Teil)Privatisierung denkbar. 

Hier stellen sich folgende Fragen: 

• Ist die Erstaufnahme von Asylbewerbern eine hoheitliche Tätigkeit? 

• Ist eine materielle oder formelle Privatisierung dieser Aufgabe zu empfehlen? 

Soweit in den nordrhein-westfälischen Aufnahmeeinrichtungen Tätigkeiten im Rahmen der Erstauf-

nahme durch private Unternehmen erbracht werden, sind diese bislang auf die reine Versorgung 

und Unterbringung der Asylsuchenden sowie auf Teile des Gebäudemanagements beschränkt. Die 

Planung, die Errichtung und der Betrieb der vorhandenen Aufnahmeeinrichtungen im Übrigen lie-

gen in staatlicher (bzw. kommunaler) Hand. Das Risiko für die Durchsetzung zusätzlicher Standor-

te, ausreichender Kapazitäten, des Leerstandes und der Verwertung nach Abschluss der Nutzung 

trifft damit ausschließlich das Land, das den Kommunen die ihnen entstehenden Kosten erstattet. 

Eine weitergehende Privatisierung könnte Möglichkeiten eröffnen, die Aufnahme von Asylbewer-

bern zu beschleunigen und die mit der Planung, der Errichtung und dem Betrieb von Aufnahmeein-

richtungen verbundenen Risiken zumindest teilweise auf private Unternehmer zu übertragen. 

 

1. Aufnahme und Unterbringung 

Die seit geraumer Zeit zunehmenden Engpässe und Verzögerungen bei der Aufnahme und Unter-

bringung von Asylbewerbern werfen die Frage auf, ob und ggf. in welchem Umfang die Aufnahme 

von Flüchtlingen privatisiert werden kann. Dies würde es möglicherweise erlauben, Arbeitnehmer 

verstärkt befristet und/oder außerhalb der regelmäßigen Dienstzeiten des öffentlichen Dienstes 

einzusetzen.  

Die Aufnahme von Flüchtlingen erfordert eine Fülle einzelner Tätigkeiten87, deren Rechtsnatur da-

raufhin untersucht werden sollen ist, ob sie hoheitlicher oder privater Natur sind:  

 

 

 

                                                      

 

 

87 Siehe D. II., S. 17 ff. 
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2. Ist die Aufnahme von Asylbewerbern eine hoheitliche Tätigkeit? 

Ein für eine hoheitliche Tätigkeit typisches Subordinationsverhältnis besteht, wenn die betreffende 

Person "verbindlich und erzwingbar zu einem Handeln, Unterlassen oder Dulden verpflichtet wer-

den kann."  

a) Registrierung 

Bei der Registrierung könnte es sich um eine hoheitliche Tätigkeit handeln. Ziel der Registrierung 

ist es, zu Beginn jeder Unterbringung die persönlichen Daten von Asylbewerbern aufzunehmen. Als 

rechtliche Grundlage kommt § 7 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG in Betracht. Danach dürfen die "mit der Aus-

führung dieses Gesetzes betrauten Behörden zum Zwecke der Ausführung dieses Gesetzes perso-

nenbezogene Daten erheben, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist." 

Gemäß § 6 Abs. 2 ZustAVO sind "die Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld und Dort-

mund zuständig für alle ausländer- und asylrechtlichen Maßnahmen für Ausländerinnen und Aus-

länder sind, solange diese in den ihr zugeordneten Einrichtungen zur Unterbringung von Asylbe-

werberinnen und Asylbewerbern zu wohnen verpflichtet sind". Damit sind diese Behörden  im Sinne 

des § 7 AsylVfG "mit der Ausführung des AsylVfG betraut". 

Fraglich ist, ob die zu Beginn der Unterbringung durchgeführte Registrierung den in § 6 Abs. 2 Zu-

stAVO genannten Zeitraum erfasst, der mit der Verpflichtung beginnt, in einer Einrichtung zu woh-

nen, da die Registrierung regelmäßig vor Beginn des Asylverfahrens erfolgt. Die Verpflichtung, in 

einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, beginnt nach § 47 Abs. 1 AsylVfG in Verbindung mit § 14 

AsylVfG mit dem Zeitpunkt, in dem Ausländer einen Asylantrag bei einer Außenstelle des BAMF zu 

stellen "haben". Damit wird die der Antragstellung vorgelagerte Registrierung von § 6 Abs. 2 Zu-

stAVO erfasst. § 7 AsylVfG ist somit Rechtsgrundlage der Registrierung. 

Damit steht zugleich fest, dass es sich bei der Registrierung um eine hoheitliche Tätigkeit handelt. 

Aus der Befugnis der ZAB, personenbezogene Daten aufgrund dieser Vorschrift zu erheben, folgt 

die Verpflichtung des Asylbewerbers, entsprechende Angaben zu machen, auch wenn § 15 

AsylVfG, der allgemeine Mitwirkungspflichten des Asylbewerbers begründet, wegen seiner Stellung 

im zweiten Absatz (Asylverfahren) des Gesetzes keine Anwendung findet. Damit besteht zwischen 

der ZAB und dem Asylbewerber das eingangs beschriebene für hoheitliche Tätigkeiten typische 

"Subordinationsverhältnis". 

b) Erkennungsdienstliche Behandlung nach § 19 Abs. 2 bzw. § 22 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz 

AsylVfG 

Bei der erkennungsdienstlichen Behandlung nach § 19 Abs. 2 bzw. § 22 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz 

AsylVfG handelt es sich ebenfalls um eine hoheitliche Maßnahme, weil sich der Asylbewerber die-

ser gesetzlichen Verpflichtung nicht entziehen kann. 

c) Ausstellung einer Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender (BÜMA) 

Bei dieser Bescheinigung handelt es sich um ein vorläufiges Aufenthaltspapier mit einer begrenzten 

Gültigkeitsdauer, das von der Stelle ausgestellt wird, bei der sich der Ausländer als Asylbegehren-

der meldet. Dies kann, abgesehen von der Polizei, auch eine Ausländerbehörde bzw. eine Aufnah-
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meeinrichtung sein (§ 13 Abs. 3 Satz 2, § 22 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG). Die Bescheinigung enthält die 

Verpflichtung, sich unverzüglich bzw. innerhalb der in der BÜMA festgehaltenen Frist bei einer Auf-

nahmeeinrichtung für Asylsuchende zu melden (§ 20 Abs. 1 AsylVfG). Ein Verstoß gegen diese 

Verpflichtung ist mit Nachteilen verbunden (§ 20 Abs. 2 AsylVfG). Daraus folgt, dass die Ausstel-

lung einer BÜMA durch eine Aufnahmeeinrichtung eine hoheitliche Maßnahme ist. 

d) Röntgenuntersuchung 

Ausländer, die in einer Aufnahmeeinrichtung oder Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen haben, sind 

verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf übertragbare Krankheiten einschließlich einer Rönt-

genaufnahme der Atmungsorgane zu dulden (§   62 AsylVfG). Aus der Formulierung "verpflichtet" 

folgt, dass die Aufforderung, sich einer solchen Maßnahme zu unterziehen, ebenfalls eine hoheitli-

che Tätigkeit darstellt. Die Durchführung der Röntgenuntersuchung als solche stellt keine hoheitli-

che Maßnahme dar. 

e) Zuführung zum Bundesamt  

Gemäß § 23 AsylVfG ist ein "Ausländer, der in der Aufnahmeeinrichtung aufgenommen ist", ver-

pflichtet, "unverzüglich oder zu dem von der Aufnahmeeinrichtung genannten Termin bei der Au-

ßenstelle des Bundesamtes zur Stellung des Asylantrags persönlich zu erscheinen". Zwar kann 

diese Verpflichtung nicht mit Zwangsmitteln durchgesetzt werden. Ein Verstoß gegen diese gesetz-

liche Verpflichtung führt allerdings zu den in § 23 Abs. 2 AsylVfG genannten Rechtsfolgen. Damit 

handelt es sich bei der Weisung der ZAB, den Termin wahrzunehmen, um eine hoheitliche Tätig-

keit. Bei der Zuführung als solcher (Transfer) dürfte es sich eher um faktisches Verwaltungshandeln 

der ZAB ohne Regelungscharakter handeln.  

f) Unterbringung und Betreuung 

Die Unterbringung und Betreuung dient dazu, den notwendigen Bedarf an Ernährung, Unterkunft, 

Heizung, Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege usw. im Sinne des § 3 AsylbLG sicherzustellen. 

Die Gewährung dieser Sozialleistungen, die keine Verpflichtungen der Asylbewerber begründet, 

stellt somit keine hoheitliche Tätigkeit dar. 

g) Wachdienst 

Aufgabe des Wachdienstes ist es, die Sicherheit der Aufnahmeeinrichtung zu gewährleisten und 

ggf. das Hausrecht durchzusetzen. Er ist nicht befugt, Asylbewerber daran zu hindern, die Einrich-

tung zu verlassen. Damit trifft er keine hoheitlichen Maßnahmen gegenüber den Bewohnern der 

Einrichtung. 

Ergebnis: 

Die Registrierung von Asylbewerbern, ihre erkennungsdienstliche Behandlung, die Ausstellung 

einer Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender (BÜMA), die Veranlassung einer Rönt-

genuntersuchung und die Entscheidung über die Zuführung zur Anhörung beim BAMF stellen ho-

heitliche Maßnahmen dar. 
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Dies gilt nicht für die Eingabe der erfassten Personendaten in elektronische Medien, die Röntgen-

untersuchung als solche und den Transfer zum BAMF.  

3. Ist eine materielle oder formelle Privatisierung der Aufnahme von Flüchtlingen zu empfehlen? 

a) Materielle Privatisierung 

Die materielle Privatisierung hoheitlicher Tätigkeiten setzt eine Beleihung voraus, die nur durch 

oder aufgrund Gesetzes erfolgen darf. Angesichts der mit  einer materiellen Privatisierung verbun-

denen politischen Risiken könnte diese Gesetzesänderung allerdings nur dann befürwortet werden, 

wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass ein beliehener Unternehmer die oben unter 2. a) bis g) 

aufgeführten Maßnahmen effizienter und wirtschaftlicher durchführen könnte. Dafür ist allerdings 

nichts ersichtlich. 

b) Formelle Privatisierung 

Ein Bedarf für eine weitergehende Privatisierung der unter 2. a) bis g) aufgeführten Maßnahmen 

besteht ebenfalls nicht, da Tätigkeiten wie die Eingabe der erfassten Personendaten in elektroni-

sche Medien, die Röntgenuntersuchung und der Transfer zum BAMF bereits jetzt durch Private 

erbracht werden. 

Die formelle Privatisierung der Flüchtlingsaufnahme könnte gleichwohl ein Weg sein, das mit jeder 

zusätzlichen Aufnahmeeinrichtung verbundene Risiko, dass diese in Zeiten rückläufiger Flücht-

lingszahlen ganz oder teilweise leer steht, angemessen zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer 

zu verteilen. Hierfür käme eine öffentlich-private Partnerschaft (ÖPP) in Betracht. Im Rahmen die-

ser Form der Aufgabenübertragung verbleiben die hoheitlichen Aufgaben bei der öffentlichen Hand. 

Der Private übernimmt lediglich Aufgaben des operativen Bereichs, also Aufgaben, die ggf. privat-

wirtschaftlich effizienter und wirtschaftlicher organisiert werden können. Dazu zählen ÖPP-Modelle, 

bei denen Planung, Herstellung, Finanzierung, Betrieb und Erhaltung als Komplettleistung ausge-

schrieben werden. 

Bislang ist, was Aufnahmeeinrichtungen für Flüchtlinge anbelangt, bundesweit kein Beispiel für eine 

Beauftragung innerhalb des ÖPP bekannt. Es gibt jedoch ÖPP-Projekte für "Spezialimmobilien" wie 

z. B. Krankenhäuser, die ggf. für Aufnahmeeinrichtungen nutzbar gemacht werden können. Das 

Finanzministerium hält unter www.ppp.nrw.de Informationen zu ÖPP in Nordrhein-Westfalen bereit. 

 

 

74



75 

 

Anlage 9: Auszüge einschlägiger Gesetzestexte 

- Grundgesetz88-  

Art 16a 

(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht. 

(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften oder 
aus einem anderen Drittstaat einreist, in dem die Anwendung des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt ist. Die 
Staaten außerhalb der Europäischen Gemeinschaften, auf die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutreffen, 
werden durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 
können aufenthaltsbeendende Maßnahmen unabhängig von einem hiergegen eingelegten Rechtsbehelf voll-
zogen werden. 

(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können Staaten bestimmt werden, bei denen 
auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet 
erscheint, daß dort weder politische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Be-
handlung stattfindet. Es wird vermutet, daß ein Ausländer aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, solange 
er nicht Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen, daß er entgegen dieser Vermutung politisch verfolgt 
wird. 

(4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen wird in den Fällen des Absatzes 3 und in anderen 
Fällen, die offensichtlich unbegründet sind oder als offensichtlich unbegründet gelten, durch das Gericht nur 
ausgesetzt, wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Maßnahme bestehen; der Prüfungsumfang 
kann eingeschränkt werden und verspätetes Vorbringen unberücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch Ge-
setz zu bestimmen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen Verträgen von Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaften untereinander und mit dritten Staaten nicht entgegen, die unter Beachtung der Verpflichtungen aus 
dem Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Menschenrech-
te und Grundfreiheiten, deren Anwendung in den Vertragsstaaten sichergestellt sein muß, Zuständigkeitsrege-
lungen für die Prüfung von Asylbegehren einschließlich der gegenseitigen Anerkennung von Asylentscheidun-
gen treffen. 

 

                                                      

 

 

88 Art. 16a: Eingef. durch Art. 1 Nr. 2 G v. 28.6.1993 I 1002 mWv 30.6.1993; mit Art. 79 Abs. 3 GG 
(100-1) vereinbar gem. BVerfGE v. 14.5.1996 I 952 (2 BvR 1938/93, 2 BvR 2315/93). 
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- Asylverfahrensgesetz89 - 

§ 5 Bundesamt 

(1) Über Asylanträge einschließlich der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft entscheidet das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt). Es ist nach Maßgabe dieses Gesetzes auch für ausländerrechtliche 
Maßnahmen und Entscheidungen zuständig. 

(2) Das Bundesministerium des Innern bestellt den Leiter des Bundesamtes. Dieser sorgt für die ordnungsge-
mäße Organisation der Asylverfahren. 

(3) Der Leiter des Bundesamtes soll bei jeder Zentralen Aufnahmeeinrichtung für Asylbewerber (Aufnahmeein-
richtung) mit mindestens 500 Unterbringungsplätzen eine Außenstelle einrichten. Er kann in Abstimmung mit 
den Ländern weitere Außenstellen einrichten. 

(4) Der Leiter des Bundesamtes kann mit den Ländern vereinbaren, ihm sachliche und personelle Mittel zur 
notwendigen Erfüllung seiner Aufgaben in den Außenstellen zur Verfügung zu stellen. Die ihm zur Verfügung 
gestellten Bediensteten unterliegen im gleichen Umfang seinen fachlichen Weisungen wie die Bediensteten 
des Bundesamtes. Die näheren Einzelheiten sind in einer Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bund und 
dem Land zu regeln. 

§ 44 Schaffung und Unterhaltung von Aufnahmeeinrichtungen 

(1) Die Länder sind verpflichtet, für die Unterbringung Asylbegehrender die dazu erforderlichen Aufnahmeein-
richtungen zu schaffen und zu unterhalten sowie entsprechend ihrer Aufnahmequote die im Hinblick auf den 
monatlichen Zugang Asylbegehrender in den Aufnahmeeinrichtungen notwendige Zahl von Unterbringungs-
plätzen bereitzustellen. 

(2) Das Bundesministerium des Innern oder die von ihm bestimmte Stelle teilt den Ländern monatlich die Zahl 
der Zugänge von Asylbegehrenden, die voraussichtliche Entwicklung und den voraussichtlichen Bedarf an 
Unterbringungsplätzen mit. 

(3) § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163) gilt 
nicht für Aufnahmeeinrichtungen. 

§ 45 Aufnahmequoten 

Die Länder können durch Vereinbarung einen Schlüssel für die Aufnahme von Asylbegehrenden durch die 
einzelnen Länder (Aufnahmequote) festlegen. Bis zum Zustandekommen dieser Vereinbarung oder bei deren 
Wegfall richtet sich die Aufnahmequote für das jeweilige Kalenderjahr nach dem von der Geschäftsstelle der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung im Bundesanzeiger veröffentlichten 
Schlüssel, der für das vorangegangene Kalenderjahr entsprechend Steuereinnahmen und Bevölkerungszahl 
der Länder errechnet worden ist (Königsteiner Schlüssel). 

 

                                                      

 

 

89 Asylverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 2008 (BGBl. I S. 
1798), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. November 2011 (BGBl. I S. 2258) 
geändert worden ist. 
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§ 46 Bestimmung der zuständigen Aufnahmeeinrichtung 

(1) Zuständig für die Aufnahme des Ausländers ist die Aufnahmeeinrichtung, in der er sich gemeldet hat, wenn 
sie über einen freien Unterbringungsplatz im Rahmen der Quote nach § 45 verfügt und die ihr zugeordnete 
Außenstelle des Bundesamtes Asylanträge aus dem Herkunftsland des Ausländers bearbeitet. Liegen diese 
Voraussetzungen nicht vor, ist die nach Absatz 2 bestimmte Aufnahmeeinrichtung für die Aufnahme des Aus-
länders zuständig. 
 
(2) Eine vom Bundesministerium des Innern bestimmte zentrale Verteilungsstelle benennt auf Veranlassung 
einer Aufnahmeeinrichtung dieser die für die Aufnahme des Ausländers zuständige Aufnahmeeinrichtung. 
Maßgebend dafür sind die Aufnahmequoten nach § 45, in diesem Rahmen die vorhandenen freien Unterbrin-
gungsplätze und sodann die Bearbeitungsmöglichkeiten der jeweiligen Außenstelle des Bundesamtes in Be-
zug auf die Herkunftsländer der Ausländer. Von mehreren danach in Betracht kommenden Aufnahmeeinrich-
tungen wird die nächstgelegene als zuständig benannt. 
 
(3) Die veranlassende Aufnahmeeinrichtung teilt der zentralen Verteilungsstelle nur die Zahl der Ausländer 
unter Angabe der Herkunftsländer mit. Ehegatten sowie Eltern und ihre minderjährigen ledigen Kinder sind als 
Gruppe zu melden. 
 
(4) Die Länder stellen sicher, dass die zentrale Verteilungsstelle jederzeit über die für die Bestimmung der 
zuständigen Aufnahmeeinrichtung erforderlichen Angaben, insbesondere über Zu- und Abgänge, Belegungs-
stand und alle freien Unterbringungsplätze jeder Aufnahmeeinrichtung unterrichtet ist. 
 
(5) Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle benennt der zentralen Verteilungsstelle die zustän-
dige Aufnahmeeinrichtung für den Fall, dass das Land nach der Quotenregelung zur Aufnahme verpflichtet ist 
und über keinen freien Unterbringungsplatz in den Aufnahmeeinrichtungen verfügt. 
 

§ 48 Beendigung der Verpflichtung, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen 

Die Verpflichtung, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, endet vor Ablauf von drei Monaten, wenn der 
Ausländer  

1. verpflichtet ist, an einem anderen Ort oder in einer anderen Unterkunft Wohnung zu nehmen, 
2. unanfechtbar als Asylberechtigter anerkannt ist oder ihm unanfechtbar die Flüchtlingseigenschaft zu-

erkannt wurde oder 
3. nach der Antragstellung durch Eheschließung im Bundesgebiet die Voraussetzungen für einen 

Rechtsanspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels nach dem Aufenthaltsgesetz erfüllt. 
 

§ 50 Landesinterne Verteilung 

(1) Ausländer sind unverzüglich aus der Aufnahmeeinrichtung zu entlassen und innerhalb des Landes zu ver-
teilen, wenn das Bundesamt der zuständigen Landesbehörde mitteilt, dass  
1. nicht oder nicht kurzfristig entschieden werden kann, dass der Asylantrag unzulässig, unbeachtlich oder 
offensichtlich unbegründet ist und ob die Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 7 des Aufenthalts-
gesetzes in der Person des Ausländers, seines Ehegatten oder seines minderjährigen ledigen Kindes vorlie-
gen, oder 
2. das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung der Klage gegen die Entscheidung des Bundesamtes 
angeordnet hat. 
Eine Verteilung kann auch erfolgen, wenn der Ausländer aus anderen Gründen nicht mehr verpflichtet ist, in 
der Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 
 
(2) Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Vertei-
lung zu regeln, soweit dies nicht durch Landesgesetz geregelt ist. 
 
(3) Die zuständige Landesbehörde teilt innerhalb eines Zeitraumes von drei Arbeitstagen dem Bundesamt den 
Bezirk der Ausländerbehörde mit, in dem der Ausländer nach einer Verteilung Wohnung zu nehmen hat. 
 
(4) Die zuständige Landesbehörde erlässt die Zuweisungsentscheidung. Die Zuweisungsentscheidung ist 
schriftlich zu erlassen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Sie bedarf keiner Begründung. 
Einer Anhörung des Ausländers bedarf es nicht. Bei der Zuweisung ist die Haushaltsgemeinschaft von Ehegat-
ten und ihren Kindern unter 18 Jahren zu berücksichtigen. 
 
(5) Die Zuweisungsentscheidung ist dem Ausländer selbst zuzustellen. Wird der Ausländer durch einen Be-
vollmächtigten vertreten oder hat er einen Empfangsbevollmächtigten benannt, soll ein Abdruck der Zuwei-
sungsentscheidung auch diesem zugeleitet werden. 
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(6) Der Ausländer hat sich unverzüglich zu der in der Zuweisungsverfügung angegebenen Stelle zu begeben. 

 

§ 51 Länderübergreifende Verteilung 

(1) Ist ein Ausländer nicht oder nicht mehr verpflichtet, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, ist der Haus-
haltsgemeinschaft von Ehegatten sowie Eltern und ihren minderjährigen ledigen Kindern oder sonstigen hu-
manitären Gründen von vergleichbarem Gewicht auch durch länderübergreifende Verteilung Rechnung zu 
tragen. 
(2) Die Verteilung nach Absatz 1 erfolgt auf Antrag des Ausländers. Über den Antrag entscheidet die zuständi-
ge Behörde des Landes, für das der weitere Aufenthalt beantragt ist. 

 

- Aufenthaltsgesetz90 - 

§ 15a Verteilung unerlaubt eingereister Ausländer 

(1) Unerlaubt eingereiste Ausländer, die weder um Asyl nachsuchen noch unmittelbar nach der Feststellung 
der unerlaubten Einreise in Abschiebungshaft genommen und aus der Haft abgeschoben oder zurückgescho-
ben werden können, werden vor der Entscheidung über die Aussetzung der Abschiebung oder die Erteilung 
eines Aufenthaltstitels auf die Länder verteilt. Sie haben keinen Anspruch darauf, in ein bestimmtes Land oder 
an einen bestimmten Ort verteilt zu werden. Die Verteilung auf die Länder erfolgt durch eine vom Bundesminis-
terium des Innern bestimmte zentrale Verteilungsstelle. Solange die Länder für die Verteilung keinen abwei-
chenden Schlüssel vereinbart haben, gilt der für die Verteilung von Asylbewerbern festgelegte Schlüssel. Je-
des Land bestimmt bis zu sieben Behörden, die die Verteilung durch die nach Satz 3 bestimmte Stelle veran-
lassen und verteilte Ausländer aufnehmen. Weist der Ausländer vor Veranlassung der Verteilung nach, dass 
eine Haushaltsgemeinschaft zwischen Ehegatten oder Eltern und ihren minderjährigen Kindern oder sonstige 
zwingende Gründe bestehen, die der Verteilung an einen bestimmten Ort entgegenstehen, ist dem bei der 
Verteilung Rechnung zu tragen. 
 
(2) Die Ausländerbehörden können die Ausländer verpflichten, sich zu der Behörde zu begeben, die die Vertei-
lung veranlasst. Dies gilt nicht, wenn dem Vorbringen nach Absatz 1 Satz 6 Rechnung zu tragen ist. Gegen 
eine nach Satz 1 getroffene Verpflichtung findet kein Widerspruch statt. Die Klage hat keine aufschiebende 
Wirkung. 
 
(3) Die zentrale Verteilungsstelle benennt der Behörde, die die Verteilung veranlasst hat, die nach den Sätzen 
2 und 3 zur Aufnahme verpflichtete Aufnahmeeinrichtung. Hat das Land, dessen Behörde die Verteilung veran-
lasst hat, seine Aufnahmequote nicht erfüllt, ist die dieser Behörde nächstgelegene aufnahmefähige Aufnah-
meeinrichtung des Landes aufnahmepflichtig. Andernfalls ist die von der zentralen Verteilungsstelle auf Grund 
der Aufnahmequote nach § 45 des Asylverfahrensgesetzes und der vorhandenen freien Unterbringungsmög-
lichkeiten bestimmte Aufnahmeeinrichtung zur Aufnahme verpflichtet. § 46 Abs. 4 und 5 des Asylverfahrens-
gesetzes sind entsprechend anzuwenden. 
 
(4) Die Behörde, die die Verteilung nach Absatz 3 veranlasst hat, ordnet in den Fällen des Absatzes 3 Satz 3 
an, dass der Ausländer sich zu der durch die Verteilung festgelegten Aufnahmeeinrichtung zu begeben hat; in 
den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 darf sie dies anordnen. Die Ausländerbehörde übermittelt das Ergebnis der 
Anhörung an die die Verteilung veranlassende Stelle, die die Zahl der Ausländer unter Angabe der Herkunfts-
länder und das Ergebnis der Anhörung der zentralen Verteilungsstelle mitteilt. Ehegatten sowie Eltern und ihre 
minderjährigen ledigen Kinder sind als Gruppe zu melden und zu verteilen. Der Ausländer hat in dieser Auf-
nahmeeinrichtung zu wohnen, bis er innerhalb des Landes weiterverteilt wird, längstens jedoch bis zur Ausset-

                                                      

 

 

90 Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 17. Juni 2013 (BGBl. I S. 1555) geändert worden ist. 
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zung der Abschiebung oder bis zur Erteilung eines Aufenthaltstitels; die §§ 12 und 61 Abs. 1 bleiben unbe-
rührt. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Verteilung innerhalb des Lan-
des zu regeln, soweit dies nicht auf der Grundlage dieses Gesetzes durch Landesgesetz geregelt wird; § 50 
Abs. 4 des Asylverfahrensgesetzes findet entsprechende Anwendung. Die Landesregierungen können die 
Ermächtigung auf andere Stellen des Landes übertragen. Gegen eine nach Satz 1 getroffene Anordnung findet 
kein Widerspruch statt. Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung. Die Sätze 7 und 8 gelten entsprechend, 
wenn eine Verteilungsanordnung auf Grund eines Landesgesetzes oder einer Rechtsverordnung nach Satz 5 
ergeht. 
 
(5) Die zuständigen Behörden können dem Ausländer nach der Verteilung erlauben, seine Wohnung in einem 
anderen Land zu nehmen. Nach erlaubtem Wohnungswechsel wird der Ausländer von der Quote des abge-
benden Landes abgezogen und der des aufnehmenden Landes angerechnet. 
 
(6) Die Regelungen der Absätze 1 bis 5 gelten nicht für Personen, die nachweislich vor dem 1. Januar 2005 
eingereist sind. 

 

 

- Flüchtlingsaufnahmegesetz NRW91 - 

§ 1 Aufgabe 

(1) Die Gemeinden sind verpflichtet, die ihnen zugewiesenen ausländischen Flüchtlinge aufzunehmen und 
unterzubringen. Die Zuweisung von ausländischen Flüchtlingen nach § 2 erfolgt durch die Bezirksregierung 
Arnsberg. Von der Zuweisung nach Satz 2 ausgenommen sind ausländische Flüchtlinge nach § 2 Nr. 1a, die 
einen Folgeantrag nach § 71 AsylVfG gestellt haben, ihre Ehegatten und ihre minderjährigen Kinder. 

(2) Das gleiche gilt bei ausländischen Flüchtlingen, die unmittelbar in einer Gemeinde die Aufnahme begehren; 
§ 60 Abs. 2 des Asylverfahrensgesetzes -AsylVfG - vom 26. Juni 1992 (BGBl. I S. 1126) in der jeweils gelten-
den Fassung bleibt unberührt. 

§ 2 Personenkreis 

Der Personenkreis der ausländischen Flüchtlinge umfasst 

1. Ausländer, die um Asyl nachgesucht oder einen Asylantrag gestellt haben und nicht oder nicht mehr ver-
pflichtet sind, in einer Aufnahmeeinrichtung des Landes zu wohnen, ihre Ehegatten und ihre minderjährigen 
Kinder, 

1a. Ausländer, die einen Folgeantrag nach § 71 AsylVfG oder einen Zweitantrag nach § 71a AsylVfG gestellt 
haben, nicht über ein asylverfahrensunabhängiges Aufenthaltsrecht verfügen und nicht oder nicht mehr ver-
pflichtet sind, in einer Aufnahmeeinrichtung des Landes zu wohnen, ihre Ehegatten und ihre minderjährigen 
Kinder,  

2. Ausländer, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 des Gesetzes über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit 
und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet (AufenthG) vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950) besitzen, 

                                                      

 

 

91 GV. NRW. 2003 S. 93; in Kraft getreten mit Wirkung vom 1. Januar 2003; zuletzt geändert durch 
Artikel 15 des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765), in Kraft getreten am 16. 
Dezember 2009. 
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3. Ausländer, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 AufenthG besitzen, sofern sie ab dem 1.1.2005 
aus dem Ausland aufgenommen wurden und sofern sie keine mit eingereisten Familienangehörigen von Aus-
ländern sind, denen eine Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 2 AufenthG erteilt wurde,  

4. unerlaubt eingereiste Ausländer, die nach § 15a AufenthG verteilt worden sind. 

§ 3 Zuweisung 

(1) Die Zuweisung der ausländischen Flüchtlinge erfolgt unter Berücksichtigung der Haushaltsgemeinschaft 
von Ehegatten und ihren Kindern unter 18 Jahren entsprechend dem Einwohneranteil der Gemeinden an der 
Gesamtbevölkerung des Landes (Einwohnerschlüssel) und entsprechend dem Flächenanteil der Gemeinde an 
der Gesamtfläche des Landes (Flächenschlüssel). 90 v.H. des Einwohnerschlüssels bilden mit 10 v.H. des 
Flächenschlüssels den Zuweisungsschlüssel. Für die einzelne Gemeinde wird eine durch die Anwendung des 
Flächenschlüssels sich ergebende Erhöhung des Zuweisungsschlüssels auf höchstens 25 v.H. eines Zuwei-
sungsschlüssels, der allein nach dem Einwohnerschlüssel berechnet würde, begrenzt. Die übersteigenden 
Anteile werden auf alle übrigen Gemeinden entsprechend deren Zuweisungsschlüssel verteilt. 

(2) Dem Einwohnerschlüssel und dem Flächenschlüssel ist der vom Landesamt für Datenverarbeitung und 
Statistik jeweils zum 1.1. eines Jahres veröffentlichten Stand zugrunde zu legen. 

(3) Bei der Zuweisung ist der Bestand der in § 2 Nrn. 1 bis 4 genannten ausländischen Flüchtlinge 

1. in den Fällen der Nummern 1 und 1a bis zur unanfechtbaren Ablehnung des Asylantrages, 

2. in den Fällen der Nummer 2 längstens für die Dauer von drei Jahren seit der Einreise, 

3. in den Fällen der Nummer 3 längstens für die Dauer von drei Jahren seit der erstmaligen Erteilung der 
Anordnung, 

4. in den Fällen der Nummer 4 längstens für die Dauer von zwei Jahren seit der erstmaligen Zuweisung 
in die Gemeinde 

anzurechnen. 

Der Bestand der ausländischen Flüchtlinge nach § 2 Nrn. 1 bis 4 ist der von der Bezirksregierung Arnsberg 
fortgeschriebenen und jeweils auf der Grundlage des Bestandes zu den Stichtagen 1.1., 1.4., 1.7. und 1.10. 
bereinigten Statistik zu entnehmen. Die Bezirksregierungen erheben hierzu bei den Gemeinden zu den ge-
nannten Stichtagen die Zahl der nach § 2 Nrn. 1 bis 4 anzurechnenden Ausländer und melden diese bis zum 
15. des Erhebungsmonats der Bezirksregierung Arnsberg. 

- Infektionsschutzgesetz -92 

§ 36 Einhaltung der Infektionshygiene 

(1) Folgende Einrichtungen legen in Hygieneplänen innerbetriebliche Verfahrensweisen zur Infektionshygiene 
fest und unterliegen der infektionshygienischen Überwachung durch das Gesundheitsamt:  

1. die in § 33 genannten Gemeinschaftseinrichtungen, 
2. Einrichtungen nach § 1 Absatz 1 bis 5 des Heimgesetzes, 
3. Betreuungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in den Nummern 1 und 2 genannten 

Einrichtungen vergleichbar sind, 

                                                      

 

 

92 Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das durch Artikel 5 Absatz 2 des 
Gesetzes vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868) geändert worden ist. 
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4. Obdachlosenunterkünfte, 
5. Gemeinschaftsunterkünfte für Asylbewerber, Spätaussiedler und Flüchtlinge, 
6. sonstige Massenunterkünfte und 
7. Justizvollzugsanstalten. 

(2) Einrichtungen und Gewerbe, bei denen die Möglichkeit besteht, dass durch Tätigkeiten am Menschen 
durch Blut Krankheitserreger übertragen werden, können durch das Gesundheitsamt infektionshygienisch 
überwacht werden. 
 
(3) Die mit der Überwachung beauftragten Personen sind befugt, zu Betriebs- und Geschäftszeiten Betriebs-
grundstücke, Geschäfts- und Betriebsräume, zum Betrieb gehörende Anlagen und Einrichtungen sowie Ver-
kehrsmittel zu betreten, zu besichtigen sowie in die Bücher oder sonstigen Unterlagen Einsicht zu nehmen und 
hieraus Abschriften, Ablichtungen oder Auszüge anzufertigen sowie sonstige Gegenstände zu untersuchen 
oder Proben zur Untersuchung zu fordern oder zu entnehmen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erfor-
derlich ist. § 16 Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 
 
(4) Personen, die in ein Altenheim, Altenwohnheim, Pflegeheim oder eine gleichartige Einrichtung im Sinne 
des § 1 Abs. 1 bis 5 des Heimgesetzes oder in eine Gemeinschaftsunterkunft für Obdachlose, Flüchtlinge, 
Asylbewerber oder in eine Erstaufnahmeeinrichtung des Bundes für Spätaussiedler aufgenommen werden 
sollen, haben vor oder unverzüglich nach ihrer Aufnahme der Leitung der Einrichtung ein ärztliches Zeugnis 
darüber vorzulegen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer ansteckungsfähigen Lungen-
tuberkulose vorhanden sind. Bei Aufnahme in eine Gemeinschaftsunterkunft für Flüchtlinge, Asylbewerber 
oder in eine Erstaufnahmeeinrichtung des Bundes für Spätaussiedler muss sich das Zeugnis bei Personen, die 
das 15. Lebensjahr vollendet haben, auf eine im Geltungsbereich dieses Gesetzes erstellte Röntgenaufnahme 
der Lunge stützen; bei erstmaliger Aufnahme darf die Erhebung der Befunde nicht länger als sechs Monate, 
bei erneuter Aufnahme zwölf Monate zurückliegen. Bei Schwangeren ist von der Röntgenaufnahme abzuse-
hen; stattdessen ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, dass nach sonstigen Befunden eine ansteckungsfähige 
Lungentuberkulose nicht zu befürchten ist. § 34 Abs. 4 gilt entsprechend. Satz 1 gilt nicht für Personen, die 
weniger als drei Tage in eine Gemeinschaftsunterkunft für Obdachlose aufgenommen werden. Personen, die 
nach Satz 1 ein ärztliches Zeugnis vorzulegen haben, sind verpflichtet, die für die Ausstellung des Zeugnisses 
nach Satz 1 und 2 erforderlichen Untersuchungen zu dulden. Personen, die in eine Justizvollzugsanstalt auf-
genommen werden, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf übertragbare Krankheiten einschließlich 
einer Röntgenaufnahme der Lunge zu dulden. 
 
(5) Das Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz) wird insoweit einge-
schränkt. 
 
 

- Zuständigkeitsverordnung - 
Verordnung über Zuständigkeiten im Ausländerwesen (ZustAVO) 

Vom 15. Februar 200593 

Kapitel 1 
Allgemeine Zuständigkeiten 

                                                      

 

 

93 GV. NRW. S. 50, in Kraft getreten am 26. Februar 2005; geändert durch VO vom 21.11.2006 
(GV. NRW. S. 600), in Kraft getreten am 16. Dezember 2006; VO v. 13.11.2007 (GV. NRW. S. 
560), in Kraft getreten am 1. Januar 2008; Artikel 9 der Verordnung vom 10. November 2009 (GV. 
NRW. S. 582), in Kraft getreten am 28. November 2009; VO vom 15. Februar 2011 (GV. NRW. S. 
168), in Kraft getreten mit Wirkung vom 1. Februar 2011; VO vom 19. Juli 2011 (GV. NRW. S. 376), 
in Kraft getreten am 1. September 2011. 
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§ 1 

Ausländerbehörden im Sinne des § 15a, des § 23, des § 24 und des § 71 Abs. 1 Satz 1 des Aufenthaltsgeset-
zes (AufenthG) und des § 19 des Asylverfahrensgesetzes (AsylVfG) sind 

1. die Ordnungsbehörden der Kreise, soweit nicht die örtlichen Ordnungsbehörden oder die Zentralen 
Ausländerbehörden zuständig sind, 

2. die örtlichen Ordnungsbehörden der Großen kreisangehörigen Städte und der kreisfreien Städte, so-
weit nicht die Zentralen Ausländerbehörden zuständig sind, 

3. die Kreisordnungsbehörden der Städte Bielefeld, Dortmund und Köln als Zentrale Ausländerbehörden 
(ZAB) im Rahmen der ihnen gesondert übertragenen Aufgaben. 

§ 2 

Die Zuständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 98 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1, 
3 und 4, Abs. 3 Nr. 2, 4, 5, 6 und 7 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG), des § 10 Abs. 2 des Gesetzes über 
die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern (Freizügigkeitsgesetz/EU – FreizügG/EU) und des § 86 des 
Asylverfahrensgesetzes (AsylVfG) wird den Ausländerbehörden übertragen. 

Kapitel 2 
Besondere Zuständigkeiten der Zentralen Ausländerbehörden (ZAB) im Rahmen der Rückführung aus-

reisepflichtiger Ausländerinnen und Ausländer 

§ 3 

(1) Den Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld, Dortmund und Köln werden im Rahmen der Rück-
führung ausreisepflichtiger Ausländerinnen und Ausländer folgende Aufgaben übertragen: 

1. Beschaffung von Passersatzpapieren für alle ausreisepflichtigen Ausländerinnen und Ausländer in 
Nordrhein-Westfalen, 

2. Betreuung der ausreisepflichtigen Ausländerinnen und Ausländer in den Abschiebungshafteinrichtun-
gen des Landes Nordrhein-Westfalen, 

3. Vorbereitung und Durchführung von Rückführungen in die Herkunftsstaaten, die gemäß § 4 bestimmt 
werden, 

4. Einrichtung von Informationsstellen und Führung von Datenbanken, die gemäß § 4 bestimmt werden.  

(2) In Amtshilfe für die Ausländerbehörden nach § 1 Nr. 1 und 2 nehmen die Zentralen Ausländerbehörden 
darüber hinaus im Rahmen der Rückführung ausreisepflichtiger Ausländerinnen und Ausländer noch folgende 
Aufgaben wahr: 

1. ausländerrechtliche Behandlung von allen Fällen von Abschiebungshaft sowie von Fällen, in denen 
sich ausreisepflichtige Ausländerinnen und Ausländer in Strafhaft befinden, 

2. organisatorische Durchführung von Ausreisen, 

3. Transport und Transportkoordination für alle Fahrten zur Vorbereitung und zum Vollzug der Ausrei-
sen. 

§ 4 

Einzelheiten der Abgrenzung der örtlichen und sachlichen Zuständigkeit zwischen den Zentralen Ausländerbe-
hörden sowie die Bestimmung der Herkunftsstaaten werden durch Verwaltungsvorschriften gem. § 19 gere-
gelt. 

Kapitel 3 
Durchführung des Asylverfahrensgesetzes und des Aufenthaltsgesetzes 
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§ 5 

(1) Aufnahmeeinrichtungen im Sinne des § 44 AsylVfG sind die Zentralen Ausländerbehörden (ZAB) der Städ-
te Bielefeld und Dortmund mit den ihnen zugeordneten Einrichtungen zur Unterbringung von Asylbewerberin-
nen und Asylbewerbern. 

(2) Einrichtungen zur Unterbringung von Asylbewerbern nach Absatz 1 sind 

1. die bei den Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld und Dortmund betriebenen kommuna-
len Einrichtungen zur vorläufigen Unterbringung von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern,  

2. die in Trägerschaft des Landes stehenden Zentralen Unterbringungseinrichtungen. 

§ 6 

(1) Die Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld und Dortmund sind für alle nach dem AsylVfG den 
Aufnahmeeinrichtungen (§ 44 AsylVfG) übertragenen Aufgaben zuständig, soweit die Aufgaben nicht der Be-
zirksregierung Arnsberg zugewiesen sind. 

(2) Die Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld und Dortmund sind zuständig für alle ausländer- und 
asylrechtlichen Maßnahmen für Ausländerinnen und Ausländer, solange diese in den ihr zugeordneten Einrich-
tungen zur Unterbringung von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern zu wohnen verpflichtet sind, sofern nicht 
die Zuständigkeit des Bundes gegeben ist. 

(3) Die Zuständigkeiten der Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld und Dortmund nach den Absät-
zen 1 und 2 bestehen auch dann, wenn die dort genannten Ausländerinnen und Ausländer auf Veranlassung 
der Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld und Dortmund in den den Zentralen Ausländerbehörden 
zugeordneten Abschiebungshafteinrichtungen zum Zwecke der Sicherung der Abschiebung nach § 62 Auf-
enthG in Abschiebungshaft genommen werden. 

§ 7 

Die Bezirksregierung Arnsberg ist zuständige Behörde im Sinne des § 15a Abs. 1 Satz 5 AufenthG für die 
Veranlassung der Verteilung der unerlaubt eingereisten Ausländer nach § 15a AufenthG. 

§ 8 

(1) Die Ausländerbehörden im Sinne des § 1 Nr. 1 und 2 führen im Rahmen der Amtshilfe die Anhörung ge-
mäß § 15a Abs. 4 Satz 2 AufenthG für die Bezirksregierung Arnsberg durch und übersenden dieser das Er-
gebnis. 

(2) Die im § 49 Abs. 2a AufenthG vorgeschriebenen erkennungsdienstlichen Maßnahmen werden durch die 
Ausländerbehörden im Sinne des § 1 Nr. 1 und 2 durchgeführt, sofern nicht bereits die übrigen in § 71 Abs. 4 
Satz 1 AufenthG genannten Behörden tätig geworden sind. 

§ 9 

Zuständige Behörde für die Anordnung nach § 15a Abs. 4 Satz 1 AufenthG bei einer Verteilung in andere 
Länder ist die Bezirksregierung Arnsberg. 

§ 10 

(1) Zuständige Behörde im Sinne des § 15a Absatz 1 Satz 5 AufenthG für die Aufnahme unerlaubt eingereister 
Ausländerinnen und Ausländer aus anderen Ländern sind die Zentralen Ausländerbehörden (ZAB) der Städte 
Bielefeld und Dortmund. 

(2) Die Unterbringung der nach Absatz 1 aufgenommenen Personen erfolgt in der kommunalen Einrichtung zur 
vorläufigen Unterbringung von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern und unerlaubt eingereisten Auslände-
rinnen und Ausländern, die bei den Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld und Dortmund betrieben 
werden. 

§ 11 
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Zuständige Behörde für die länderübergreifende und landesinterne Verteilung der unerlaubt eingereisten Aus-
länder nach § 15a AufenthG ist die Bezirksregierung Arnsberg. Dabei gilt für die Verteilung innerhalb des Lan-
des § 3 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 12 

Die Gemeinden sind verpflichtet, die ihnen zugewiesenen unerlaubt eingereisten Ausländer im Sinne des § 
15a AufenthG aufzunehmen und unterzubringen. 

§ 13 

(1) Die Ausländerbehörden im Sinne des § 1 Nrn. 1 und 2 führen bei einer Verteilung innerhalb des Landes 
und bei einer länderübergreifenden Verteilung die zur Umsetzung der Verteilungsanordnung nach § 11 Satz 1 
erforderlichen Maßnahmen durch. 

(2) Die Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld und Dortmund führen bei einer länderübergreifen-
den Verteilung nach Nordrhein-Westfalen die zur Umsetzung der Zuweisungsentscheidung nach § 11 Satz 1 i. 
V. m. § 3 FlüAG in die Zuweisungsgemeinde erforderlichen Maßnahmen durch. 

§ 14  

(1) Im Falle einer Anordnung zur Aufnahme aus dem Ausland nach § 23 Absatz 1 AufenthG oder eines Be-
schlusses nach § 24 Absatz 1 AufenthG sind die Zentralen Ausländerbehörden der Städte Bielefeld und Dort-
mund auch dann zuständig für alle ausländer- und passrechtlichen Maßnahmen für die von der Anordnung 
oder dem Beschluss erfassten Ausländerinnen und Ausländer, wenn sie in Einrichtungen zur Unterbringung 
von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern nach § 5 Absatz 2 Nummer 2 untergebracht werden. Anordnungen 
nach § 23 Abs. 1 AufenthG, die i.V.m. § 23 Abs. 2 AufenthG ergehen, sind hiervon nicht erfasst. 

(2) Die Zuständigkeit endet mit der Zuweisung des Ausländers durch die Bezirksregierung Arnsberg nach § 15 
oder § 16 Abs. 1 Satz 2 in eine Gemeinde des Landes Nordrhein-Westfalen oder seiner Verteilung nach § 24 
Abs. 3 AufenthG. 

(3) Die Zuständigkeit örtlicher Ausländerbehörden besteht 

1. in den Fällen des § 14 Abs. 2 erste Alternative, 

2. in den Fällen, in denen sich Ausländer bereits vor einem Beschluss nach § 24 Abs. 1 AufenthG in ih-
rem Zuständigkeitsbereich aufgehalten haben. 

Die Zuständigkeit nach Satz 1 Nr. 2 endet mit der Zuweisung eines Ausländers nach § 15 in eine Unterbrin-
gungseinrichtung des Landes oder seiner Verteilung nach § 24 Abs. 3 AufenthG. 

§ 15 

Zuständige Behörde für die Verteilung und Zuweisung von Asylbewerbern nach § 50 AsylVfG und Ausländern 
nach § 24 Abs. 4 AufenthG ist die Bezirksregierung Arnsberg. Dabei gilt für die Verteilung § 3 des Flüchtlings-
aufnahmegesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 16 

(1) Die Gemeinden sind verpflichtet, die nach § 23 Abs. 1 AufenthG aus dem Ausland aufgenommenen, ihnen 
zugewiesenen ausländischen Flüchtlinge aufzunehmen und unterzubringen. Zuständige Behörde für die Ver-
teilung und Zuweisung dieser ausländischen Flüchtlinge ist die Bezirksregierung Arnsberg. Die Zuständigkeit 
der Bezirksregierung Arnsberg für die Verteilung und Zuweisung gilt nicht für Anordnungen nach § 23 Abs. 1 
AufenthG, die i.V.m. § 23 Abs. 2 AufenthG ergehen. 

(2) Dabei gilt für die Verteilung § 3 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 17  

(1) Soweit eine Ausländerin oder ein Ausländer bei einer der Zentralen Ausländerbehörden der Städte Biele-
feld und Dortmund um Asyl nachgesucht hat und eine Aufnahmeverpflichtung des Landes besteht, bestimmt 
die Bezirksregierung Arnsberg diejenige Zentrale Unterbringungseinrichtung, in der die Ausländerin oder der 
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Ausländer nach § 47 AsylVfG zu wohnen verpflichtet ist. Die Bezirksregierung Arnsberg trifft diese Bestim-
mung auch für Ausländer, die von einem Beschluss nach § 24 Abs. 1 AufenthG erfasst werden. Für Ausländer 
im Sinne des § 16 trifft die Bezirksregierung Arnsberg diese Bestimmung im Einvernehmen mit dem Innenmi-
nisterium. 

(2) Die Bezirksregierung Arnsberg ist zuständig für die Unterbringung von Asylbewerbern und Ausländern 
nach § 14 und § 16 in den Einrichtungen des Landes nach § 5 Abs. 2 Nr. 2.  

(3) Die Bezirksregierung Arnsberg ist außerdem zuständig für 

1. die gemäß § 46 AsylVfG den Aufnahmeeinrichtungen bzw. den Ländern übertragenen Melde- oder 
Mitteilungspflichten, 

2. die Entlassung gemäß § 49 Abs. 2, § 53 Abs. 2 AsylVfG aus den Einrichtungen zur Unterbringung von 
Asylbewerbern im Sinne des § 5 Abs. 2 Nr. 2,  

3. die Durchführung der länderübergreifenden Verteilung gemäß § 51 AsylVfG und § 24 Abs. 3 Auf-
enthG, 

4. den Datenaustausch mit der vom Bundesministerium des Innern bestimmten Zentralen Verteilungs-
stelle nach § 24 Abs. 3 AufenthG zur Feststellung der aktuellen Aufnahmequote des Landes. 

§ 17a  

(1) Zuständige Behörden im Sinne des § 78 Absatz 7 Satz 2 AufenthG zur Änderung der im elektronischen 
Speicher- und Verarbeitungsmedium eines Dokumentes nach § 78 AufenthG gespeicherten Anschrift und der 
auf das Dokument aufzubringenden Anschrift sind neben den in § 1 Nr. 1 genannten Stellen die örtlichen Ord-
nungsbehörden der kreisangehörigen Gemeinden, soweit sich die Gemeinden durch schriftliche Vereinbarung 
mit dem Kreis verpflichten, diese Aufgabe zu erfüllen. In der Vereinbarung sind insbesondere die Dauer der 
Aufgabenwahrnehmung und das Inkrafttreten zu regeln sowie Vorgaben darüber zu treffen, unter welchen 
Voraussetzungen und in welcher Form die Vereinbarung von einem der Beteiligten gekündigt werden kann. 

(2) Eine Vereinbarung nach Absatz 1 ist der zuständigen Bezirksregierung anzuzeigen und in den amtlichen 
Veröffentlichungsblättern der Beteiligten bekannt zu machen. Die Bekanntmachung darf frühestens einen 
Monat nach der Anzeige bei der Bezirksregierung erfolgen. 

Kapitel 4 
Schlussvorschriften 

§ 18 

(1) Die notwendigen Kosten für den Betrieb der Zentralen Ausländerbehörden werden aus dem Landeshaus-
halt erstattet. Der Ansatz bei Kapitel 03 030, Titel 633 10 bildet die Obergrenze. 

(2) Die Erforderlichkeit und Angemessenheit der Aufgabenerfüllung sowie die Organisationsstruktur der Zent-
ralen Ausländerbehörden unterliegen im Rahmen eines Qualitätsmanagements einer regelmäßigen Kontrolle 
durch die Aufsichtsbehörden. 

§ 19 

Das Innenministerium wird ermächtigt, Verwaltungsvorschriften zu dieser Rechtsverordnung zu erlassen. 

§ 20 

(1) Die Verordnung tritt am Tag nach Verkündung in Kraft und zum 31. Dezember 2014 außer Kraft. 

(2) Mit dem In-Kraft-Treten dieser Verordnung treten die Verordnung über Zuständigkeiten im Ausländerwesen 
vom 6. Dezember 1990 (GV. NRW. S. 661) und die Verordnung zur Durchführung des Asylverfahrensgesetzes 
(AsylVfG-DVO) vom 22. November 1994 (GV. NRW. S. 1065), geändert durch Verordnung vom 29. April 1997 
(GV. NRW. S. 85), außer Kraft. 
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